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 Herschenden, sowie i dees eigen © Gehilfen aus sdai Reihe 
che erfährt der Leser aus dem Leitartikel des N.S. Heute-Schriftleiters Sascha 
Krolzig, in welchem er die massiven juristischen Angriffe, die derzeit gegen un- 
ser kleines, jedoch offensichtlich den Herrschenden extrem unbequemes Zeit- 
rojekt gefahren werden, zusammenfasst en einer er politischen Bewer- 
tung unterzieht. 
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im September 2019 endgültig beendeten Koblenzer Prozesses gegen das „Akti- 
onsbüro Mittelrhein“. In einem weiteren Artikel zu unserem Leitthema „Poli- 
tische eco zieht N. S. ae Gastautor Sven Skoda wichtige politische 
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Bitte vormerken: „Tag der politischen Gefangenen“ 
am 18. März 

Seit 2018 organisiert die N.S. Heute in Kooperation 
mit dem Verlag „Soldatenbiographien / Ein Fähnlein“ 
und der „GefangenenHilfe“ die Werbeaktionen zum 
„lag der politischen Gefangenen“ rund um den 18. 
März. Auch in diesem Jahr wird es über unseren Netz- 
laden wieder Aufkleber und Plakate zu bestellen geben, 
außerdem ist jede Aktionsgruppe aufgerufen, eigene 
Flugzettel mit den Kontaktdaten der lokalen Gruppie- 
rungen herzustellen und zu verteilen. In diesem Jahr 
werden die politischen Gefangenen Ursula Haverbeck, 
Horst Mahler, Alfred Schäfer und Sylvia Stolz auf un- 
seren Werbematerialien abgedruckt sein — zu bestellen 
voraussichtlich ab Anfang Februar unter 
www.nsheute.com/netzladen. 


Erste Termine für 2020: „Revolutionärer Kongress“ 


und „Schild & Schwert- Festival“ 


Auch im Jahr 2020 freuen wir uns wieder auf eine 
Reihe interessanter Festivals, Konzerte, Seminare und 
Kongresse, bei denen wir für unser Zeitschriftenpro- 
jekt werben dürfen. Zwei feste Termine stehen bereits 
in unserem Kalender: Am 14. März findet im Raum 
Plauen (Sachsen) der „Revolutionäre Kongress“ statt, 
den unser junger Mitstreiter Sanny Kujath im Interview 
in der vorliegenden Ausgabe näher vorstellt. Ebenfalls 
ein buntes Programm aus Rednern, Musik, Info- und 
Verkaufsständen erwartet Euch am Wochenende des 
12./13. Juni beim „Schild & Schwert-Festival* 2020 im 
sächsischen Ostritz. Infos und Karten gibt es unter fol- 


gender Adresse: https://schildundschwertfestival.de/ 


Freiheit 


für alle 
politischen Gefangenen! 


Neue Podcasts auf dem „Genticus“-Kanal! 


An dieser Stelle dürfen wir ein weiteres Mal auf unser 
Schwesterprojekt „Genticus — Der nationale Podcast“ 
hinweisen. Der Kanal, den Ihr problemlos auf YouTube 
unter dem Schlagwort „Genticus“ finden könnt, hat Euch 
nämlich wieder einige neue Audiobeitrage zur Verfügung 
gestellt, beispielsweise eine politische Analyse der Gegen- 
wart sowie eine eingesprochene Leseprobe aus der letz- 
ten N.S. Heute-Ausgabe. Politische Verfolgung in der 
BRD, das Titelthema des vorliegenden Heftes, hat viele 
Facetten. Neben politischen Strafverfahren ist auch das 
„Outing“ am Arbeitsplatz ein beliebtes Mittel nicht nur 
von Linksextremisten, sondern auch von Geheimdiensten 
und der politischen Polizei, um Nationalisten das Leben 
schwer zu machen — passend hierzu gibt es ganz aktuell 
auf dem Genticus-Kanal eine Sondersendung zum Ihema 
„Kündigung aus politischen Gründen“. 


Politische Verfolgung in der BRD 


Am Beispiel der N.S. Heute 


Die Presse- und Meinungsfreiheit ist in Merkeldeutschland durch Artikel 5 des Grund- 
gesetzes garantiert, de facto jedoch fortwährenden Angriffen der Herrschenden sowie ih- 
rer willigen Gehilfen aus den Reihen der Geheimdienste und der regimetreuen Medien- 
anstalten ausgesetzt. Ein Beispiel in eigener Sache. 


Es ist Dienstag, der 5. November 2019. Im Briefkasten 
liegt — wieder einmal — ein Brief mit dem berühmt-be- 
rüchtigten „gelben Umschlag“ für mich bereit. Briefe mit 
einer solchen „Postzustellungsurkunde“ (PZU), wie es im 
Beamtendeutsch heißt, bedeuten für politische Oppositi- 
onelle in der Regel nichts Gutes, erst recht nicht, wenn in 
der Absenderzeile ein Gericht oder die Staatsanwaltschaft 
vermerkt ist. 


Ich öffne den Brief mit dem gelben Umschlag und erfah- 
re auf der ersten Seite hinter dem obligatorischen „Vor- 
blatt zur Zustellungssendung“, dass mir „auf Anordnung 
des Gerichts die Anklageschrift übersandt“ wird. Erstmal 
hinsetzen und festhalten, damit es mich gleich nicht vom 
Hocker wirft. Auf der folgenden Seite beginnt die An- 
klageschrift der Staatsanwaltschaft Dortmund vom 13. 
September 2019, Aktenzeichen 600 Js 311/18.Ich erfah- 
re, dass ich angeklagt werde, mich in der Zeit von März 
2017 bis September 2018 durch drei selbständige Hand- 
lungen wegen „Volksverhetzung“, dem Rechtfertigen der 
NS-Herrschaft sowie dem Verbreiten von Propaganda- 
mitteln ehemaliger NS-Organisationen strafbar gemacht 
zu haben. 


Potzblitz! Man will mir also zum wiederholten Male ei- 
nen politischen Prozess machen, diesmal direkt vor der 
Staatsschutzstrafkammer des Landgerichts Dortmund. 
Die Anklage umfasst zehn Seiten. Da es nach $ 353d des 
Strafgesetzbuches verboten ist, eine Anklageschrift ganz 
oder in wesentlichen Teil im Wortlaut öffentlich mitzutei- 
len, bevor sie in öffentlicher Verhandlung erörtert worden 
oder das Verfahren abgeschlossen ist, muss ich mich an 
dieser Stelle darauf beschränken, den Inhalt der Anklage- 


schrift zusammenfassend wiederzugeben. 


Um es kurz zu machen: Die Anklageschrift ist ein Sam- 
melsurium von aus älteren N.S. Heute-Ausgaben heraus- 
kopierten, aus dem Zusammenhang gerissenen und — wohl 
bewusst — missinterpretierten Absätzen aus Artikeln ver- 
schiedener N.S. Heute-Autoren. An dieser Stelle serviere 


ich Euch gerne ein paar Kost- 

proben aus der Anklageschrift: 

Es sei „volksverhetzend“, zu 

behaupten, die Masseneinwan- 

derung von Ausländern führe 

zu einem Völkermord an Deut- 

schen; es sei volksverhetzend, 

ein ausschließlich den Nacken 

von Rudolf Heß zeigendes Ob- 

duktionsfoto (!) auf der Titelsei- 

te einer N.S. Heute-Ausgabe zu 

veroffentlichen, gepaart mit der 

Behauptung, Heß sei aufgrund 

des an ihm verübten Mordes 

ein „Blutzeuge”; außerdem dürfe man den bereits im Jahr 
1930 (!) ermordeten Horst Wessel nicht glorifizieren, da 
dies eine „Billigung der nationalsozialistischen Gewalt- 
und Willkürherrschaft“ im Sinne des $ 130 StGB dar- 
stelle. 


Die N.S. Heute als die Fortführung 
der NSDAP mit anderen Mitteln... 


Die Behauptungen in der Anklageschrift gipfeln schließ- 
lich in dem Vorwurf, ich würde mit meiner Zeitschrift 
praktisch die NSDAP und deren politische Ziele fortfüh- 
ren wollen. — Interessant, interessant... da gibt man eine 
sechsmal jährlich erscheinende, politisch-kulturelle Publi- 
kation in niedriger vierstelliger Auflage heraus, in welcher 
der historische Nationalsozialismus allenfalls am Rande 
und aus geschichtlichem Interesse heraus behandelt wird, 
und damit soll nun praktisch eine seit 75 Jahren verbotene, 
ehemalige Massenpartei Deutschlands fortgeführt wer- 
den? Man könnte die Angelegenheit als einen schlechten 
Witz abtun, würde man mir aufgrund solcher und ähnli- 
cher Vorwürfe nicht tatsächlich einen riesigen Prozess vor 
dem Landgericht Dortmund machen wollen. 


Und warum sei die N.S. Heute eine Fortführung der Be- 
strebungen der NSDAP mit anderen Mitteln? — Haltet 
Euch fest, jetzt wird es richtig abgefahren: 


Wir würden uns in der Zeitschrift Gedanken über eine 
„postdemokratische Regierung“ machen. 

Man würde das „nationalsozialistische Führerprinzip“ ein- 
führen wollen, indem ein Interviewpartner die mangelnde 
Hierarchie, Befehlsstruktur und das Fehlen einer Person, 
die alle nationalen Organisationen zusammen- und an- 
führen könne, im Nationalen Widerstand bemängelte. 
Die nationalsozialistische Rassenlehre würde gutgehei- 
Ben, indem behauptet werde, dass es verschiedene Men- 
schenrassen gebe (was so übrigens selbst im Grundgesetz 
steht) und dass das äußere Erscheinungsbild eines Men- 
schen von seinen rassischen Erbanlagen abhänge (mal 
schauen, was die Biologen dazu sagen werden, wenn wir 
sie als sachverständige Zeugen vor Gericht laden). 

Es werde dazu aufgerufen, den Ethnozid und die Um- 
volkung der Deutschen zu verhindern. 


Weitere Beispiele aus der Anklageschrift erspare ich Euch 
an dieser Stelle. Nur so viel als Zwischenfazit: Man macht 
sich also Gedanken darüber, dass der Parlamentarismus in 
seiner heutigen Form nicht für alle Ewigkeiten der Weis- 
heit letzter Schluss sein müsse, man bemängelt die man- 
gelnde Hierarchie im Nationalen Widerstand, geht von 
der Existenz verschiedener, zu erhaltender Menschenras- 
sen aus und möchte zu allem Überfluss auch noch den 
deutschen Volkstod stoppen — und hat damit praktisch die 
NSDAP neugegründet. Nochmal zur Verdeutlichung: Das 


steht nicht auf irgendeiner wirren Internetseite der Antifa, 


wo man solche Elaborate 
normalerweise vermuten 
würde, sondern in ei- 
ner offiziellen Anklage- 
schrift der Staatsanwalt- 
schaft Dortmund! 


Doch so vermeintlich 
witzig sich die ganze An- 
gelegenheit auf den ers- 
ten Blick für den Leser 
anhören mag: die Straf- 
verfolgungsbehörden 
meinen das bitterernst! 
Wenn die in der vorlie- 
genden Anklageschrift 
angelegten Maßstäbe in 
politischen Strafverfah- 
ren Schule machen soll- 
ten, dann geht es in Zu- 
kunft nicht mehr darum, 
was jemand gesagt oder 
geschrieben hat, dann 
geht es auch nicht mehr 
darum, was mit dem Ge- 
sagten oder Geschriebenen 
gemeint ist, sondern dann geht es zukünftig nur noch da- 
rum, was die Anklagebehörden nach eigenem Gutdünken 
in das Gesagte oder Geschriebene hineininterpretieren. 


© Nationaler Aufbruch Hamm 


In diesem Zusammenhang kann ich aus eigener Erfah- 
rung ein weiteres Beispiel nennen, das ich an dieser Stelle 
aber nur kurz anschneiden will, da ich zu einem späteren 
Zeitpunkt hierzu noch einen ausführlichen Beitrag sch- 
reiben werde: Am 10. Oktober 2019 verurteilte mich das 
Landgericht Bielefeld in zweiter Instanz wegen „Volksver- 
hetzung“ zu sechs Monaten Freiheitsstrafe ohne Bewäh- 
rung, da ich im August 2016 im Rahmen einer politischen 
Auseinandersetzung den Vorsitzenden der Jüdischen 
Gemeinde Herford-Detmold, Matitjahu Kellig, als „fre- 
chen Juden-Funktionär“ bezeichnet hatte. Vom Landge- 
richt Bielefeld wird das Urteil dann wie folgt begründet: 
„Durch diese Terminologie wird dem Zeugen Kellig im- 
plizit, aber offenkundig beabsichtigt, ein Status zugedacht, 
den ein Jude unter dem nationalsozialistischen Regime 
hatte, nämlich als ein Mensch ohne Würde und Existenz- 
recht und insofern als jemand, auf den sich Hass entladen 
kann und soll.“ — Also, liebe Eltern, bitte, bitte nehmt in 
Zukunft Abstand davon, Euren Kindern zu gemahnen, sie 
sollten nicht frech zu anderen Leuten sein, denn damit 
sprecht Ihr Euren Kindern das Existenzrecht ab! — Auch 
hier gilt wieder, dass man über solcherlei verrückten Ge- 
dankenverirrungen lachen könnte, würde man mich nicht 
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Die Lügenpresse wird immer scham- und skrupelloser 


mit Hilfe von derartigen abenteuerlichen „Begründun- 
gen“ tatsächlich ins Gefängnis werfen wollen. Das Urteil 
ist nicht rechtskräftig, da wir Revision eingelegt haben. 


Der Geheimdienst als Stichwortgeber 
für die Lügenpresse 


Unternehmen wir einen kleinen Zeitsprung: Am Mitt- 
woch, den 11. Dezember, werde ich auf einem unserer po- 
litischen Stammtische von meinem Kameraden und N.S. 
Heute-Gastautoren Michael Brück angesprochen, wie es 
sich denn so leben würde als jemand, der zum Mord gegen 
Staatsbedienstete aufruft. Schließlich sei bei FOCUS- 
Online heute ein langer Artikel über mich erschienen, wo 
es darum ginge, dass ich zu derartigen Mordanschlägen 
aufrufen würde. Da Michael Brück in Kameradenkreisen 
dafür bekannt ist, Leute auf den Arm zu nehmen oder — 
wie er es nennt — zu „trollen“, nahm ich sein Gerede zu- 
nächst nicht für voll. Doch ein Blick auf die Netzseite des 
FOCUS belehrte mich eines Besseren: „Verschwörungs- 
text in Szene-Magazin — Hass auf den Staat: Rief rechts- 
extremer Parteichef indirekt zu Mordanschlagen auf?", so 
lautete die Überschrift, die mir in großen Lettern entge- 
genschlug, daneben ein Foto von mir. 


In Deutschlands Gerichten > Chef der 


den Staat: Rief rechtsextremer 
direkt zu Mordanschlägen auf? 


© FOCUS-Online / Screenshot 


Aufhänger des Artikels ist zunächst die oben erwähnte 
Anklageschrift, in der mir vorgeworfen werde, „zu Hass 
gegen Ausländer angestachelt und Propaganda für die ver- 
botene NSDAP betrieben“ zu haben. Nach der recht kurz 
gehaltenen Einleitung dreht Göran Schattauer, ein von 
der BRD-Medienlandschaft mehrfach „ausgezeichneter“ 
Reporter, dann so richtig auf: Die „Experten“ des BRD- 
Inlandsgeheimdienstes würden in der N.S. Heute nämlich 
immer wieder auf „alarmierende Passagen” stoßen, zuletzt 
in dem Artikel „Mysteriöse Todesfälle — Die ungeklär- 
ten Kapitel der Bewegung“ in der Ausgabe März/April 
2019. In diesem Artikel hatten wir seinerzeit auf offene 
Fragen und Ungereimtheiten im Zusammenhang mit ge- 
wissen lodesfällen hingewiesen, beispielsweise bezüglich 
des ,Oktoberfest-Attentates* 1980 oder des Unfalltodes 
des NPD-Politikers Uwe Leichsenring. Dieser Artikel 
war das Ergebnis einer intensiven Recherche, indem wir 
in monatelanger Kärrnerarbeit Zeitungs- und Zeitschrif- 
tenarchive durchforsteten, mit wissenschaftlicher Sorgfalt 
Fakten und Indizien zusammentrugen und Wegbegleiter 
der Verstorbenen befragten. In keinem der genannten Fäl- 
le haben wir den Verfassungsschutz oder einen anderen 
Geheimdienst konkret beschuldigt, etwas mit den ge- 
nannten Todesfallen zu tun zu haben, sondern wir haben 


Fragen gestellt, auf Ungereimtheiten hingewiesen und na- 
türlich auch gegenteilige Indizien genannt, die tatsächlich 
für einen Freitod beziehungsweise einen Unfall sprechen. 
Man kann also sagen, wir haben uns dem journalistischen 
Kerngeschäft gewidmet, zu recherchieren, Fakten und In- 
dizien zusammenzutragen und unsere gesammelten Er- 
gebnisse in gebündelter Form zu präsentieren, um dem 
Leser die Bewertung derselben in Eigenverantwortung zu 
überlassen. 


Wer allerdings mit unseren Rechercheergebnissen so 
gar nicht einverstanden war, das waren die Gesinnungs- 
schnüfller des Verfassungsschutzes (der VS wird in dem 
zwölfseitigen Artikel übrigens nur an einer Stelle erwähnt 
wird, nämlich dort, wo es um einen mutmaßlichen Ge- 
heimdienst-Spitzel aus 
dem Sauerland geht). 
Dennoch scheint unsere 
Recherche beim BRD- 
Inlandsgeheimdienst 
einen tiefen Eindruck 
hinterlassen zu haben, 


werden doch gegenüber 


dem FOCUS Kübel von = 
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Dreck und Jauche über 
unseren Text ausgeschüt- 
tet. Demnach sei es das 
Ziel des N.S. Heute- 
Artikels gewesen, „die 
Bundesrepublik und ihre 
angeblich ausführenden 
Organe als Verbrecher- 
staat beziehungsweise 
als dessen ruchlose Auf- 
tragskiller zu kriminali- 
sieren, zu dämonisieren 
und zu delegitimieren“. 
Bei unseren Lesern solle 
das Schreckensbild ei- 
nes „geradezu monströ- 
sen“ Staates entstehen: 
Deutschland als totalitäres Regime mit einem „zutiefst 
verbrecherischen Charakter“. Der Text würde somit indi- 
rekt versuchen „Angriffe bis hin zu Mordanschlägen auf 
Personen oder staatliche Strukturen zu legitimieren, die 
für diese angeblichen Morde verantwortlich gemacht wer- 
den“. Der Artikel könne „als Aufruf zur Selbstjustiz oder 
zur Rache an den vermeintlichen Killerkommandos des 
‚Systems“ verstanden werden. 


Mit dem Unrat leben 


Spätestens an dieser Stelle wird sich der ein oder ande- 
re Leser wahrscheinlich fragen, wie man eigentlich da- 
mit umgeht, wenn eine millionenfach gelesene Netzseite 


wie FOCUS-Online plötzlich behauptet, man würde zu 
Mordanschlägen und anderen schweren Straftaten aufru- 
fen; wenn anonyme Mitarbeiter des Geheimdienstes öf- 
fentlich behaupten, die zusammengetragenen Ergebnisse 
einer journalistischen Recherchearbeit seien in Wahrheit 
Aufrufe zur Rache und Selbstjustiz. - Doch eigentlich 
muss man sagen, dass man mit den Jahren einfach abge- 
stumpft ist. Wer tagtäglich damit konfrontiert ist, welche 
Lügen das System in die Welt setzt, wie die Propaganda- 
schleudern der regimetreuen Asphaltjournaille Gift und 
Galle speien, wie feindlich alternativen Lebens- und Po- 
litikentwürfen begegnet wird und wie der „Kampf gegen 
Rechts“ nicht mit Argumenten, sondern mit Schikanen, 
Repressionen und Strafverfolgung geführt wird, dem hau- 
en selbst solche verrückten Schlagzeilen der Lügenpresse 
inklusive nament- 
licher Erwähnung 
nicht mehr vom 


Hocker. 


Als Nationalisten, 
als deutsch Den- 
kende und deutsch 
Fühlende haben 
wir notgedrungen 
gelernt, mit dem 
geistigen Unrat zu 
leben, der uns tag- 
täglich umgibt und 
der uns regelmäßig 
aus den Medien 
entgegenschlägt. 
Dennoch müssen 
wir uns damit nicht 
mehr beschäfti- 
gen als unbedingt 
notwendig, da der 
Kampf für ein bes- 
seres Deutschland 
bereits alle unsere 

Ressourcen benötigt, 
als dass wir noch Zeit und Energie dafür verschwenden 
sollten, uns über die Propaganda der regimetreuen Lügen- 
schleudern aufzuregen. — Wir wissen ja, warum sie das tun 
und in wessen Auftrag. Das reicht völlig, mehr müssen wir 
nicht wissen. 


: © Stacheldrahtgeschwader 


Politische Justiz - Die Krankheit unserer Zeit 


Kommen wir zurück zum Ausgangspunkt unseres Arti- 
kels: die politische Verfolgung und die Kriminalisierung 
oppositioneller Meinungen. Schließlich ist der massive 
juristische Angriff auf die N.S. Heute nur ein Symbol, ein 
Beispiel von vielen, die Zeugnisse darüber ablegen, wie 
prekär die Lage der Meinungsfreiheit in diesem Regime 


geworden ist. Polizei und Justiz schlagen zu, wenn es ge- 
gen Dissidenten, Bürgerrechtler, kritische Anwälte oder 
oppositionelle Gruppen geht. Man denke an den schwer- 
kranken Dissidenten Horst Mahler, der, im 84. Lebensjahr 
stehend, mit kurzen Unterbrechungen seit über zehn Jah- 
ren in Gesinnungshaft sitzt. Man denke an die 91-jährige 
Bürgerrechtlerin Ursula Haverbeck, seit über anderthalb 
Jahren politisch Inhaftierte des Systems. Man denke auch 
an die ebenfalls inhaftierte Juristin Sylvia Stolz, der man 
die Anwaltslizenz entzogen hat oder an die vielen, vielen 
Vereins- und Organisationsverbote der vergangenen Mo- 
nate und Jahre. 


Doch es sind längst nicht mehr nur die organisierten 
Aktivisten, die Idealisten und Revolutionäre, gegen die 
sich. ‚der: Zorn 
des Regimes 
richtet. So kam 
es beispielswei- 
FE se erst Anfang 
November 2019 
wieder zu einer 
bundesweiten 
Razzia wegen 
sogenannten 
„Hasskeom- 
mentaren“ im 
Internet. Die 
Betroffenen der 
21 Wohnungs- 
durchsuchungen 
in neun Bun- 
desländern wa- 
ren ganz über- 
wiegend keine 
| organisierten 
Nationalisten, 
sondern aufbe- 
| gehrende Bürger, 
die in sozialen 
Netzwerken ih- 
| rem Ärger über 
die herrschende 
Politik Luft ge- 
macht haben. — 
Machen wir uns nichts vor, natürlich passiert es immer 
wieder, dass sich manche Hitzköpfe bei derartigen Kom- 
mentaren im Ton vergreifen, doch sind selbst die raueren 
Formulierungen nicht anders als das, was man früher bei 
jedem Kneipen-Stammtisch hörte. Seitdem der gute, alte 
deutsche Stammtisch durch die Rauchverbote systema- 
tisch kaputtgemacht wurde, nutzen viele Bürger mittler- 
weile das Internet, um dort ihren Dampf abzulassen. Es 
liegt dabei in der Natur der Sache, dass nicht jeder seine 
Worte immer ganz genau abwägt, bevor er sie in die Tas- 


tatur haut. Doch die Razzien gegen solche aufmüpfigen 
Bürger, bei denen morgens auf einmal die Polizei einfliegt, 
infolgedessen die (in der Regel nicht verschlüsselten) 
Handys und Computer beschlagnahmt werden, erfüllen 
aus Sicht des Regimes auch generalpräventive Zwecke: 
Jeder Bürger soll wissen, dass ihm Ähnliches widerfah- 
ren kann, sollte er es wagen, sich im Internet zu weit aus 
dem Fenster zu lehnen, inklusive der Begleitumstände wie 
Probleme auf der Arbeit, in der Nachbarschaft oder in der 
Familie, die oftmals die Folge solcher Razzien sind. Es ist 
die Klaviatur der Angst, auf der das Regime mit morschen 
Fingern seine Kakophonie spielt. 


Zu dem Gesamtbild, welches das Merkel-Regime des 
Jahres 2020 abgibt, passt es auch ganz gut, dass die nächs- 
ten Gesetzes- 
verschärfungen 
bereits in den 
Startlöchern 
stehen: Soziale 
Netzwerke sol- 
len zukünftig 
dazu verpflich- 
tet werden, sol- 
che Äußerun- 
gen, die eine 
Bedrohung, 
Beleidigung 
oder „Volksver- 
hetzung“ dar- 
stellen können, 
nicht nur zu lö- 
schen, sondern 
den  Strafver- 
folgungsbehör- 
den zu melden 
und ihnen IP- 
Adresse, Port- 
nummer und 
sogar das Pass- 
wort zum Nut- 
zerprofil gleich 
frei Haus mit- 
zuliefern; auch 

das Strafantrags- 
Erfordernis soll gelockert werden, sodass die Behörden 
auch dann ermitteln können, wenn derjenige, gegen den 
sich die Äußerung richtet, gar keinen Strafantrag gestellt 
hat. Die Rechtsunsicherheit bezüglich gewisser Gummi- 
paragraphen wird hierbei gekonnt in Szene gesetzt: Selbst 
Volljuristen können oftmals keine klare Aussage darüber 
treffen, was man überhaupt noch sagen darf und was nicht, 
wie soll es dann erst bei den Mitarbeitern der Lösch- und 
Zensurzentralen aussehen, die über keinerlei juristische 


Vorbildung verfügen? — Worauf das Ganze schließlich 


© Netzfund 


hinauslaufen wird, ist sonnenklar: Aus Angst vor hohen 
Strafzahlungen werden demnächst auch massenweise 
Formulierungen unterhalb der Strafbarkeitsschwelle an 
die Strafverfolgungsbehörden weitergegeben, die zwar 
im Endeffekt zu keinen Verurteilungen führen, doch der 
Staatsschutz darf sich jetzt schon über massenhaft Daten 
von regimekritischen Bürgern freuen, die ihm über diesen 
Weg demnächst zugespielt werden. 


Danke für Eure Unterstützung! 


Freie Meinungsäußerung ist im Merkeldeutschland des 
Jahres 2020 nicht gerne gesehen: Hunderte Blogger, Jour- 
nalisten und Kommentatoren wurden in den vergangenen 
Monaten angezeigt, festgenommen, verhört und verurteilt, 
weil sie es gewagt hatten, Kritisches über die Regierung zu 
veröffentlichen. Mit der Anklageschrift der Staatsanwalt- 
schaft Dortmund soll der massive juristische Angriff nun 
nicht nur mich, sondern auch weitere Personen treffen, 
die der N.S. Heute als Autoren oder Interviewpartner zur 
Verfügung standen. In der Anklageschrift werden unter 
anderem auch der metapolitische Aktivist Frank Kra- 
emer, die Publizistin Dr. Angelika Willig und der Rapper 
„Makss Damage“ als „gesondert Verfolgte“ erwähnt. Doch 
eines ist klar: Wir werden unsere publizistische Front wei- 
ter im gesetzlichen Rahmen aufrechterhalten und weiter 
offensiv für die Wiederherstellung der Meinungs-, For- 


schungs- und Wissenschaftsfreiheit einzutreten! 


An dieser Stelle darf ich mich — auch im Namen der Re- 
daktion — ausdrücklich bei den Lesern und Untersttitzern 
unserer Zeitschrift bedanken, die in den vergangenen 
Wochen für unseren anstehenden Rechtskampf und die 
nun für jede Ausgabe anzufertigenden Rechtsgutachten 
einen Beitrag gespendet oder ihre Unterstützung durch 
die Verlängerung ihres Abonnements ausgedrückt haben. 
Die Herstellung einer kritischen Gegenöffentlichkeit und 
das Vorleben einer echten, deutschen Gegenkultur zum 
herrschenden Ungeist dieser Zeit sind in der heutigen 
Zeit so wichtig wie nie. 


In diesem Sinne: Auf ins neue Kampfjahr — Deutschland 
wird leben! 


Sascha Krolzig 


Manchmal enden Dinge schneller als man es für möglich 
gehalten hätte. Im September 2019 endete das sogenann- 
te „Aktionsbüro Mittelrhein“-Verfahren wegen „Bildung 
einer kriminellen Vereinigung“ nach über sieben Jahren 
überraschend mit Einstellungen gegen die verbliebe- 
nen Angeklagten. Wenn man sich überlegt, wie groß das 
Verfahren 2012 aufgezogen wurde, verwundert das Ende 
nach der langen Zeitspanne schon sehr. 


Auch wenn der Beginn im Jahr 2012 im Kalender eines 
Aktivisten schon lange zurückliegt, gibt es noch viele 
Leute, die sich an unsere Festnahme und den damit ver- 
bundenen Ärger erinnern können. Die Verwunderung 
über unsere Festnahme war groß, als bekannt wurde, dass 
in den Morgenstunden des 13. März 2012 über 24 Ka- 
meraden in Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz 
festgenommen wurden. Mit der Bildung einer kriminel- 
len Vereinigung, Körperverletzung, schwerem Landfrie- 
densbruchs und dem Verwenden von Kennzeichen ver- 
fassungswidriger Organisationen hatte man einen bunten 
Strauß an Vorwürfen gestrickt, der sich den Medien auch 
sehr gut als Erfolg im Kampf gegen Rechts verkaufen ließ. 
Die Rheinische Post, eine regionale Zeitung für Düssel- 
dorf und das Düsseldorfer Umland, vermeldete frohlo- 
ckend meine Festnahme in meinem Düsseldorfer „Unter- 
schlupf* und stellte aufgrund der Vorwürfe bis zu 15 Jahre 
Haft für mich in den Raum. Das war natürlich - selbst 
wenn die Vorwürfe nicht an den Haaren herbeigezogen 
gewesen wären — schon damals vollkommener Unsinn, 
aber vermittelt einen guten Eindruck über die Stimmung, 
in der dieses Verfahren Fahrt aufgenommen hatte. 
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Lektionen aus dem ABM-Verfahren 


Im August 2012 war es dann soweit: Gegen 26 Ange- 
klagte wurde das Verfahren vor dem Landgericht Koblenz 
mit einer 926-seitigen Anklageschrift eröffnet. Zu diesem 
Zeitpunkt saßen alle Angeklagten, die nicht mit den Er- 
mittlungsbehörden zusammengearbeitet hatten, noch im- 
mer in Untersuchungshaft, wo sie zu einem großen Teil 
auch noch bis Januar 2014 bleiben sollten. Bis zum Ende 
des Verfahrens haben wir fast 400 Verhandlungstage in 
Koblenz verbracht, und es brauchte insgesamt drei Anläu- 
fe, um ein Ende zu finden. Ein Ende, mit dem weder wir 
Angeklagten noch die Anklagevertreter gerechnet hatten. 
All das ist für die meisten Leser der N.S. Heute wahr- 
scheinlich längst bekannt. Zum Abschluss dieses Zeit- 
abschnitts halte ich es trotzdem für wichtig, ein paar der 
Lektionen, die man aus einem solchen Verfahren ziehen 
kann, noch einmal etwas auszuführen. Schließlich werden 
wir mit Sicherheit nicht die letzten gewesen sein, die in 
dieser Republik durch ihr politisches Engagement in ein 
riesiges Strafverfahren gezogen werden. 


Als wir festgenommen wurden, lag mit dem „Stuttgarter 
Bewegungsprozess“ das letzte große Verfahren, in dem 
Kameraden die Anklage als einen politischen Angriff ge- 
wertet und entsprechend darauf reagiert haben, bereits 
viele Jahre zurück. Eine Aufarbeitung, eine Art Leitfaden, 
wie man in so einem Moment am besten reagiert, gab es 
nicht. Wir befanden uns also in einer Situation, in der In- 
put von außen so gut wie nicht vorhanden war und wir die 
Initiative übernehmen mussten. 
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Mit einem Sektempfang „feierten“ Angeklagte und Verteidiger den 200. Prozesstag im ABM-Verfahren 


Was erstmal hochtrabend nach großen Plänen klingt, war 
gerade in den ersten Monaten nach der Festnahme und 
des beginnenden Prozesses oft einfach eine Charakterfra- 
ge. Nicht deshalb, weil wir nicht gern Pläne geschmiedet 
hätten, sondern einfach, weil wir gar nicht die Möglichkeit 
zur Abstimmung hatten. Man darf nicht vergessen, dass 
unsere U-Haft uns jeder Möglichkeit der Abstimmung 
beraubt hatte. Das Szenario aus Isolationshaft, Brief- und 
Besuchskontrolle gehört in einem solchen Verfahren dazu. 
Was bei uns allen zu jeder Zeit gleich war, war aber ohne 
Frage das Gefühl, zu Unrecht von der Staatsmacht, die 
sich alle Mühe gab, dabei so einschüchternd wie mög- 
lich zu wirken, eingesperrt zu sein. Erfolg hatte sie damit 
trotzdem nur bei wenigen. Die Anzahl der Festgenom- 
menen, die sich quasi unmittelbar dazu bereit erklärten, 
alle Vorwürfe zu bestätigen, um möglichst schnell aus der 
U-Haft entlassen zu werden, blieb überschaubar. Der Rest 
schwieg eisern. Wie in jeder Rechtsschulung stets gepre- 
digt, ist Schweigen im Zweifel immer erst einmal die bes- 
te Taktik. Das gilt umso mehr, wenn man in einem grö- 
ßeren Verfahren mit mehreren Angeklagten landet. Wenn 
die Vorwürfe, ohne eine Einlassung, überhaupt zu einer 
Anklageerhebung ausreichen, ist vor Gericht immer noch 
ausreichend Raum, um sich zu den Vorwürfen zu positi- 
onieren. 


Ich wurde in den letzten Jahren oft darauf angesprochen, 
was für eine Leistung es war, in der Situation nicht ein- 
zuknicken. Auch wenn ich weiß, wie dieses Kompliment 
gemeint war, stand ich immer etwas ratlos vor solchen 
Aussagen. Spätestens, wenn man sich die Frage nach den 
Alternativen stellt, die wir gehabt hätten, ist eigentlich 
klar, dass das nichts besonderes war. Mit den Ermittlungs- 
behörden zusammenarbeiten, falsche Vorwürfe einräu- 
men, um sich selbst aus einer ungemütlichen Situation zu 


befreien, und am Ende damit wahrscheinlich auch noch 
das Fundament liefern, auf dem Freunde und Kameraden 
verurteilt werden, kann einfach keine Alternative sein. 
Das ist keine Frage von politischen Positionen, sondern 
einfach eine Charakterfrage, die vom Großteil der Ange- 
klagten eindeutig beantwortet worden ist. 


Die Vorläufer des Koblenz-Prozesses 


So selbstverständlich all das auch klingen mag, so ein- 
schneidend war diese Entscheidung für den Verlauf des 
Verfahrens. Nichts einräumen, was man nicht begangen 
hat, Freunde nicht ans Messer liefern, um die eigene Haut 
zu retten, war das Fundament, was dieses Verfahren ge- 
prägt hatte und zu einem endlosen Stellungskrieg gemacht 
hat. Man braucht sich da nichts vorzumachen, hätten wir 
den Wünschen der Ankläger entsprochen und hätten die 
falschen Vorwürfe einfach eingeräumt, wäre das Verfahren 
schnell beendet gewesen. Wir wären zum Großteil schnell 
wieder frei gewesen, hätten in ein „normales“ Leben nach 
den Maßstäben dieser Republik zurückkehren können 
und die Anklagevertreter hätten zu neuen Aktionen im 
Kampf gegen Rechts ansetzen können. Das war der Plan 
der Anklagevertreter, den wir durchkreuzt haben. Dass 
dieser Plan wirklich genau so vorlag, ist keine im Nach- 
gang herbeigewünschte Idealvorstellung, um den Kampf, 
den wir in den letzten sieben Jahren vor Gericht geführt 
haben, irgendwie aufzuwerten, sondern klar nachweisbar. 


Die Staatsanwaltschaft Koblenz und der auch in unserem 
Verfahren federführend tätige Oberstaatsanwalt Walter 
Schmengler haben bereits mehrere Verfahren gegen Nati- 
onalisten mit ähnlichen Rahmenbedingungen geführt. Im 


Jahr 2007 wurde gegen die Kameradschaft Westerwald 


ein Verfahren wegen „Bildung einer kriminellen Verei- 
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nigung“ geführt, das nach wenigen Verhandlungstagen in 
einem Sieg der Anklagevertreter endete, weil sich aus den 
Reihen der Angeklagten kein Widerstand regte und fast 
ausnahmslos mit den Behörden kooperiert wurde. Im Jahr 
2011 wurde das Verfahren gegen das „Widerstandsradio“ 
ebenfalls wegen „Bildung einer kriminellen Vereinigung“ 
abgehandelt. Wieder lief erstmal alles im Sinne der Ankla- 
gevertreter, alle Angeklagten arbeiteten mit den Ermitt- 
lungsbehörden zusammen und ebneten damit den Weg zur 
eigenen Verurteilung. In beiden Verfahren war die Anzahl 
der Angeklagten, die gemeinsam in einem Verfahrenszug 
auf der Anklagebank landeten, hoch im Hinblick auf einen 
juristisch so komplizierten Vorwurf wie die „Bildung einer 
kriminellen Vereinigung“. Die Verfahren blieben trotzdem 
kontrollierbar, weil sich kein Widerstand formierte. Die 
Eröffnung unseres Prozesses mit 26 Angeklagten stellte 
eine neue Dimension dar und ist nur im Windschatten 
dieser Vorläufer erklärbar. 


Im Nachgang ist man immer schlauer, und es scheint un- 
wahrscheinlich, dass sich noch einmal ein Gericht findet, 
das versuchen wird, so viele Angeklagte in einem Verfah- 
renszug abzuurteilen. Wie das enden kann, hat man nun 
in Koblenz gesehen. Der Prozess hat ohne Frage auf ver- 
schiedenen Ebenen Rechtsgeschichte geschrieben und 
wird in den nächsten Jahren wahrscheinlich den meisten 
Jura-Studenten auf die ein oder andere Art mal begegnen. 
Schon durch den Druck, den die Kosten des Verfahrens 
(Schätzungen liegen bei weit über 20 Millionen Euro), die 
der Steuerzahler zu tragen hat, erzeugt haben, wird man 
sich in Zukunft solche juristischen Klimmzüge genauer 
überlegen. 


Das heißt natürlich nicht, dass der Vorwurf der Bildung 
einer kriminellen Vereinigung aus dem Portfolio des juris- 
tischen Kampfes gegen Rechts gestrichen worden ist. Das 
wird nicht passieren, schon deshalb nicht, weil die Über- 
wachungsmöglichkeiten, die Ermittlungsbehörden bereits 
bei der Einleitung eines solchen Verfahrens zur Verfügung 
haben, zu verlockend sind. Man wird also auch in Zukunft 
damit rechnen müssen, dass sich irgendwo ein Staatsan- 
walt findet, der hofft, auf einen Streich den Widerstand 
in einer ganzen Region lahmlegen zu können. Die Frage 
ist trotzdem, wie viele Gerichte sich nach den Koblenzer 
Erfahrungen jetzt noch finden lassen, die solche Anklagen 
mit einer mehr als wackeligen Indizienlage der Ermitt- 
lungsbehörden zulassen. Das ist alles leider Kaffeesatzle- 
serei und kann natürlich auch ganz anders laufen. Gerade 
deswegen ist es wichtig, dass sich in unseren Reihen ein 
Bewusstsein bildet, wie mit solchen Herausforderungen 
richtig umzugehen ist. 


Angeklagt sind Einzelne, gemeint sind immer wir alle! 


Die Lektionen aus einem solchen Verfahren sind so viel- 
fältig, dass man sie unmöglich in einem Artikel zusam- 
menfassen kann und setzen sich mit Situationen ausei- 
nander, in denen sich die meisten Aktivisten hoffentlich 
nie wiederfinden müssen. Die Ausarbeitung muss daher 
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an anderer Stelle geschehen. Für jeden Aktivisten im Wi- 
derstand ist es aber wichtig, sich gedanklich damit aus- 
einanderzusetzen, dass man sich manchmal schneller im 
Fokus der Ermittlungsbehörden wiederfindet, als man es 
für möglich gehalten hätte — und dass das Leben deswegen 
trotzdem weitergeht. 


Eine Sorge, die wahrscheinlich jeder hat, der die Gefahr 
eines solchen Verfahrens im Hinterkopf hat, sind die Aus- 
wirkungen auf das normale Leben. Die Auswirkungen 
sind ohne Frage enorm, und niemand sucht sich einen sol- 
chen Einschnitt in die Lebensführung aus, aber ich kann 
im Rückblick sagen, dass sich alle Mühe lohnt. Wer sich 
gegenüber seinen Kameraden anständig verhält, spürt auch 
immer unmittelbar den Rückhalt in der Gemeinschaft. 
Wo sich beruflich eine Tür schließt, gehen andere Türen 
auf, und auch Familienplanung ist nicht ausgeschlossen. 
Im Laufe des Verfahrens wurden im Kreis der Angeklag- 
ten 20 Kinder geboren. Das sind mehr Kinder, als der bun- 
desdeutsche Durchschnittsbürger zeugt und — mit etwas 
Ironie betrachtet - in der Summe bereits ausreichend, um 
eine ähnlich gut besetzte Anklagebank von stolzen Deut- 
schen in den nächsten 20 Jahren zu füllen. 


Widerstand gegen den Ungeist dieser Zeit ist für Men- 
schen wie uns viel mehr als ein abstrakter Begriff. Es ist 
eine alle Facetten des Lebens durchdringende Haltung. 
Egal ob auf der Straße, in den Betrieben, in den Univer- 
sitäten oder in den Gerichtssalen. Wir sind keine Opfer 
dieses Systems, wir sind seine Feinde und müssen diesen 
Anspruch dort mit Leben füllen, wo uns das Schicksal hin 
verschlägt. Das ist der Geist, der eine Bewegung prägen 
muss, die Deutschland eines Tages verändern will. 


Trotz all der Entbehrung und Ärgernisse der vergangenen 
Jahre, bin ich dankbar für die Erfahrungen, die ich machen 
konnte, und vor allem für die Kameraden, die ich dabei an 
meiner Seite hatte. Menschen, wie Ihr es seid, zeigen, was 


für Charaktere unser Volk auch nach 70 Jahren Bundesre- 


publik noch hervorbringen kann. 


Sven Skoda, Jahrgang 1978, deutschlandweit gefragter 
Demonstrationsredner, begann seinen politischen Aktivismus 
bei der Freiheitlichen Deutschen Arbeiterpartei (FAP verboten 
seit 1994), anschließend war er freier Nationalist, ehe er 2018 
seinen Beitritt zur Partei DIE RECHTE erklärte; seit Januar 


2019 ist er dort einer von zwei Bundesvorsitzenden. 


Demo zum 91. Geburtstag 
von Deutschlands 
mutigster Dissidentin 


„Demos bringen nichts“? — Von wegen! In Bielefeld war 
die Demonstration der Partei DIE RECHTE rund um 
Sonnabend, den 9. November 2019, das Stadtgespräch 
Nr. 1. So ziemlich jeder Bielefelder dachte am Demons- 
trationstag an das „Geburtstagskind“, die mittlerweile 
91-jährige, inhaftierte Bürgerrechtlerin Ursula Haver- 
beck - ob er wollte oder nicht. Im Anschluss brachte ein 
riesiges, deutschlandweites Medienecho die gewünschte 
Aufmerksamkeit für das Schicksal politisch Inhaftierter 
der BRD. 


In dieser Zeitschrift berichteten wir bereits mehrfach über 
das Schicksal der inhaftierten Bürgerrechtlerin Ursula 
Haverbeck. Sie ist wahrscheinlich nicht nur Deutschlands 
bekannteste Dissidentin, sondern auch die älteste politi- 
sche Gefangene der Welt: Mit 91 Jahren sitzt die am 8. 
November 1928 geborene Haverbeck seit Mai 2018 in der 
JVA Bielefeld-Brackwede eine Haftstrafe von zwei Jahren 
und sechs Monaten ab, weil sie die Richtigkeit der offizi- 
ellen Geschichtsschreibung zu den jüdischen Opferzahlen 
während der Zeit des Nationalsozialismus öffentlich abge- 
stritten beziehungsweise in Frage gestellt hatte. Nach zwei 
Demonstrationen kurz nach ihrer Inhaftierung im Mai 
2018 sowie zu ihrem 90. Geburtstag im November 2018 
fand am 9. November 2019 nun die dritte Demonstration 
mit Bezug zu Ursula Haverbeck in Bielefeld statt. 


Erfolgreicher Rechtskampf im Vorfeld 


Das mittlerweile leider beinahe übliche juristische Vorge- 
plänkel im Vorfeld zu größeren und kleineren Demons- 
trationen des Nationalen Widerstandes blieb auch dies- 
mal nicht aus. Anfang August trudelte den Veranstaltern 
eine 14-seitige Verbotsverfügung ins Haus — oder, besser 
gesagt, eine schriftliche „Auflage“, die Veranstaltung au- 
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ßerhalb des „Gedenktages für die Opfer des Nationalso- 
zialismus in der Reichsprogromnacht am 09.11.1938“ zu 
verlegen, wobei die „Verlegung“ einer Demonstration auf 
einen anderen Tag faktisch einem Verbot gleichkommt. 
Nun hatte unsere Versammlung freilich überhaupt keinen 
Bezug zu dem Ereignis, das man zeitgenössisch zumeist 
als „Novemberaktion“ bezeichnete, von Teilen der Bevöl- 
kerung später in satirisch-spöttischer Manier zur „Reichs- 
kristallnacht“ verballhornt wurde und heute zumeist mit 
dem Begriff „Novemberpogrome“ belegt wird. Der 9. No- 
vember war im Jahr 2019 schlichtweg der erste Sonnabend 
nach Ursulas Geburtstag, wie es im Jahr 2018 nun einmal 
der 10. November und damit der Geburtstag Martin Lu- 
thers und Friedrich Schillers war. 


So gab es für die Veranstalter schließlich auch überhaupt 
keinen Grund, von ihrer ursprünglichen Anmeldung Ab- 
stand zu nehmen und sich einen anderen Termin auszusu- 
chen — wann, wo und wie wir demonstrieren, bestimmen 
wir nämlich immer noch selbst! Bereits wenige Tage nach 
der faktischen Verbotsverfügung schickten die Veranstalter 
der Partei DIE RECHTE eine achtseitige Klageschrift an 
das Verwaltungsgericht Minden, um im Eilverfahren die 
Demonstration am 9. November gerichtlich durchzuset- 
zen. Neben allgemeinen Ausführungen dazu, dass der 9. 
November in der BRD kein offizieller Gedenktag ist und 
dieses Datum schließlich im Gedächtnis des deutschen 
Volkes noch mit zahlreichen anderen Ereignissen assozi- 
iert wird (man denke nur an die Ausrufung der Weimarer 
Republik 1918, den Hitler-Ludendorff-Putsch 1923 und 
den Mauerfall am 9. November 1989), wurde den Rich- 
tern des Verwaltungsgerichts auch eine aktuelle Recht- 


sprechungsübersicht an die Hand gegeben. Bis hinauf 


Gut gelaunt geht es durch die Bielefelder Innenstadt 
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zum Bundesverfassungsgericht gibt es nämlich zahlreiche 
Urteile, wonach nationale Demonstrationen auch an soge- 
nannten „historisch belasteten“ Daten stattfinden dürfen, 
sofern das Versammlungsmotto auf das betreffende Ereig- 
nis keinen Bezug nimmt. Unseren Argumenten und den 
angeführten Gerichtsentscheidungen hatte schließlich 
auch das VG Minden nichts mehr entgegenzusetzen und 
hob das faktische Demonstrationsverbot für den 9. No- 
vember im Eilverfahren wieder auf. Die Versammlungsbe- 
hörde in Bielefeld verzichtete schließlich auf den Akt der 
„Symbolpolitik“, zumindest der Form halber Beschwerde 
zum Oberverwaltungsgericht einzulegen, und setzte sich 
stattdessen frühzeitig mit den Veranstaltern zwecks eines 
Kooperationsgespräches in Verbindung. Bezüglich der 
Wegstrecke wurde man sich schnell handelseinig: Erneut 
sollte es vom Hauptbahnhof zum Bielefelder Justizkom- 
plex gehen, nur diesmal auf einer etwas anderen Route als 
im Jahr zuvor. 


Eine erheiternde Posse ereignete sich wenige Tage vor der 
Demonstration, als sich NRW-Innenminister Herbert 
Reul (CDU) bitter darüber beklagte, dass die Bielefelder 
Polizei gegen das VG-Urteil keine Beschwerde zum OVG 
eingelegt hatte. Dies ist vor allem deshalb lustig, weil Reul 
als Innenminister oberster Chef der Polizei in NRW ist 
und er das Bielefelder Polizeipräsidium als nachrangi- 
ge Behörde hätte anweisen können, die gewünschte Be- 
schwerde einzulegen. Als Reul von anderen Politikern auf 
seinen Lapsus hingewiesen wurde, ließ sich der ertappte 
Innenminister in kindischem Trotz zu regelrechten Hass- 
tiraden gegen diejenigen hinreißen, die nichts weiter tun, 
als im Einklang mit dem Grund- und Versammlungsge- 
setz ihre Rechte in Anspruch zu nehmen. Die Demons- 
tration sei nicht nur eine 
„Schande“, sondern sie 
sei „an Pietätlosigkeit und 
Geschmacklosigkeit kaum 
zu überbieten — eine Pro- 
vokation rechter Spinner“, 
so giftete der ehrwürdi- 
ge und kultivierte Herr 
Innenminister, der seine 
Niederlage offenkundig 


nicht verkraften konnte. 


Ursula Haverbeck - Das Gesprächsthema Nr. 1 
in Bielefeld und ganz OWL! 


Bereits Wochen im Vorfeld bestimmte die Ursula-Ge- 
burtstags-Demo die Schlagzeilen der Lokalzeitungen in 
Bielefeld und ganz Ostwestfalen-Lippe. In den Verlaut- 
barungen der regimenahen Presse gab es immer wieder 
die gleichen, gebetsmühlenartigen Wiederholungen, wie 
wir es uns denn erdreisten könnten, ausgerechnet am 81. 
Jahrestag der Novemberpogrome eine Demonstration 
abzuhalten — als ob es irgendwelche Daten gäbe, die ge- 
wisse politische Gruppierungen für sich gepachtet hätten. 
Ebenfalls wurde immer wieder die gleiche Leier rauf- und 
runtergelogen, in Wirklichkeit ginge es uns ja gar nicht um 
das Schicksal von Ursula Haverbeck, sondern wir seien nur 
auf „Provokation“ und „Einschüchterung“ aus - eine leicht 
zu durchschauende Vorgehensweise der Lügenpresse, uns 
schlichtweg den politischen Charakter der Veranstaltung 
absprechen zu wollen. 


Rund eine Woche vor dem 9. November starteten schließ- 
lich auch die Werbe- und Mobilisierungsaktionen der 
örtlichen Kräfte, die damit begannen, hunderttausende 
Wurfschnipsel an stark frequentierten Orten in Bielefeld 
zu verbreiten, beispielsweise an der Universität, auf dem 
von vielen Studenten genutzten Siegfriedplatz (genannt 
„Siggi“) in der westlichen Innenstadt sowie vor dem Fuß- 
ballstadion von Arminia Bielefeld, wo am gleichen Tag 
das Heimspiel des DSC gegen Holstein Kiel stattfand. 
Der sich ebenfalls zum „Bündnis gegen Rechts“ zählende, 
sportlich eher erfolglose Fußballverein brüstete sich an- 
schließend mit der Behauptung, spontan hätten 
sich Dutzende Fans zusammengefunden, um 
gemeinschaftlich die Wurfschnipsel aufzuheben 
und zu entsorgen. Auf den Bildern und Videos 
von der Aktion sind allerdings Personen zu se- 
hen, die einen Ausweis um den Hals tragen und 
damit gut sichtbar als Mitarbeiter des Vereins zu 
erkennen sind — im Fufballjargon nennt man 
sowas wohl ein klassisches Eigentor. Zusatz- 
lich zu den Schnipsel-Aktionen wurde auch ein 
Banner mit der Forderung nach der Freilassung 
von Ursula Haverbeck an symbolischen Orten 
wie der JVA Brackwede, dem ehemaligen Col- 
legium Humanum in Vlotho (der jahrzehnte- 
langen Wirkungsstätte von Ursula Haverbeck) 
sowie am Hermannsdenkmal gezeigt. 


Auch aus den Reihen des ach so „friedlichen“ 
Gegenprotestes gab es übrigens am Vor- 
abend des 9. Novembers eine Aktion: Perso- 
nen der Antifa-Partei „Die Partei“ hingen am 
Auftaktort unserer Demonstration sowie ent- 
lang der Wegstrecke Plakate mit unverhohlenen 
Morddrohungen wie „Nazis töten.“ und „Hier 
könnte ein Nazi hängen.” Die Polizei erwisch- 
te den Antifa-Irupp auf frischer Tat, beschlag- 


nahmte die Plakate und schrieb Strafanzeigen. 


— Der mediale Aufschrei bezüglich dieser Morddrohungen 
blieb allerdings aus, man stelle sich nur vor, man würde 
das Wort „Nazi“ gegen irgendeine andere politische, eth- 
nische oder religiöse Gruppierung ersetzen, die Aktion 
würde tagelang bundesweit die Schlagzeilen beherrschen 
und wahrscheinlich mit empfindlichen Haftstrafen enden. 
Doch angesichts der in letzter Zeit von Journalisten und 
Politikern der Altparteien erzeugten, regelrechten Pog- 
romstimmung gegen Rechte, Patrioten und Nationalisten 
sind selbst unverhohlene Mordaufrufe in diesem System 
keine Meldung mehr wert. 


Der Marsch der 300 Aufrechten 


Nach monatelanger Mobilisierung versammelten sich 
schließlich am 9. November um 13 Uhr rund 300 Natio- 
nalisten, Freunde und Unterstützer von Ursula Haverbeck 
am Westausgang des Bielefelder Hauptbahnhofes, darun- 
ter auch einzelne Aktivisten aus Dänemark, Großbritan- 
nien, den Niederlanden, Norwegen und Ungarn. Damit 
wurde zwar die bei der Polizei angemeldete Teilnehmer- 
zahl erreicht, doch im Vergleich zur Demonstration des 
Vorjahres, bei der über 500 Kameraden für Ursula auf die 
Straße gegangen waren, stellte dies praktisch eine Halbie- 
rung dar. Der Grund für die Abnahme der Teilnehmer- 
zahl dürfte neben dem am gleichen Tag stattgefundenen 
Bundeskongress der NPD-Jugendorganisation „Junge 
Nationalisten“ (JN) vor allem in dem Umstand liegen, 
dass das Schicksal von Ursula Haverbeck bei vielen Ka- 
meraden nicht mehr so präsent ist wie noch zu Anfang 
ihrer Inhaftierung. Dabei müsste doch eigentlich das ge- 
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Die gescheiterten Antifa-Storer werden von der Polizei dingfest gemacht 
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Aufstellung zur Zwischenkundgebung | 


naue Gegenteil richtig sein: Mit jedem Tag, den Ursula 
in Gesinnungshaft verbringen muss, erst recht mit jedem 
Geburtstag, den sie in der Haft „feiern“ muss, wächst das 
Unrecht, das dieser alten Dame widerfährt. Die älteste 
politische Gefangene der Welt sitzt nicht etwa in einem 
Kerker in China, Russland oder Nordkorea - nein, sie sitzt 
in einem Gefängnis im „freiheitlichsten Rechtsstaat, den 
es jemals auf deutschem Boden gegeben hat“ (Eigendefi- 
nition der BRD). Es ist eine Schande, dass am 9. Novem- 
ber 2019 deutschlandweit nur 300 Aufrechte bereit waren, 
Solidarität mit Ursula zu zeigen und dieser unbeugsamen 
alten Dame mit ihrer Teilnahme an der Demonstration 
eine kleine Freude zu machen. 


Die Auftaktkundgebung begann mit einleitenden Wor- 
ten des Versammlungsleiters Michael Brück (Bundes- 
geschäftsführer von DIE RECHTE) und dem Verlesen 
der Grußworte von Ursula Haverbeck, die sie eigens für 
die Teilnehmer der Demonstration verfasst hatte. In ih- 
rer Grußbotschaft an die „lieben Freiheitskämpfer und 
Wahrheitssucher aus aller Welt“ bedankte sie sich bei ih- 
ren Unterstützern für den „großartigen Einsatz, Ausdauer 
und Zusammenarbeit mit sehr unterschiedlichen Men- 
schen, jung und alt“. Die Sehnsucht nach Gedanken- und 
Meinungsfreiheit seien Wesensmerkmale des Menschen, 
alle Entwicklung und aller Fortschritt hingen damit zu- 
sammen. In diesem Zusammenhang erwähnte sie auch 
den an einem 10. November geborenen Martin Luther, 
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der vor 500 Jahren von der „Freiheit eines Christenmen- 
schen“ sprach, sowie den ebenfalls an einem 10. Novem- 
ber geborenen Friedrich Schiller, den Verfasser der beiden 
bedeutenden Freiheitsdramen „Wilhelm Tell“ und „Don 
Karlos“. In letzterem Drama wagt der mutige Marquis von 
Posa den Anruf an den absolutistisch herrschenden König 
Philipp II. von Spanien: „Geben Sie Gedankenfreiheit!“ 
Und in Wilhelm Tell heißt es: „Die Falschheit herrschet, 
die Hinterlist / Bei dem ganzen Menschengeschlechte. / 
Der dem Tod ins Angesicht schauen kann, / Der Soldat 
allein ist der freie Mann.“ Der Abschnitt endet schließ- 
lich mit dem Satz, den Ursula noch während ihrer Zeit in 
Freiheit in einem Fernsehinterview zitiert hatte und der 
seitdem untrennbar mit ihr verbunden ist: „Und setzet Ihr 
nicht das Leben ein / Nie wird Euch das Leben gewonnen 
sein!“ Auf besonderen Wunsch von Ursula wurde im An- 
schluss an das Verlesen der Grußworte das Lied „Wohlauf 
Kameraden, auf’s Pferd!“ abgespielt, in dem genau diese 
Zeilen vorkommen. 


Als Einheizer für die Teilnehmer betätigte sich als Auf- 
taktredner der DIE RECHTE-Bundesvorsitzende Sven 
Skoda, der sich mit aufrüttelnden Worten an die Kame- 
raden und die anwesenden Pressevertreter richtete. Skoda 
wies darauf hin, dass Ursula mit Sicherheit kein Problem 
damit hätte, wenn ihr jemand mit Argumenten entgegen- 
treten und ihr erklären würde, warum er gewisse Dinge 
anders sehe als sie. Auf diesem Weg sei eine argumentative 
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Das sind die „Argumente“ der Gegner: 
Israel-Fahnen und nackte Arsche 


Auseinandersetzung mit Ursulas Standpunkten allerdings 
nie erfolgt, stets habe es als Reaktion nur Diffamierungen 
und Strafverfahren gegeben. Doch egal was passiert, der 
Name Ursula Haverbeck sei schon jetzt in die Geschichts- 
bücher eingegangen. Die vom System verordneten Maul- 
körbe würden dann wertlos werden, sobald das freie Wort 
die Ketten bricht. 


Nach der Auftaktkundgebung wurde Aufstellung zum 
Marsch durch die Bielefelder Innenstadt genommen, hin- 
ter dem Fronttransparent formierte sich ein „Blumenblock“ 


mit Dutzenden Kameraden, die symbolisch Blumensträu- 
Be für Ursula in den Händen hielten. Die kreative Idee, die 
für ein sehr buntes und freundliches Erscheinungsbild der 
Demonstration sorgte, ging auf die örtlichen Kräfte aus 
OWL zurück, die sich auch um die Planung und Durch- 
führung der Aktion kümmerten. Vom Hauptbahnhof aus 
verlief die Wegstrecke zunächst über die Mindener Straße 
unterhalb des Ostwestfalendamms, wo ein zweiköpfiges, 
linksextremes Kamikaze-Kommando plötzlich in unser 
Fronttransparent hineinlief und so für Chaos sorgen woll- 
te. Die Chaoten wurden jedoch von Kameraden gepackt 
und der Polizei übergeben, sodass es störungsfrei weiter- 
gehen konnte. 


Von der Mindener Straße bog der Demonstrationszug ab 
in die Elsa-Brandström-Straße. Elsa Brandström (1888- 
1948), bekannt als der „Engel von Sibirien“, war eine 
schwedische Krankenschwester, die als Tochter eines Mi- 
litärdiplomaten in Russland aufwuchs. Während des Ers- 
ten Weltkrieges reiste sie für das Schwedische Rote Kreuz 
nach Sibirien, um dort für die deutschen Kriegsgefange- 
nen in russischen Lagern eine medizinische Grundversor- 
gung einzurichten. In den völlig überfüllten Baracken traf 
sie auf desolate Zustände, es mangelte an Betten, Decken, 
Wasser und Waschmöglichkeiten. Typhus, Erfrierungen, 
Hunger oder Durchfall führten zu einer Sterblichkeits- 
quote von bis zu 80 Prozent bei den Gefangenen. Durch 
Interventionen bei den russischen Behörden setzte Brand- 
ström eine bessere Betreuung der Kriegsgefangenen durch 
und organisierte Hilfe über das Deutsche, Schwedische 
und Österreichische Rote Kreuz, wodurch sie zahllosen 
deutschen Soldaten das Leben rettete. Dieser kurze histo- 
rische Exkurs sei nur deshalb erwähnt, da es zwischen Elsa 
Brandström und Ursula Haverbeck viele Gemeinsamkei- 
ten gibt: Bei beiden handelt es sich um Philanthropinnen, 
die mit ihrem Wirken im Geiste der Nächstenliebe und für 
das Gute im Menschen die Welt ein kleines Stück besser 
machen. Ob es zusätzlich zur Elsa-Brandström-Straße in 
Bielefeld auch eines Tages eine Ursula-Haverbeck-Straße 


geben wird, das wird die Zukunft zeigen. 


In der Elsa-Brandström-Straße hatten sich übrigens auch 
ein paar Antifa-Schreihälse zu einer „Sitzblockade“ nie- 
dergelassen, die allerdings ohne jegliche Verzögerungen 
umgangen werden konnte. Die Möchtegern-Blockierer 
wurden im wahrsten Sinne des Wortes links liegen gelas- 
sen, die verdatterten Mienen der gescheiterten Chaoten 
waren sehr unterhaltsam anzusehen. Auf der Alfred-Bo- 
zi-Straße, einer Hauptstraße des Innenstadtwalls, lief ein 
weiteres Kamikaze-Duo der Antifa in die Demonstration 
hinein und versuchte, den Kameraden das Fronttranspa- 
rent zu entreißen — natürlich ohne Erfolg. Schwupps, da 
lagen die beiden Kriminellen schon auf dem Boden und 
wurden von der Polizei einkassiert. Der Versammlungs- 
leiter und Eigentümer des Transparents hat bereits eine 
Strafanzeige wegen des Verbrechens des versuchten Rau- 


bes gegen die Linkskriminellen gestellt. 
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Zwischenkundgebung vor 
dem Justizkomplex 


Über den Adenauerplatz und 
die Kreuzstraße, am Fuße der 
Sparrenburg (dem Wahrzei- 
chen Bielefelds) entlang, ging 
es störungsfrei weiter zum 
Ort der Zwischenkundge- 
bung, dem Justizkomplex am 
Niederwall. Dort, wo sowohl 
Amts- und Landgericht als 
auch die Staatsanwaltschaft 
untergebracht sind, befindet 
sich die ostwestfälische Zent- 
rale der politisch motivierten 
Strafverfolgung. Hier wurden 
in den vergangenen Monaten 
und Jahren zahlreiche politi- 
sche Urteile gesprochen, nicht nur gegen Ursula Haver- 
beck, sondern unter anderem auch gegen den Schreiber 
dieser Zeilen. Als erste Rednerin der Zwischenkundge- 
bung sprach die langjährige Aktivistin Edda Schmidt, 
Beisitzerin im NPD-Landesvorstand von Baden-Würt- 
temberg und ehemalige Vorsitzende des Rings Nationa- 
ler Frauen (RNF). Edda Schmidt verwies darauf, dass die 
politische Verfolgung in diesem System viele Gesichter 
habe, neben der Strafverfolgung erwähnte sie auch, dass 
nationale Deutsche ausschließlich aufgrund ihrer Welt- 
anschauung aus Fußballvereinen und Volkstanzgruppen 
geworfen würden, oder dass sie aus politischen Gründen 
ihr Engagement für das Rote Kreuz beenden müssten (was 
Elsa Brandström wohl dazu sagen würde?). Der eigens aus 
England angereiste Richard Edmonds (ehemals National 
Front und British National Party), ein langjähriger Freund 
von Ursula Haverbeck, nannte die unbeugsame Dissiden- 
tin eine „tapfere Kämpferin“ und erklärte den Anwesen- 
den, dass es in Großbritannien noch echte Meinungsfrei- 
heit zum ‘Thema Revisionismus gebe. Edmonds schloss 
mit einem Zitat des Reichsritters Ulrich von Hutten: 
„Deutschland ist da, wo starke Herzen schlagen!“ 


Um die Zwischenkundgebung nicht bloß mit aneinander- 
gereihten Redebeiträgen zu gestalten, spielte im Anschluss 
der bekannte Liedermacher Axel Schlimper das um 1900 
veröffentlichte Lied „Dem Land, wo meine Wiege stand“ — 
ein gefühlvolles Bekenntnis zum Deutschen Reich. Wolf- 
ram Schiedewitz, der Nachfolger von Ursula Haverbeck 
als Vorsitzender des Vereins Gedächtnisstätte, stellte das 
Wirken des von ihm geleiteten Vereins vor und erklärte 
den Zweck jener Gedachtnisstatte für die zwölf Millionen 
zivilen deutschen Kriegs- und Nachkriegstoten, die heute 
im thüringischen Guthmannshausen steht. Mit Bezug auf 
seine inhaftierte Vereinskollegin bekräftigte Schiedewitz, 
dass der Volksverhetzungs-Paragraph in die Mottenge- 
schichte der Geschichte gehöre, und forderte die Freilas- 
sung all jener, die aufgrund dieses Paragraphen eingesperrt 
seien. Mit einem emotionalen Redebeitrag wandte sich im 
Anschluss Thomas „Steiner“ Wulff an die Anwesenden, 
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Wahrend der Kundgebung wird Ursulas Gedicht 


cc 
» Verantwortung gesungen vorgefragen 


der seine Anerkennung für jeden aussprach, der trotz des 
heiklen Ihemas und der desolaten Lage der Meinungsfrei- 
heit seinen Mut zusammennehmen und einen Redebei- 
trag halten würde. Steiner sprach unter anderem über den 
Mauerfall vor 30 Jahren, den er als junger Aktivist selbst 
miterlebt hat, und rief den vor zehn Jahren verstorbenen 
„Anwalt für Deutschland“, unseren Kameraden Jürgen 
Rieger, symbolisch zurück in unsere Reihen. 


Zwischen dem zweiten und dem dritten Rednerblock 
spielte Axel Schlimper das von Ursula Haverbeck im 
November 2018 in Gesinnungshaft verfasste Gedicht 
„Verantwortung‘, das er bei dieser Gelegenheit erstmals 
öffentlich aufführte. Der letzte Rednerblock wurde durch 
den Revisionisten Christian Bärthel eingeleitet, der we- 
gen gewisser theologischer und religionsgeschichtlicher 
Ausführungen in seinem Redebeitrag ein Jahr zuvor vom 
Amtsgericht Bielefeld zu einer Geldstrafe von 60 Tages- 
sätzen verurteilt wurde, das Berufungsverfahren ist noch 
nicht abgeschlossen. Bärthel wies darauf hin, dass er mit 
mehreren AfD-Bundestagsabgeordneten gesprochen und 
bei ihnen angeregt habe, im Parlament einen Antrag zu 
stellen, zumindest die über 80-Jährigen, die aufgrund von 
Äußerungsdelikten inhaftiert sind, aus humanitären Grün- 
den freizulassen. Doch an dieses „heiße Eisen“ scheint sich 
die bürgerliche „Alternative“ nicht heranzutrauen. 


Als letztes trat Kameradin Inge ans Mikrofon, die Ursula 
noch am Tag zuvor, an ihrem 91. Geburtstag, im geschlos- 
senen Vollzug der JVA Brackwede besucht hatte. Inge be- 
richtete, dass Ursula ungebrochen und wie immer guter 
Dinge sei, sie lässt Dankesgrüße an alle Teilnehmer aus- 
richten. Bei allen Gefangenen ist Ursula hoch angesehen, 
mit ihrer offenen Art kann sie jeden überzeugen und viele 
Mitgefangene fragen sie sogar nach Autogrammen. Den- 
noch machen sich auch bei ihr die altersbedingten körper- 
lichen Beeinträchtigungen immer stärker bemerkbar: Ihre 
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Sehfähigkeit hat merklich nachgelassen, im Sommer fiel 
sie beim Spazierengehen auf dem Gefängnishof in einen 
Seerosenteich, dank sofortiger Hilfe der Beamten und der 
Mitgefangenen hatte dies zum Glück keine schlimmen 
Folgen und sie konnte sogar selbst über ihr Missgeschick 
lachen. Doch erst wenige Tage vor der Demonstration 
war sie erneut gestürzt, diesmal bei der Essensausgabe, 
ihre ganze rechte Gesichtshälfte und ein Bein sind blau, 
sie hat eine dicke Beule auf der Stirn und kann sich der- 
zeit nur mit dem Rollator fortbewegen. Dennoch kom- 
men die Verantwortlichen der Anstaltsleitung und der 
Staatsanwaltschaft nicht auf die Idee, die Frage nach der 
Haftfähigkeit der 91-Jährigen überhaupt einer Prüfung zu 
unterziehen. — Wir nehmen das zur Kenntnis. Doch dann 
soll man sich später bitte nicht beschweren, wenn wir nach 
Änderung der politischen Verhältnisse genau die gleichen 
Maßstäbe ansetzen — und dann werden wir daran erin- 
nern, wie sie es damals mit unserer Ursula oder mit dem 
unheilbar kranken, 83-jährigen Horst Mahler gemacht 
haben, der mit kurzen Unterbrechungen seit zehn Jahren 
im Systemkerker sitzt. 


Riesiges Medienecho nach der Geburtstags-Demo 


Während und nach der Demonstration ist von einigen 
Teilnehmern die lange Dauer der Zwischenkundgebung 
(ca. 75 Minuten) bemängelt worden. Die Kritik ist ange- 
sichts des nasskalten Wetters nachvollziehbar, allerdings 
möchten die Veranstalter darauf hinweisen, dass sich lei- 
der nicht alle Redner an die Zeitvorgabe (5-10 Minuten 
pro Redebeitrag) gehalten haben, weshalb sich die Kund- 
gebung schließlich ziemlich in die Länge gezogen hat. 
Beim nächsten Mal werden die Veranstalter strenger auf 
die Einhaltung der Zeitvorgaben achten. An dieser Stelle 
geht unser Dank nochmal an Kameradin Ines, unsere gute 
Seele des Nationalen Widerstandes, die die tapfer aushar- 
renden Teilnehmer zwischendurch mit selbstgebackenem 
Kuchen versorgt hat. Nach dem gemeinsamen Singen des 
Deutschlandliedes ging es ohne Störungen und Verzöge- 
rungen auf gleicher Strecke zurück zum Auftaktort, wo 


Alles Gute, Ursula: Der Blumen-Block marschiert! 


die Versammlung gegen 17:30 Uhr beendet wurde. 


Im Nachgang zur Demonstration gab es ein enormes 
und deutschlandweites Medienecho, zu den berichtenden 
Online-Portalen gehörten unter anderem: Süddeutsche 
Zeitung, Die WELT, Tagesspiegel, n-tv, BILD, STERN, 
Jüdische Allgemeine, Die ZEII, FOCUS, taz, Hürriy- 
et, Deutsche Welle, Deutschlandfunk, ZDF heute, Der 
SPIEGEL, Wirtschaftswoche, Yahoo Nachrichten, T- 
Online, neues deutschland und viele weitere. Wie bei den 
regimenahen Medien üblich, schrieb einer vom anderen 
ab oder man gab den bloßen Inhalt des Polizeiberichts 
wieder, manche Medien kopierten auch einfach wort- 
getreu die entsprechende dpa-Meldung. Interessant ist, 
dass in vielen Berichten das hohe Alter von Ursula und 
die Dauer ihrer Haftstrafe nicht erwähnt wurden. Nun ja, 
schließlich könnte die Information, dass in diesem Sys- 
tem eine 91-jährige Frau wegen Meinungsäußerungen 
eine zweieinhalbjährige Haftstrafe absitzt, manche Leser 
verunsichern oder gar zum Nachdenken bringen — nein, 
das muss natürlich verhindert werden! 


Und dennoch haben an diesem 9. November 2019 Mil- 
lionen Leser und Fernsehzuschauer erfahren, dass eine 
alte Dame in der BRD wegen Meinungsäußerungen in 
politischer Haft sitzt. Selbst wenn von den Konsumenten 
dieser Nachricht nur ein Prozent ins Grübeln kommt und 
Ursulas fortdauernde Inhaftierung kritisch hinterfragt, 
haben wir mit unserer Demonstration schon unglaublich 
viele Menschen erreicht. Als Totalausfall müssen aller- 
dings einmal mehr die angeblich so „kritischen“ und ,,al- 
ternativen“ Medien wie Junge Freiheit, Compact, Zuerst!, 
Tichys Einblick, Unzensuriert und wie sie alle heißen mö- 
gen, bezeichnet werden. Keines dieser „alternativen Medi- 
en“ hielt es nämlich für nötig, über Ursulas 91. Geburtstag 
und die Demonstration in Bielefeld auch nur ein Wort zu 
verlieren Als lobenswerte Ausnahme darf die zu Russia 
Today gehörende Nachrichtenagentur „Ruptly“ erwähnt 
werden, die auf ruptly.tv einen zweiminütigen Videobe- 
richt veröffentlichte und auch den Versammlungsleiter 
Michael Brück unverzerrt zu Wort kommen ließ. 


Freiheit für Ursula Haverbeck! 


Im Januar 2020 hat Ursula ihren „Zwei-Drittel-Termin”, 
eine routinemäßige Prüfung, ob sie nach dem Absitzen 
von zwei Dritteln ihrer Haftstrafe auf Bewährung ent- 
lassen wird. Nachdem ihr schon beim Halbstrafentermin 
eine „schlechte Sozialprognose“ ausgestellt wurde, da sie 
weiterhin zu ihren persönlichen Überzeugungen steht, 
ist leider davon auszugehen, dass auch die Zwei-Drittel- 
Prüfung negativ ausfallen wird und dass sie ihre Haftstrafe 
bis zum letzten Tag absitzen muss. In diesem Fall wäre ihr 
Entlassungstermin der 6. November 2020, zwei ‘Tage vor 


ihrem 92. Geburtstag. 


Sascha Krolzig 
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N.S. Heute: Grüß Dich, Sanny! Heute wollen wir un- 
seren Lesern das Projekt „Junge Revolution“ vorstellen. 
Du bist das bekannteste Gesicht dieses Projekts, da Du 
derjenige bist, der vor der Kamera die Interviews mit 
den verschiedenen Protagonisten der nationalen Bewe- 
gung führt. Wie kam es zur Gründung von „Junge Re- 
volution“ und welche Intention verfolgt Ihr mit diesem 
Vorhaben? 

Sanny: Grüße Euch auch! Ich bin ja noch nicht 
so lange im Nationalen Widerstand aktiv und kann mich 
dementsprechend noch recht gut an meine Anfänge und 
auch an die damit verbundenen Probleme im NW erin- 
nern. Das wahrscheinlich größte Problem für mich war, 
eine passende Organisation zu finden, mit welcher ich 
mich wirklich identifizieren konnte. Das war bei der über- 
wältigenden Auswahl sehr kompliziert, denn man hatte 
von vielen Gruppen weder eine Vorstellung noch einen 
Ansprechpartner. 


Konkret fing es so an, dass ich mich an diversen Demons- 
trationen beteiligt hatte. Irgendwie kam ich schließlich 
zur AfD und merkte, dass das auch nicht wirklich etwas 
für mich ist. Dann hatte ich es so lange bei den verschie- 
densten Gruppierungen, Kameradschaften und Parteien 
probiert, bis ich etwas halbwegs Passendes gefunden hatte. 
Das war in meinem Fall der III. Weg. Dort war ich dann 
einige Zeit aktiv. Nachdem die Zeit beim III. Weg auch 
vorbei war, kam natürlich wieder die Frage auf: „Wie soll 
es jetzt weitergehen?” — Das war der Zeitpunkt, an wel- 
chem ich mich fragte, ob es anderen Jugendlichen nicht 
auch so geht wie mir. Also ob der NW wirklich so unat- 
traktiv für junge Menschen ist wie immer suggeriert wird 
— oder ob das Problem nicht eher an seiner Erreichbar- 
keit und Unübersichtlichkeit liegt. Nachdem diese ersten 
Gedanken gefasst worden waren, unterhielt ich mich mit 
einigen Freunden darüber und entschied mich, das Projekt 
„Junge Revolution” zu starten, mit dem Ziel, der Jugend 
als eine Art Wegweiser zu dienen. Dabei sollen Projekte, 
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JENDLICHEN FÜR 
ALE JUGENDLICHE 


m Gespräch mit Sanny 
von „Junge Revolution“ 


Parteien, Gruppen und Aktionen vorgestellt und so ein 


kleiner Überblick gegeben werden. 


N.S. Heute: Ihr wollt der national eingestellten Jugend 
also dabei helfen, die für sie passende Organisation zu 
finden. Welche Parteien, Gruppen und Projekte haben 
sich über Euren YouTube-Kanal denn bereits vorge- 
stellt? 

Ja genau, dies ist uns meiner Einschätzung nach 
auch bisher sehr gut gelungen. Wir konnten glücklicher- 
weise schon recht viele Organisationen abdecken, an die- 
ser Stelle möchte ich mich nochmal bei jedem Interview- 
Partner bedanken! Von Parteien wie DIE RECHTE oder 
der NPD über Gruppierungen und Medienprojekte wie 
„FSN-IV“, „Der Dritte Blickwinkel“, „Kampf der Nibe- 
lungen” oder dem „Volkslehrer“ bis hin zu Zeitschriften 


wie der N.S. Heute oder dem „WerkKodex“ war alles da- 


bei — und es werden selbstverstandlich noch viele folgen! 


N.S. Heute: Ihr legt den Fokus also ganz klar auf die 
Organisationen des klassischen Nationalen Widerstan- 
des. Ware es nicht mal interessant, auch Interviews mit 
Protagonisten der Identitären Bewegung, von EinPro- 
zent oder gar der AfD zu führen? 

Interessant wäre es bestimmt, allerdings wür- 
de ein solches Angebot weder von den entsprechenden 
Gruppen angenommen werden, noch wäre es in irgend- 
einer Art und Weise im Sinne unseres Projekts. Eines der 
wichtigsten Attribute eines Nationalisten ist für mich die 
Authentizität. Ich könnte nie jemanden an eine Gruppe 
vermitteln, welche sich nach außen hin von allem abspal- 


tet, was rechts von ihnen existiert, wobei in der Gruppe 
selbst vielleicht intern ganz anders gedacht wird. Das ist 
für mich unauthentisch und hat absolut nichts mit jener 
Standhaftigkeit zu tun, für welche Nationalisten immer 
bekannt waren. 


N.S. Heute: Du hast das Problem der „Spaltung“ ange- 
sprochen. Mit diesem Begriff meint man landläufig das 
Aufspalten des Nationalen Widerstandes in verschiede- 
ne Parteien und Organisationen. Sicher ist die aktuel- 
le Aufspaltung des NWs in gleich drei nationalistische 
Parteien nicht das, was man sich unter der „Einheit des 
Nationalen Widerstandes“ vorstellt. Doch auf der ande- 
ren Seite bleibt den Kameraden so eine Wahlmöglich- 
keit, sich diejenige Partei auszusuchen, von der man 
sich weltanschaulich und vom Habitus her am ehesten 
angesprochen fühlt. Wie Du schon angesprochen hast, 
warst Du einige Zeit beim III. Weg aktiv. Warum hast 
Du Dich für ein Engagement in dieser Partei entschie- 
den — und was war der Grund, dem III. Weg wieder den 
Rücken zu kehren? 

Wie bereits erwähnt, war ich auf der Suche nach 
einer politischen Heimat recht orientierungslos. Der III. 
Weg war die Partei, welche ich durch ihre Präsenz in mei- 
ner Region zuerst entdeckte und die ich als jene Partei an- 
sah, die zu mir am besten passen würde. Das hatte aber 
auch damit zu tun, dass ich über die anderen Gruppierun- 
gen und Parteien zu diesem Zeitpunkt — mit 
13/14 Jahren — noch rein gar nichts wusste. 
Selbst beim III. Weg habe ich die Ziele und 
die Philosophie ihres Handelns erst nach län- 
gerer Zeit wirklich verstanden. Als ich vom 
Nationalen Widerstand mehr als nur den III. 
Weg sehen wollte, habe ich gemerkt, dass das 
in dieser Partei (zumindest in meiner Region) 
nicht gerne gesehen wurde. Nach zahlreichen 
Disputen verließ ich die Partei deshalb wie- 


der. 


N.S. Heute: Erzähl uns doch ein bisschen 
was über den bisherigen Verlauf Eures Pro- 
jekts. Wie sah die Entwicklung in den ver- 
gangenen Monaten aus? Seid Ihr mit dem 
bisher Erreichten zufrieden? 

Angefangen hat alles mit dem Kauf 
einer halbwegs vernünftigen Ausrüstung und 
dem Aussuchen eines ersten Interview-Part- 
ners. Da ich zu diesem Zeitpunkt schon recht 
gute Kontakte hatte, war dieser recht schnell 
gefunden. Dabei handelte es sich um Baldur 
Landogart, dem ich an dieser Stelle für sein 
Verständnis und die Hilfe danken möchte! 
Dann bin ich, wie es mittlerweile bei uns Ira- 
dition ist, mit der Bahn zu ihm gereist und 
nahm erstmalig ein Video auf. Ich rätselte 
daraufhin recht lange, ob ich es hochladen 
könne und wie es wohl ankäme. Ich entschied 
mich letztendlich dafür, es zu versuchen. 


Dieser Versuch war erfolgreich. Danach kümmerten wir 
uns um bessere Grafiken, eine bessere Erreichbarkeit und 
allgemein um eine Professionalisierung des Ganzen. Es 
folgten immer mehr Interviews, und nach gerade einmal 
drei Monaten hatten wir die Zahl von 1.000 Abonnenten 
erreicht. Auch Anfragen zu Vermittlungen an nationale 
Kräfte häuften sich. Mittlerweile stehen wir mit Jugend- 
gruppen, Parteien und Projekten bundesweit in engem 
Kontakt und konnten bisher jeden jungen Interessenten 
erfolgreich an eine passende Gruppe vermitteln. Wir ver- 
zeichnen nun innerhalb von knapp fünf Monaten 1.800 
Abonnenten. Außerdem gelang es uns, bundesweit knapp 
60 junge Menschen zu vermitteln. Dies ist ein Erfolg auf 
ganzer Linie — und ich hoffe, dass es genauso weitergeht. 


N.S. Heute: Wenn ich richtig informiert bin, werden 
Eure Videos derzeit ausschließlich bei You Tube hoch- 
geladen, wo Ihr bei manchen Videos bereits fünfstellige 
Klickzahlen erreicht habt. Was macht Ihr, wenn Euch 
das gleiche Schicksal ereilt wie dem Dritten Blickwin- 
kel, FSN-TV oder dem Volkslehrer, deren Kanäle al- 
lesamt wegen angeblichen „Verstößen gegen die Nut- 
zungsbedingen“ gelöscht wurden? Gibt es einen „Plan 
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Wir sind momentan tatsäch- 
lich mit unseren Videos nur auf 
Youlube vertreten. Wir sind 
uns dieser Problematik, nach- 
dem ein Video von uns bereits 
gelöscht wurde, auch bewusst 
und rüsten dementsprechend 
derzeit massiv um. Wir werden 
also bald auch auf diversen al- 
ternativen Plattformen zu fin- 
den sein. 


N.S. Heute: Kommen wir 
mal zu Deinem persönlichen 
Werdegang, da wir im NW 
schließlich öfter über „Nach- 
wuchsprobleme“ klagen. Du 
bist 17 Jahre jung und bereits 
seit einigen Jahren politisch 
aktiv. Was bewegt einen jun- 
gen Menschen wie Dich heut- 
zutage, sich der nationalen 
Bewegung anzuschließen? 
Hast Du in der Schule etwa 
nicht richtig aufgepasst? Sonst müsstest Du ja wissen, 
dass wir Deutschen schon immer das Tätervolk waren, 
Nationalismus zu Krieg und Massenmord führt und 
wir Nazis sowieso alles kinderfressende Monster sind... 
(lacht) 

Da ich ja ein Nationalist bin, habe ich selbstver- 
ständlich in der Schule so oder so nicht aufgepasst bezie- 
hungsweise sie nie besucht! Aber Spaß beiseite... Ich habe 
mir schon recht früh über politische Zusammenhänge 
Gedanken gemacht, mein Lieblingsfach war immer GRW 
(Gesellschaft, Recht, Wirtschaft). Mit etwa 13 Jahren 
merkte ich durch diverse politische YouTuber, von denen 
der Trend um die Neurechten aufkam, wie es denn eigent- 
lich um unser Land steht. Ich lebte zu diesem Zeitpunkt in 
Chemnitz und konnte dort jeden Tag in der Innenstadt in 
Echtzeit eine sich bildende Parallelgesellschaft von Mig- 
ranten miterleben. Durch das Leugnen dieser einfachsten 
Tatsachen durch Lehrer, Eltern und dem sozialen Umfeld 
begann ich, noch viel mehr zu hinterfragen. Ich suchte 
vor allem nach Antworten für die Gründe des Leugnens 
dieser Tatsache und besuchte schließlich meine erste De- 
monstration. Dann suchte ich Leute, von welchen ich mir 
einerseits Antworten auf meine Fragen versprach, und die 
andererseits meine bisherigen Erkenntnisse in irgendeiner 
Art und Weise widerspiegelten. So kam ich letztendlich 
über AfD, IB und andere zum III. Weg. 


N.S. Heute: Wie war denn die allgemeine Situation bei 
Dir auf der Schule? Wussten Deine Mitschüler über 
Deine politische Einstellung Bescheid? Und wenn ja, 
warst Du damit praktisch der Außenseiter auf dem 
Schulhof oder gab es Mitschüler, die genauso dachten 
wie Du? 

Ich besuchte ein eher links ausgerichtetes Gymna- 
sium in Zwickau, wo meine politischen Ansichten schnell 
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aufhelen. Gewisse Lehrer wollten nicht mehr mit mir 
diskutieren oder beendeten Gespräche einfach mitten in 
deren Verlauf. Viele Schüler brachten abwertende Kom- 
mentare gegen mich und ich saß das eine oder andere Mal 
bei der Schulleitung. Zumindest die Kommentare hörten 
nach meiner „Ingewahrsamnahme“ mitten im Unterricht 
durch den Staatsschutz in der Schule auf. Damals war ich 
15 Jahre alt. Was das Politische betraf, da würde ich mich 
schon eher als Außenseiter in der Klasse bezeichnen. Ich 
kam zwar mit einigen recht gut klar, allerdings hielt sich 
das alles in einem moderaten Rahmen. Trotz der Probleme 
schaffte ich es dreimal in Folge, zum Klassensprecher und 
später sogar zu einem Jugendbeirat (Vertreter der Jugend) 
der Stadt Zwickau gewählt zu werden. Diesen Posten 
durfte ich nach der Intervention der Stadt Zwickau aller- 
dings nicht antreten. Mitschüler, die genauso dachten wie 
ich, könnte ich jetzt aber nicht benennen. 


N.S. Heute: Als nächstes großes Projekt steht bei Euch 
der „Revolutionäre Kongress“ auf dem Plan, der am 14. 
März im Raum Plauen stattfindet und wo sich die N.S. 
Heute ebenfalls präsentieren wird. Wie ist der aktuelle 
Stand der Planung, welches Rahmenprogramm dürfen 
die Gäste erwarten und wo kann man sich über die Ver- 
anstaltung informieren? 

Auf dem Plan stehen derzeit mehrere Partei- 
vorstellungen, eine Podiumsdiskussion über den derzeiti- 
gen Stand des NWs, Musik, aber auch Kampfsport und ei- 
nige interessante Redebeiträge. Genauer informieren kann 
man sich auf dem eigens dafür eingerichteten Telegram- 
Kanal sowie auf den Kanälen von „Junge Revolution“ und 
unseres Kooperationspartners „®evolution.Arts“. Aller- 
dings werden wir dazu auch noch ein Video erstellen, in 
welchem alle Infos zum Kongress nochmal genau erklärt 
werden. 


— 
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N.S. Heute: Ihr reist durch ganz Deutschland, um In- 
terviews zu führen und Reportagen zu drehen, zudem 
organisiert Ihr noch einen großen Kongress. Das ist 
bestimmt nicht nur ein großer zeitlicher, sondern auch 
ein enormer finanzieller Aufwand für ein Projekt, das 
ausschließlich von Schülern und Azubis getragen wird. 
Kann man Euer Projekt mit finanziellen Spenden un- 
terstützen? 

Ich persönlich investiere jede freie Minute und je- 
den Cent in dieses Projekt und bin etwa zweimal im Mo- 
nat stundenlang mit der Bahn unterwegs. Leider sind wir 
auf PayPal gesperrt, und ich bin noch nicht berechtigt, ein 
eigenes Konto für diesen Zweck zu erstellen. Deshalb sind 
wir derzeit auf Geldbriefe, Patreon-Spenden und das Be- 
stellen unserer Aufkleber angewiesen. 


N.S. Heute: Wir wünschen Euch für die Zukunft viel 
Erfolg, dass Euer Projekt keine „Eintagsfliege“ wird, 
sondern dass Ihr Eure Zuschauer auch in den nächsten 
Jahren mit spannenden Interviews und Reportagen ver- 
sorgen könnt. Zum Schluss darfst Du unseren Lesern 
noch mitteilen, über welche Kanäle man Euch überall 
erreichen kann. 


Danke für die Wünsche und selbstverständlich 
auch einen großen Dank für das Gespräch! Derzeit sind 
wir auf folgenden Kanälen anzutreffen: 


YouTube: Kanal „Junge Revolution“ 

Telegram: https://t.me/jungerevolutioninfo 

Facebook: https://www.facebook.com/junge.revolution/ 
Instagram: https://www.instagram.com/junge_revolution/ 


Unterstützung durch den Kauf von Propaganda-Auf- 
klebern: unter https://www.patrioten-propaganda.net/ 
die Aufkleber „Junge Revolution — Disziplin“ bestellen. 


Spenden über die Crowdfunding-Plattform „Patreon“: 
https://www.patreon.com/jung 


JUGEND VORAN! 


Unser Gesprächspartner Sanny Kujath 
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Vor 25 Jahren wurde 
die FAP verboten 


Anekdoten 
aus einer wilden Zeit 


Die Freiheitliche Deutsche Arbeiterpartei (FAP) wurde 
am 17. März 1979 durch den ehemaligen HJ-Funktionar 
Martin Pape gegründet. In den ersten Jahren ihres Beste- 
hens blieb die FAP eine unbedeutende Kleinstgruppie- 
rung, deren Aktionsradius sich auf den Raum Stuttgart 
beschränkte. Dies änderte sich allerdings nach dem Ver- 
bot der bis dahin größten NS-Organisation der BRD, der 
Aktionsfront Nationaler Sozialisten / Nationale Aktivis- 
ten (ANS/NA), Ende 1983. Nach einem Aufruf Michael 
Kühnens, der selbst kein FAP-Mitglied war, traten viele 
ehemalige ANS/NA-Mitglieder in die FAP ein. Pape, der 
bis 1988 nominell Bundesvorsitzender blieb, ließ die Akti- 
visten gewähren, sodass es sich praktisch um eine „freund- 
liche Übernahme“ der Partei handelte. 


Nachdem sich Kühnen 1986 aus der Haft heraus mit sei- 
ner Streitschrift „Nationalsozialismus und Homosexuali- 
tat“ zu Wort gemeldet hatte, was von einigen Aktivisten als 
„Bekenntnis“ zu Kühnens Homosexualität ausgelegt wur- 
de, kam es zur großen Spaltung der nationalen Bewegung, 
die auch Auswirkungen auf die Entwicklungen innerhalb 
der FAP hatte. Die Partei spaltete sich in einen „Kühnen- 
Flügel“ und einen Flügel um die Kühnen-Gegner Jürgen 
Mosler (damals FAP-Generalsekretär) und Volker Heidel. 
1986 nahm die FAP an der Bürgerschaftswahl in Ham- 
burg teil und erreichte 0,1 % der Stimmen. 1988 wurde 
Friedhelm Busse von den Kühnen-Gegnern zum neuen 
Bundesvorsitzenden gewählt, der dieses Amt bis zum Ver- 
bot innehatte. Mit der Teilnahme an der Europawahl 1989 
erreichte die FAP knapp 20.000 Stimmen (0,1 %). Nach 
der Wende orientierte sich die Partei vermehrt in Rich- 
tung der neuen Bundesländer, wo schnell neue Mitstreiter 
gewonnen werden konnten. 


Nach den ausländerfeindlichen Ausschreitungen von Ros- 
tock-Lichtenhagen, Mölln und Solingen strengten Bun- 
desregierung und Bundesrat im September 1993 ein Par- 
teiverbotsverfahren gegen die FAP an, obwohl die Partei an 
den Anschlägen weder beteiligt war noch diese befürwor- 
tete. Das Bundesverfassungsgericht wies die Anträge im 
Jahr darauf als unzulässig ab, da es sich bei der FAP nicht 
um eine Partei im Sinne von Art. 21 des Grundgesetzes 
handele, womit der Weg nun frei war für ein Vereinsverbot 
durch den Bundesinnenminister. Dieses erfolgte am 24. 
Februar 1995 — wohl nicht zufällig exakt am 75. Jahres- 
tag der Verkündung des 25-Punkte-Programms der NS- 
DAP. In einem Bulletin des BMI vom 1. März 1995 hieß 
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es hierzu: „Die nunmehr durch Verbot aufgelöste FAP 
war nach ihrer Zielsetzung der NSDAP wesensverwandt, 
verehrt führende Repräsentanten aus der Zeit des Natio- 
nalsozialismus und pflegt nationalsozialistische Riten. Sie 
missachtet die Menschenrechte, diffamiert die demokrati- 
schen Institutionen und betreibt ausländerfeindliche und 
antisemitische Hetze.“ Eine Anfechtungsklage gegen das 
Verbot wurde am 20. Oktober 1995 durch das Bundesver- 
waltungsgericht zurückgewiesen. Das Betreiben von Pro- 
paganda für die FAP und das öffentliche Verwenden von 
Kennzeichen und Symbolen dieser Partei fällt heute unter 


die Straftatbestände der §§ 86, 86a des Strafgesetzbuches. 


Die FAP war die seinerzeit größte, offen nationalsozialis- 
tische Organisation in der BRD mit nach Eigenangaben 
zeitweise über 1.000 Mitgliedern. Sowohl in den Forde- 
rungen als auch im Auftreten gab man sich betont radikal 
und machte aus seinem Herzen keine Mördergrube. Nach 
dem FAP-Verbot fanden viele ehemalige Parteimitglieder 
in den freien Kameradschaften, die sich als Reaktion auf 
die Verbotswelle in der ersten Hälfte der 90er-Jahre nun 
überall in Deutschland gründeten, eine neue Heimat. An- 
dere wiederum traten in die NPD ein oder nutzten die 
Gelegenheit, sich vorläufig oder endgültig ins Privatleben 
zurückzuziehen. 


Mit Christian Worch, Thomas „Steiner“ Wulff, Siegfried 
Borchardt, Christian Malcoci, Arndt-Heinz Marx und 
Dieter Riefling erinnern sich sechs FAP-Veteranen in 
Form von Anekdoten exklusiv für die N.S. Heute an eine 
wilde und stürmische Zeit. 
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immerhin im richtigen Zeitungsformat („Berliner For- 
mat“) gedruckt wurde. Dieser Martin Pape kritisierte das 
Verbot der ANS, er fand sie zwar zu radikal, meinte aber, 
diese jungen Leute seien ja nicht wirklich schlecht, und 
wenn sie eine neue politische Heimat suchten, stünde die 
FAP ihnen offen. — Plötzlich hatten wir wieder einen Hut 
auf. 


Natürlich stiegen wir gern darauf ein. Die FAP erlebte 
einen Mitgliederzuwachs, den sich der gute Martin Pape 
niemals hätte träumen lassen. Es war noch nicht einmal, 
wie man neudeutsch sagt, ein „unfriendly take-over“. Denn 
selbstverständlich behielten wir Martin Pape als Vorsit- 
zenden. Er hatte nur keine Ahnung, was in „seiner“ Partei 
seither so abging; er war für uns ein Frühstücksdirektor. 
Wir hatten einen Parteimantel, der immerhin zwölf Jahre 
lang gehalten hat. Mehr hatten wir nicht gewollt. 


Christian Worch, Jahrgang 1956, FAP-Mitglied 1984-89. 
In Folge der „Spaltung“ gab es in Hamburg zwei verschiedene 
FAP-Landesverbande, Worch bekleidete im LV des „Kühnen- 


Flügels “zeitweise das Amt des Beisitzers im Landesvorstand. 


„Hier steht der erste SA-Mann seit 1945 im Rathaus!“ 
von Thomas „Steiner“ Wulff 


Wie alles anfing... au 
von Christian Worch 


Als Michael Kühnen 1977 
die „Aktionsfront Nationaler 
Sozialisten“ (ANS) gründete, ge- 
schah das in erster Linie, damit 
sie verboten würde; idealerwei- 
se als Partei in einem Verfahren 
vor dem Bundesverfassungsge- 


icht. Im D ber 1983 k 
ne ae Ma Gilin Der 9. November, für uns wie für unsere Feinde ein ganz 


besonderes Datum. So war es zweifellos in meinen Au- 
gen ein Wink mit dem „Zaunpfahl der Geschichte“, dass 
wir ausgerechnet an jenem Datum des Jahres 1986 in das 
(einst) ehrwürdige Rathaus der Hansestadt Hamburg ge- 
laden waren. Der Anlass war die Nach-Wahl-Veranstal- 
tung für alle Parteien, welche an jenem Tag an der Bürger- 
schaftswahl der Hansestadt teilgenommen hatten. 


vorsorglich eine „zweite Linie“ 
aufgebaut, einen Briefkastenver- 
ein namens „Sozialrevolutionäre 
Nationalisten“ oder so ähnlich. 
Aber leider war „man“ so intel- 
ligent, auch diesen Briefkasten- 
verein mit zu verbieten, und wir 


standen plötzlich ohne Hut da. Während die Bürgerschaftswahl ihren Lauf nahm, berei- 


teten wir uns mit unseren treuen Kameraden auf den krö- 
nenden Abschluss eines kräftezehrenden und teils drama- 
tischen Wahlkampfes im „roten Hamburg” vor. Hatten wir 
doch mit unserer kleinen, eisernen Schar treuer Kämpfer 
bereits in kurzer Zeit nach der Gründung des Landesver- 
bandes der FAP bewiesen, dass auch mit geringsten Mit- 
teln — einzig mit Idealismus und unbedingtem Opferwil- 


len — eine Wahlteilnahme erreicht und organisiert werden 


gistriert. Und Martin Pape gab sogar eine Asitung heraus, konnte! Mit dieser ersten Wahlteilnahme nach Übernah- 
ein Blättchen namens „Deutscher Standpunkt“, das zwar 


vermutlich nicht mehr als 100 zahlende Leser hatte, aber 


Da kam uns der Zufall zu Hilfe. 
Im Raum Stuttgart gab es eine 
Mini-Partei namens „Freiheitliche Deutsche Arbeiterpar- 
tei“, FAP, unter dem Vorsitz von Martin Pape. Es waren 
so ungefähr 20 Leute, alle eher nationalkonservativ, und 
sich „Partei“ zu nennen hatte schon fast einen Anflug von 
Größenwahn. Aber sie waren beim Bundeswahlleiter re- 


me der Partei durch unsere ehemaligen ANS-Kader si- 
cherten wir der FAP vorerst den wichtigen Parteienstatus 
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und setzten darüber hinaus das bundesweite Signal: HIER 
in Hamburg ist mit Michael Kühnen der Kampf der neu- 
en Generation wiederaufgenommen worden, und egal was 
Ihr verfolgt oder verbieten werdet — mit uns wird immer 
zu rechnen sein. AUFBRUCH war unsere Parole in dieser 


Zeit! 


Blaues Auge, Kehlkopfquetschung, Verdacht auf Schadelbasis- 
bruch, Gehirnerschütterung und drei Tage Krankenhaus wa- 
ren die medizinischen Folgen des Einsatzes im Hamburger 
Rathaus 


Die Krönung war für uns alle jedoch der für den Abend 
vorgesehene „Einmarsch der Gladiatoren“, vertreten durch 
Worch und Wulft, in das Hamburger Rathaus! Im Plenar- 
saal des Rathauses waren an jenem Tag über eine Groß- 
bildleinwand die eingehenden Ergebnisse der Wahlkreis- 
leiter direkt mitzuverfolgen. Zutritt hatten hier nur die 
geladenen Parteivertreter, dies galt auch für die FAP. Es 
waren an jenem Abend ca. 1.500 Gäste aus Politik und 
Wirtschaft im Foyer und den Fraktionsräumen versam- 
melt. Zutritt zum Rathaus bekam man nur mit einem Zu- 
trittsausweis, welcher streng kontrolliert wurde. Wir waren 
uns nicht ganz sicher, ob wir überhaupt ohne Auseinan- 
dersetzung zum Rathauseingang gelangen würden, wes- 
halb wir beide vorsichtshalber große 9mm-Gasrevolver 
einstecken hatten. Ohne Zwischenfälle an der Kontrolle 
angekommen, zeigten wir unsere Zugangsausweise und 
mussten trotzdem noch bangen, überhaupt eingelassen zu 
werden. 
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Es hätte bereits dort jener aufsehenerregende Auftritt ein 
Ende haben können. Während nämlich Kamerad Worch 
mit schwarzer Cordhose, schwarzem Hemd und schwar- 
zer Lederjacke bekleidet war, hatte ich mich in die Uni- 
form der FAP gekleidet. Während das braunbeige Hemd 
mit der Führerkordel des Bereichsleiters noch durch die 
Jacke verdeckt war, konnte man natürlich bei der Kont- 
rolle am Eingang schon meine schwarzen Schaftstiefel 
und die weit ausgestellte Breecheshose sehen. War es das 
schummerige Licht oder die damals noch verständliche 
Meinung, dass die Nazis nun mal so aussehen?! Einlass 


gewährt - WIR WAREN DRIN!!! 


Ungläubige Blicke verfolgten uns auf dem Weg in den 
Plenarsaal. Das Raunen der Spießer in Abendgarderobe 
amüsierte uns. Erleichtert, die erste Hürde genommen zu 
haben, schritten wir gutgelaunt in den Plenarsaal und nah- 
men den Tisch mit dem Kärtchen „FAP“ für uns ein. Um 
uns herum standen die schmierigen Gestalten von etab- 
lierten Kartellen wie Union und Sozis, aber auch von alter- 
nativ-grün bis dunkelrot, und schauten ungläubig auf die 
beiden Vertreter der FAP. Das Tuscheln und Fingerzeigen 
in deren Reihen gipfelte in einen erschrockenen Aufschrei, 
als ich dann genüsslich meine Jacke auszog. Die Gedanken 
der Parteienvertreter zu lesen, war nicht schwierig: „Hier 
steht der erste SA-Mann seit 1945 im Rathaus!“ 


Alles was, nun noch folgte: spektakuläre Festnahme, 
Schläge, drei Tage Krankenhaus sowie Prozess mit Ver- 
urteilung und schließlich der zweite von insgesamt fünf 
Arbeitsplatzverlusten waren die Folge dieses Einsatzes. 


Thomas „Steiner“ Wulff, Jahrgang 1963, FAP-Mitglied 1984- 
89. Dort zeitweise Bundesvorstandsmitglied und stellvertre- 
tender Landesvorsitzender in Hamburg. 


Parteitag im Anwesen von Viktor Lutze 


von Siegfried Borchardt 


Nachdem ich nach über zweijähriger Gesinnungshaft An- 
fang 1987 entlassen worden war, machte ich mich gleich 
daran, den Kreisverband der FAP in Dortmund zu reorga- 
nisieren. Nach nur wenigen Wochen war der Dortmunder 
Kreisverband wieder der mitgliederstärkste in NRW und 
wohl auch bundesweit. Noch im gleichen Jahr stand auch 
der erste Wahlparteitag des Landesverbandes an. Wie da- 
mals üblich, wurde alles sehr konspirativ organisiert, so- 
dass selbst mir nur der Großraum Tecklenburger Land im 
nördlichen Westfalen als Veranstaltungsort bekannt war. 


Der Vorabtreffpunkt für das Ruhrgebiet war eine Auto- 
bahnraststätte an der A2, Höhe Recklinghausen. Als un- 
sere Reisegruppe mit unserem Kleinbus dort eintraf, waren 
schon einige Kameraden vor Ort und machten uns auf die 
Zivilfahrzeuge der Polizei aufmerksam, die dort zu unse- 
rer Überwachung standen. Zur Tarnung hatte es sich der 
Staatsschutz in unserem Raum angewöhnt, bei der Über- 
wachung den Beifahrersitz in Liegestellung zu bringen 
und es so aussehen zu lassen, als wäre der Pkw mit nur 
einer Person besetzt, um dadurch weniger auffällig zu sein. 
Das war natürlich albern, da es unlogisch war, warum es 
auf einmal so viele Pkws ohne Beifahrersitz geben wür- 
de. Den Vogel schoss aber ein als Firmenwagen getarnter 
Transporter ab, bei dem in der Werbeaufschrift das „O“ 
ausgespart war, um Filmaufnahmen machen zu können. 
Man kam sich vor wie in einem zweitklassigen Spionage- 


film. 


Jede Wagenbesatzung, die ihren Marschbefehl erhalten 
hatte, setzte sich sogleich selbständig in Bewegung, um 
so die Überwachung zu erschweren. Wir wurden natür- 
lich von einem dieser „Ein-Mann-Wagenbesatzungen“ 
verfolgt. Ziel war ein Gebäude in Bevergern bei Höxter. 
Entweder lag es an der mangelhaften Wegbeschreibung 
oder an unserer Unfähigkeit, diese zu lesen, jedenfalls ha- 
ben wir uns verfahren. Auf den engen Landstraßen vor 
Ort mussten wir mehrfach wenden, sodass unser Überwa- 
chungsteam uns jedesmal entgegenkam. Mittlerweile fan- 
den die es wohl selbst schwul, dass sich neben dem Fahrer 
eine zweite Person in Liegestellung befand. Nachdem man 
sich also vernünftig hingesetzt hatte und uns mittlerweile 
das dritte Mal entgegenkam, beschleunigten sie spontan 
bis auf unsere Höhe und drehten die Scheiben runter. Der 
Beifahrer rief, sie hätten die Faxen dicke, wir sollten ihnen 
jetzt einfach hinterherfahren. So erreichten wir schließlich 
unser Ziel, wo schon reichlich Kameraden, Polizei und 
Presse versammelt waren. 


Bei dem Veranstaltungsort handelte es sich um den „Sal- 
tenhof“. Ein historisches Gebäude, das Viktor Lutze, bis 
zu seinem Unfalltod 1943 Stabschef der SA, bauen ließ 
und das heute als Hotel genutzt wird. Damals stand es 
zum Verkauf und konnte von unserem Kameraden Erhard 
Kemper für unseren Parteitag angemietet werden. Auf 
dem Landesparteitag wurde ich zum NRW-Landesvorsit- 
zenden gewählt. Im Anschluss fand ein Marsch zum Ge- 
denkstein für Viktor Lutze statt, der nur einige hundert 
Meter vom Saltenhof entfernt ist und der dort offensicht- 
lich heute noch steht. Mit einer Rede unseres Kameraden 
Friedhelm Busse, dem damals noch nicht verbotenen Wi- 
derstandgruß und dem damals ebenfalls noch nicht ver- 
botenen Lied „Ein junges Volk steht auf“ beendeten wir 
den Parteitag. Pünktlich zur Fernsehübertragung kamen 
wir wohlbehalten wieder in Dortmund an... 


Siegfried Borchardt, Jahrgang 1953, FAP-Mitglied von 1984 
bis zum Verbot. Dort zeitweise Kreisvorsitzender in Dort- 
mund, Landesvorsitzender in NRW. stellvertretender Bun- 
desvorsitzender und Auslandsbeauftragter. 


FAP vs. VS 
von Christian Malcoci 


Im Juni 1988 ist der Wittener 
Kamerad Andreas Sz. wirt- 
schaftlich am Ende. Strom und 
Telefon sind wegen unbezahlter 
Rechnungen gesperrt, er weiß 
nicht, wie er die Miete bezahlen 
soll. Doch Rettung in der Not 
naht: Während eines Besuches 
bei seiner Großmutter stellen 
sich zwei Herren vom „Innenmi- 
nisterium“ vor, die um die missli- 
che Lage wissen und ihm finan- 
zielle Hilfe gegen gelegentliche 
Informationen anbieten, mit an- 
deren Worten: er wird als Spit- 
zel angeworben. Andreas sagt, 
dass er Bedenkzeit braucht und 
informiert seine Vorgesetzten, 
die das Referat für Sicherheit im 
Ordnerdienst der FAP benach- 


richtigen. 


Zur damaligen Zeit war nicht die konsequente heutige 
Abwehrstrategie aktuell, die zu einer direkten Ablehnung 
aller Gespräche mit dem Verfassungsschutz und ande- 
ren verpflichtet, also eine ganz klare Linie, damals dach- 
te man noch anders: Der FAP-Vorsitzende Busse vertrat 
die Auffassung, dass ein bekannter Spitzel ein weitgehend 
unschädlicher Spitzel sei, und das Referat für Sicherheit 
unterstützte diese Strategie, weil „mit der Scheinarbeit 
unserer Kameraden fachkundige Kräfte der staatlichen 
Aufklärung gebunden und damit von erfolgreicher Auf- 


klärungsarbeit gegen uns abgehalten“ wurden. 


Und das lief so: Das Referat für Sicherheit machte mit 
Andreas Sz. noch vor dem zweiten Treffen mit dem Ver- 
fassungsschutz eine Kurzschulung in der Verhaltensweise 
als Scheinmitarbeiter des Verfassungsschutzes. Gleichzei- 
tig wurden die Informationen abgesprochen, die dem VS 
weitergegeben werden sollten. Die weiteren Treffen verlie- 
fen ab Juli 1988 erfolgreich, die immer wieder abgespro- 
chenen Informationen wurden weitergegeben und der VS 
in die Irre geleitet. Es gelang Sz. sogar, seine monatlichen 
Bezüge trotz Mittelmäßigkeit der Informationen zu erhö- 
hen, zuzüglich Prämien für besondere Nachrichten. Infos 
zu den geplanten Aktionen zum 100. Geburtstag Adolf 
Hitlers im April 1989 wurden aber trotz eines großzügi- 
gen Prämienangebots noch nicht einmal falsch zur Ver- 
wirrung weitergegeben, alles verlief planmäßig. 


Nun passiert das Unvorhergesehene: Ein FAP-Funktionär 
enttarnt Sz., weil er über die Scheinmitarbeit nicht un- 
terrichtet war. Nur die Erläuterung der abgesprochenen 
Scheinmitarbeit rettet ihn vor den Konsequenzen. Im Jahr 
1988 gibt es aber noch keine verbreitete Verschlüsselung, 
sodass die Abklärung des Falls in Klartext verläuft. Wir 
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waren davon überzeugt, dass der Verfassungsschutz Wind 
davon bekommt und den Kontakt sofort abbricht. Doch 
weit gefehlt, der VS bemerkt nichts vom großen Trubel. Es 
wird aber noch peinlicher für den VS: Im Oktober 1988, 
viele Tage nach der mehr oder weniger öffentlichen Ent- 
tarnung, trifft am ausgemachten Treffpunkt in Witten ein 
VS-Wagen mit Mettmanner Kennzeichen ein. Erst nach 
der Videoaufnahme des inzwischen lächerlichen Treffens 
und nach dem massiven Auftreten unserer Kameraden 
merken die Herren, was die Stunde geschlagen hat und 
verschwinden mit Vollgas. Wir haben nie wieder etwas 
von dieser Sache gehört... 


Christian Malcoci, Jahrgang 1963, FAP-Mitglied 1984-90. 
Dort zeitweise M. itglied des Bundesvorstandes und zuständig 
fur den Ordnerdienst. 


Berlin, 1. Mai 1992 
von Arndt-Heinz Marx 


Wenn ich an diese Episode zu- 
rückdenke, ist die Erinnerung 
eng mit Berlin verbunden. Mein 
erster Aufenthalt in der Haupt- 
stadt muss etwa im Januar/Feb- 
ruar 1992 gewesen sein. Anlass 
war eine FAP-interne Veranstal- 
tung. Es war schweinekalt, und 
der Reichstag sowie das spätere 
Regierungsviertel waren damals 
eine Grofsbaustelle. Mein erster Eindruck von Berlin 
war nicht berauschend. Wir wurden auf dem Weg zum 
Versammlungsort von zwei Zivis blöde angemacht, einer 
davon war ein schon damals bei der Berliner Kripo einge- 
reihter Türke. Da hatte ich schon die Schnauze voll. Später 
lief ich durchs Brandenburger Tor, besah mir die Reichs- 


tagsbaustelle und das war's. 


Mein zweiter Aufenthalt in Berlin war am 1. Mai 1992. 
Ich verdrehte schon die Augen, als es hieß, es geht wie- 
der nach Berlin. Unser kleiner FAP-Haufen sammelte 
sich direkt in der Höhle des Löwen, in Berlin-Mitte, am 
Karl-Marx-Denkmal. Der Aufmarsch wurde zum reins- 
ten Kamikaze-Unternehmen. In unserer Nähe war bereits 
Bereitschaftspolizei (BePo), einige der Beamten trugen 
Feuerlöscher auf dem Rücken, um etwaige heranfliegen- 
de Molotow-Cocktails schnell abzulöschen. Man sah erst 
nur vereinzelte Zecken, aber dann wurden sie immer mehr. 
Eine weibliche Zecke lief auf Friedhelm Busse zu und sag- 
te: „Mensch Opa, was willst Du hier, geh nach Hause.“ 
Friedhelm erwiderte sichtlich erbost und bei seiner Ehre 
gepackt: “Ich geb Dir Opa! Dich ackere ich durch von jetzt 
ab, die ganze Nacht durch bis morgen früh!“ Die Zecke 
blieb mit offener Dreckschleuder stehen. 
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ERKLERUNG 


Hiermit erklären wir, daß die Tätigkeit von Kamerad Andreas 
S7MM (Witten) für das "Innenministerium" und das "Landes- 
amt für Verfassungsschutz" mit den zuständigen politischen 
Leitern unserer Gesinnungsgemeinschaft abgesprochen und ge- 
nehmi gt worden ist. 

Kamergd Szp ist verpflichtet, die zuständigen Leiter über 
jeden Schritt und Inhalt seiner Tätirkeit in Kenntnis zu 
setzen. Es werden auch nur vorher abgesprochene Informatio- 
nen weitergegeben. andernfalls ist seine Tätigkeit nicht 
durch diese Absprache gedeckt, 

Von den staatlichen Zahlungen wird die Hälfte an die Gesin- 
nungsgemeinschaft abgeführt. 


Witten, den 5.7.1988 


by Mofa Yale 2 


Christian Malcoci Christian 


ndata FE 


Andreas Sz 


Aus der Zeitschrift „Schwarze Fahne“ Nr. 3, November 1988 


Dann marschierten wir los. Ich 
trug die Parteifahne, das hieß 
vorneweg, auf Biegen und Bre- 
chen. Die ersten Molos wurden 
schon von BePos gelöscht, dann 
flogen Steine. Ein Bereitschafts- 
polizist schob sich vor mich und 
sarte: „elalt Den hinter mir,” 
Wenig später kam ein Ding an- 
geflogen, das man nicht mehr 
als Stein bezeichnen konnte, das war schon ein kleiner 
Felsbrocken. Wer so etwas schmeißt, der kalkuliert voll 
ein, dass derjenige, der getroffen wird, zu Tode kommt! 
Das rote Gesockse nahm nicht die geringste Rücksicht! 
Der Bereitschaftspolizist, der vor mir herging, hob sei- 
nen Schutzschild. Der Brocken krachte voll darauf. Der 
Schutzschild zersprang in zwei Teile. Wäre der Polizist 
nicht gewesen, wäre ich tot oder hätte im Koma gelegen. 


Es kam mir vor, als ob sich sämtliche Zecken Berlins um 
uns versammelten. Die BePo sprengte immer wieder den 
Kessel auf. Ich weiß heute nicht mehr, wie wir es dann 
unter Polizeischutz schafften, in die S-Bahn zu kommen. 
Wir dachten, jetzt wären wir in Sicherheit, da die Bahn 
gleich abfahren würde. Von wegen! Das vermummte, fei- 
ge, rote Mordbrennerpack beschoss regelrecht mit Steinen 
und Wurfgeschossen von beiden Seiten den S-Bahn-Zug, 
in dem sich nicht nur wir, sondern auch jede Menge unbe- 
teiligte Fahrgäste befanden. Die entmenschten Banditen 
kannten keine Gnade! Ein Parteikamerad warf sich schüt- 
zend über eine Mutter mit Kind, die auf dem Boden De- 
ckung suchte. Die Zugbegleiterin war an der Backe ver- 
letzt, saß apathisch und zitternd auf einem Sitz und stand 
sichtlich unter Schock. Solch einen Terror hatten die im 


Zuge befindlichen Zivilisten noch nie am eigenen Leibe 
erlebt. Irgendwann fuhr der Zug mit erheblichem Sach- 
schaden ab. Es dürfte kein Fenster mehr heil geblieben 


sein. 


Dies war mein zweiter und auch vorerst letzter Aufenthalt 
in Berlin. Ich hatte von dieser Stadt jetzt endgültig die 
Schnauze voll. Meinen Sommerurlaub 1992 verbrachte 
ich wieder in England, ich freute mich schon auf London. 
Die eigene Hauptstadt konnte mich damals kreuzweise. 
Gegen das rote Pack wurde natürlich ein Ermittlungsver- 
fahren eingeleitet. Ein Hanauer Parteikamerad, Michael 
G. und ich tanzten beim Staatsschutz in Hanau an und 
machten unsere Zeugenaussagen. Michael G. hatte da- 
mals in Berlin auch Fotos aus der S-Bahn gemacht, die 
zu den Beweismitteln genommen wurden. Aber man sah 
darauf nur vermummte Politkriminelle. Klar, dass nichts 
bei der Sache herauskam. 


Es sollten volle zwölf Jahre vergehen, bis Berlin mich wie- 
dersah. Im Sommer 2004 verbrachte ich dort einen ein- 
wöchigen Stadturlaub. Von da an war ich ganz wild auf 
Berlin und war anschließend pro Jahr einige Male dort. 
Berlin und ich hatten uns versöhnt. Es war Liebe auf den 


dritten Blick. 


Arndt-Heinz Marx, Jahrgang 1957, FAP-Mitglied 1990- 
93. Dort zeitweise Landesvorsitzender in Hessen, stellvertre- 
tender Bundesvorsitzender und Leiter des Referats für Infor- 
mations- und Nachrichtendienst. 


Vatertagskrawalle 1994 
von Dieter Riefling 


Am Vatertag 1994 kam es im 
beschaulichen Oer-Erken- 
schwick (Kreis Recklinghausen / 
NRW) zu schweren Ausschrei- 
tungen zwischen gewalttatigen 
Ausländerbanden und einigen 
Mitgliedern des hiesigen FAP- 
Kreisverbandes. Der Auslöser 
lässt sich heute nicht mehr re- 
konstruieren, aber gutgelaunte 
Nationalisten im Stadtbild wa- 
ren schon immer das Hassobjekt 
gewisser Kreise gewesen. Mit 
einem riesigen Polizeiaufgebot 
wurden die ca. zehn Aktivisten 
von den ca. 200 Ausländern ge- 
trennt, nachdem die Gewalttäter 
versucht hatten, auch das Wohn- 
haus meiner Wenigkeit zu stür- 
men. Dabei wurden sie jedoch 
mit blutigen Köpfen, trotz Unterzahl auf unserer Seite, 
aus dem sechsstöckigen Haus herausgetrieben. Ein Trep- 
penhaus lässt sich praktisch und psychologisch auch mit 
wenigen Kräften gut verteidigen... 


Am darauffolgenden Sonnabend kam es erneut zu schwe- 
ren Ausschreitungen, da ein Gerücht die Runde machte, 
„Skinheads“ aus anderen Ruhrgebietsstadten würden in 
Oer-Erkenschwick aufräumen wollen. Persönlich befand 
ich mich an diesem Tag auswärts auf einem Führerthing. 
Als ich am Abend wiederkehrte, war der Platz vor mei- 
nem Wohnhaus erneut verwüstet und schwarz vor Aus- 
länderbanden. Meine Wohnung, bewohnt als WG und 
FAP-Stützpunkt, war von der Polizei gestürmt worden, 
da sich die Aktivisten dorthin zurückgezogen hatten. Zu- 
vor hatte es Scharmützel im Stadtgebiet gegeben, weil die 
Multikulti-Banden alles angegriffen hatten, was irgend- 
wie „national“ aussah. 


In der folgenden Woche stürzte sich die Presse, auch 
überregional, auf die Vorfälle. Reporter der schreibenden 
Zunft als auch TV-Teams waren vor Ort. Wahrscheinlich 
aufgrund der großen Öffentlichkeit, kam es vonseiten der 
Stadt und der Respektspersonen der überwiegend türki- 
schen Gewalttäter zum Vorschlag einer Diskussion, um 
die Gewalttaten möglichst beilegen zu können. Wenige 
Tage später — die Erlaubnis, offiziell für die FAP dort zu 
sprechen, hatte ich mir vorher auf dem kleinen Dienstweg 
direkt von unserem Bundesvorsitzenden Friedhelm Busse 
eingeholt — kam es dann tatsächlich zu einer Zusammen- 
kunft. An dieser nahmen nicht nur die FAP Recklinghau- 
sen in Form von vier Aktivisten sowie einige vermutliche 
Gangmitglieder der „türkischen Seite“ teil, sondern auch 
der örtliche Polizeichef, der damalige SPD-Bürgermeis- 
ter, der örtliche Imam sowie der türkische Generalkonsul 
aus Münster. Es kam zu heftigen Diskussionen, die aber 
friedlich blieben. Es wurde von unserer Seite, durch mei- 
ne Person, bekräftigt, sich die Deutungshoheit im Stadt- 
und Kreisgebiet nicht nehmen zu lassen und bei neuen 
Angriffen erneut Widerstand zu leisten, aber dass einem 
friedlichen Austausch von Argumenten von unserer Seite 
aus nichts im Wege steht. Letztlich erklärten beide Seiten 
einen Gewaltverzicht, der meiner Erinnerung nach auch 
lange Zeit eingehalten wurde — zumindest bis 1996, aber 
das ist eine andere Geschichte. 


Die Presse fertigte große Artikel und auch TV-Sender wie 
Sat.1 berichteten erneut. Damals ging ein Bild durch die 
Presse, wo ich, eingerahmt vom SPD-Bürgermeister und 
dem türkischen Konsul, fröhlich in die Kamera grinste. 
Vorher hatte ich übrigens auf die Frage eines Journalisten, 
wo ich mich denn in der Partei selbst verorten würde, ge- 
antwortet: „in dem linken Flügel“ — was den Journalisten 
sichtlich verwirrt hatte. 


Dieter Riefling, Jahrgang 1968, FAP-Mitglied von 1987 bis 
zum Verbot. Dort zeitweise stellvertretender Kreisvorsitzen- 
der in Hildesheim und Kreisvorsitzender in Recklinghausen. 


Rechtlicher Hinweis: Der Abdruck der his- 
torischen Fotos und der Anekdoten erfolgt 


ausschließlich zu dokumentarischen Zwecken. Für 


die Ziele der verbotenen und aufgelösten FAP wird 
hierdurch ausdrücklich nicht geworben. 
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Der bedeutende politische Philosoph und Mitbegründer 
der Geisteswissenschaften und der Aufklärung, der fran- 
zösische Schriftsteller Baron Montesquieu, wusste bereits 
im 18. Jahrhundert: „Das Wohl des Einzelnen muss dem 
öffentlichen Wohl weichen.“ Was genau ist aber eigent- 
lich unter dieser Maxime, dass Gemeinwohl vor Eigen- 
wohl geht, zu verstehen? 


Eigentlich ist die Parole ja selbsterklärend: Nützlich ist 
das, was der Mehrheit der Menschen — oder besser ge- 
sagt, der Volksgenossen — dient, und nicht das, was nur 
einzelnen Individuen nützt und anderen eventuell sogar 
schadet. Sie ist das Gegenkonzept zum schrankenlosen 
Individualismus, in dem sich der Einzelne auf Kosten der 
Allgemeinheit rücksichtslos bereichert. Klar ist allerdings, 
dass das Wirken des Einzelnen für das Volk als Ganzes 
nicht nur durch Gesetzgebung und politische Forde- 
rungen erreicht werden kann, sondern dass der einzelne 
Volksgenosse auch hinter dieser Ansicht stehen muss. Er 


Gal 


| den Dienst der Allgemeinheit gestellt wird. 


= muss die Richtigkeit dieser Alle yerinnerlichen vun; 


zu seiner eigenen Meinung machen, nur dann kann er sie 


= auch erfolgreich umsetzen. Diese Maßnahme, den einzel- f 


nen Bürger eines Staates vom Einzelkämpfer (so denn er 


a überhaupt ein Kämpfer ist) zum Kämpfer für die Allge- # 


meinheit zu machen, ist nur dadurch möglich, dass der § 
naturgegebene Egoismus des Einzelnen anerkannt und in 


Dies ist nun keine neue Erkenntnis, die von Baron Mon- | 
tesquieu im 18. Jahrhundert formuliert und ab der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts in politische Programme ge- ! 


setzt wurde, sondern es ist das jahrtausendealte Funktions- 


P prinzip, aus dem heraus Staaten, Völker, Sippen, Gemein- | 
| schaften und Familien funktionierten und überlebten: 


Der Egoismus und die Leistung des Einzelnen und seine 
Taten wurden in den Dienst der Allgemeinheit gestellt. BE 
Wenn vor 2.000 Jahren ein Jäger einen stattlichen Keiler ” 
erlegt hat, dann hat er diesen zu seiner Sippe gebracht, um 
sie davon zu ernähren. Er selbst, seine Familie und seine 
Sippe aßen sich an dem Fleisch satt, gleichzeitig stieg das 
Ansehen des erfolgreichen Jägers in der Gemeinschaft. 
Für seine Leistung bekam er also auch einen Lohn, wel- 
cher nicht materiell war, nämlich Ansehen und den damit 
verbundenen gesellschaftlichen Status. Niemals wäre es 
dem Jäger in den Sinn gekommen, den erlegten Keiler ein 
paar Siedlungen weiter zu verkaufen oder einzutauschen, 
um das Fleisch für Alkohol, Kleidung, Schmuck oder an- 
dere Luxusgüter für sich selbst zu verbrauchen, während 
die eigene Sippe hungerte. Solch eine Person wäre aus der 
Gemeinschaft ausgestoßen worden. Darüber hinaus hatte 
der Jäger natürlich auch persönliche materielle Vorteile, 
welche ihm auch zustanden. So verbleibt am Ende das 
Fell des Keilers im Besitz des Jägers, als Überschuss. Aus 
diesem konnte er sich Kleidung anfertigen oder es gegen 
andere Sachen tauschen, sprich er konnte Handel treiben. 


Die Idee des Gemeinwohls schließt keinesfalls den pri- 


vaten, ehrlich verdienten Besitz oder Reichtum des Er- 


folgreichen aus, sofern er nicht zum Schaden anderer er- 
worben wurde. Dieser Gedanke, seinen Erwerb mit der 
eigenen Sippe zu teilen, ist ein sozialer Gedanke aufgrund 
der eigenen gesellschaftlichen und ethnischen Zugehö- 
rigkeit. Es ist Nationaler Sozialismus in seiner kleinsten 
und ursprünglichsten Form. Dieser darf nicht verwechselt 
werden mit dem internationalen Sozialismus oder Mar- 
xismus, welcher das Recht auf Eigentum oder Reichtum 
ablehnt und versucht, alle Menschen gleichzumachen, 


egal ob erfolgreicher Jäger oder Taugenichts. 


Nein zur kapitalistischen Bonzokratie 
und zur Primitivitätsideologie des Marxismus 


Kommen wir zum Anfang des 20. Jahrhunderts: Damals 
wurde das Eigenwohl nicht mehr nur von einzelnen Per- 


È sonen praktiziert und dominiert, welche sich auf Kosten 


anderer bereicherten, sondern von Staatssystemen wie der 
kapitalistischen Demokratie und dem Marxismus. In der 
Demokratie waren (und sind) es unter anderem die Ban- 
ken, welche durch ihren Zinswucher das Volk ausblute- 
ten. Sie erzählten den Menschen die Mär, dass sich Geld 
durch Zinsen selbst vermehren würde. Dies ist natürlich 
völliger Unfug, denn Geld kann sich nicht selbst vermeh- 
ren. Es ist eine der größten Lügen des Materialismus, dass 
Material von selbst mehr werden könnte. Es ist wider die 
Physik. Geld und Material können nur von Menschen 


durch Arbeit geschaffen und vermehrt werden. 


4 Ein weiteres Instrument der Kapitalisten zur Ausbeu- 
tung der Arbeiter und somit der Allgemeinheit ist die 
Umwandlung von Unternehmen zu Aktiengesellschaf- 
ten. Die Aktiengesellschaften waren ursprünglich private 
Firmen, die irgendwann an die Börse gingen. Während 
in einer herkömmlichen Firma die Angestellten und die 
Geschäftsleitung, also der Firmengründer oder dessen 
Nachfahren, den erwirtschafteten Verdienst einfahren, 
verdienen in einer AG zusätzlich die Aktionäre und die 
Händler, welche mit den Aktien, also der Arbeitskraft und 
Leistung der Arbeiter, schachern. Die Firma gedeiht oder 
verdirbt nicht mehr nur durch die Qualität der von ihr auf 
den Markt gebrachten Waren, sondern durch Aktienkur- 
se, welche von außerhalb, zum Beispiel über Medien, Po- 
litiker und andere Interessengruppen, beeinflusst werden 
können. Somit verdienen Personengruppen an der Arbeit 
anderer, ohne in die Verlegenheit zu kommen, selbst ar- 
beiten zu müssen. Dieses kapitalistische System des Geld- 
verdienstes ohne Arbeitsleistung wird auch als „müheloses 
Einkommen“ bezeichnet, welches aus nationaler und so- 
zialistischer Sicht schnellstens abgeschafft werden muss. 


Dem Kapitalismus entgegengesetzt hat man im 19. Jahr- 
hundert den Marxismus erdacht, gegründet auf die Ideen 
von Karl Marx. Der Marxismus unterscheidet sich vom 
Kapitalismus im Wesentlichen nur dadurch, dass anstelle 
von Aktionären und Börsenschiebern stattdessen Partei- 
bonzen den Arbeitern ihren Lohn stehlen. Die marxisti- 
sche Primitivitätsideologie basiert im Grunde genommen 
auf der irrigen Grundlage, dass man alle vorhandenen 


Mittel einfach nur gleichmäßig auf alle Menschen auftei- 
len müsste, danach hätten dann alle gleich viel und wären 
auch sonst völlig gleich, egal welcher Rasse sie entstam- 
men, egal ob es sich um erfolgreiche Leistungsmenschen 
handelt oder um faule Taugenichtse. Ein völlig an den 
Gegebenheiten der Naturgesetze vorbeigehender Versuch, 
die Leistung Einzelner in den Dienst der Allgemeinheit 
zu stellen, welcher nur durch Zwang umgesetzt werden 
könnte. 


Das Projekt Marxismus wurde Anfang der 90er-Jahre of- 
fiziell eingestellt, da es sich wirtschaftlich, insbesondere 
durch die Planwirtschaft, als zu instabil und wenig pro- 
fitabel herausgestellt hatte. In den vormals marxistischen 
Staaten Osteuropas wurde der Kapitalismus als Wirt- 
schaftsform eingeführt, in den westlich-kapitalistischen 
Staaten wurden dafür einige Überwachungs-, Zwangs- 
und Verfolgungsmethoden eingesetzt, die sich an kommu- 
nistischen Staaten anlehnen. So fand praktisch eine Fusi- 
on dieser beiden Ausbeutungssysteme statt. Endziel dieses 
Projekts ist die Herrschaft einer angeblich auserwählten 
Minderheit über den Rest der Menschheit. Ihr Eigenwohl 
soll über dem Gemeinwohl der Menschheit stehen, also 
die genaue Umkehrung der Maxime „Gemeinwohl geht 
vor Eigenwohl” in ihr absolutes Gegenteil. 


Der Nordische Mensch 


als Überwinder des Individualismus 


Einzelne, welche auf Kosten anderer ungeheure Kapi- 
talmengen angehäuft haben, schädigen die Allgemein- 
heit durch skrupellose Ausbeutung ihrer Arbeitsleistung. 
Abermillionen Arbeiter produzieren täglich für den Ge- 
winn von Aktionären und Politbonzen. Es findet eine 
Überproduktion von größtenteils nicht benötigten Wa- 
ren statt, einhergehend mit der Zerstörung der Umwelt 
und dem Verbrauch aller natürlichen und lebenswichtigen 
Ressourcen. Damit der Wirtschaftskreislauf nicht un- 
terbrochen wird, werden durch die ebenfalls in Händen 
dieser Geldmacht befindlichen Medien täglich über die 
Werbung in den Menschen Begehrlichkeiten geweckt für 
Dinge, die sie überhaupt nicht brauchen. Über die Hälfte 
des Lohns, die der Arbeiter für seine produktive Tätig- 
keit bekommt, wird ihm sofort wieder in Form zahlreicher 
Steuern abgenommen. 


Es sind Steuern, welche eigentlich der Gemeinschaft die- 
nen sollten, tatsächlich aber in ihrer Hauptmasse nur einer 
kleinen Minderheit zugutekommen. Die Manipulation 
der Menschen ist mittlerweile so weit vorangeschritten, 
dass sie zugunsten materiellen Wohlstands auf das Wich- 
tigste im Leben verzichten, nämlich Kinder zu haben. 
Der Mensch, egal ob Mann oder Frau, wird auf jede nur 
erdenkliche Weise zu schrankenlosem und rücksichtslo- 
sem Individualismus erzogen. Er wird geködert, indem 
ihm vorgegaukelt wird, dass ein Leben mit finanziellem 
Reichtum wesentlich erstrebenswerter sei als Kinderreich- 
tum. Wer viele Kinder hat, der hat oft kein Geld und ist 
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© Netzfund 


im kapitalistischen System entsprechend weniger „wert“. 
Das ist es, wohin das Eigenwohl und der schrankenlose 
Individualismus führen, in die eigene Nutzlosigkeit. Am 
Ende ihres erbärmlichen Daseins können sich diese Indi- 
vidualisten eine aufwändige Beerdigung leisten, zu der nur 
wenige Leute kommen, weil sie zu Lebzeiten zu keiner 
wirklichen Gemeinschaft gehört haben. Von ihnen bleibt 
nichts, denn der übertriebene Individualismus kennt die 
Persönlichkeit nicht. Sie haben sich schon lange aus jeder 
natürlichen Gemeinschaft selbst ausgeschlossen, so wie 
der Jäger, der seine Beute nicht mit der eigenen Sippe teilt, 
sondern sie an Fremde verschachert. 


Um diesem Übel nun entgegenzutreten, es ein für alle 
Male zu beseitigen, ist es notwendig, auf den Unterschied 
zwischen der Leistung des Nordischen Menschen und 
dem verderblichen Wirken gewisser Ideologen hinzuwei- 
sen. Der Nordische Mensch lebt vom Gemeinwohl. Er 
setzt sein Leben und seine Leistung ein, um damit etwas 
Festes zu schaffen. Er baut sich ein Haus, er bebaut sei- 
ne eigene Scholle, er ist erdverbunden, er schafft sich eine 
Heimat, wo er mit seiner Sippe leben kann. Er glaubt an 
das Höhere im Menschen, das durch seine Nachkommen 
weiterexistiert, über seinen Tod hinaus. Der Internationa- 
list und Individualist ist ein wurzelloser Nomade, er ist 
nicht heimatverbunden, es treibt ihn umher. Er will seinen 
Reichtum nicht selber erarbeiten, sondern von anderen er- 
arbeiten lassen. Er strebt nicht nach Bodenbesitz, sondern 
nach beweglichem Besitz. Der Boden und das darauf be- 
findliche Haus sind ihm nicht Heimat und Schutz, son- 
dern Spekulationsobjekt. Allein dieser Umstand, dass er 


unsere höchsten Werte, unsere Arbeit und unseren Boden, 


zur Handelsware degradiert, macht ihn zu unserem na- 
türlichen Feind. Der Internationalist und Egoist ist das 
Gegenkonzept zur Schöpfung, die Antithese zu allem 
Höheren, er ist verkörperter Eigennutz. 


WER VOLKSGEMEINSCHAF 
MUSS GEMEINSCHAFT LEBEN! ` 


IN DER DISKOTHEK IST SIE NICHT ZU FINDEN - 


Gemeinschaft braucht Persönlichkeit 


Wenn wir die Maxime „Gemeinwohl geht vor Eigenwohl“ 
nicht nur als Phrase wiederholen, sondern wirklich leben 
wollen, dann muss dies aus unserem Inneren heraus kom- 
men, aus absolut klarer Überzeugung. Wir müssen erken- 
nen, dass alles, was uns die heutige Gesellschaft als richtig 
erklärt, in Wirklichkeit falsch ist - und wir müssen ent- 
sprechend handeln. Firmen, die heute zum Beispiel das 
Wort „gemeinnützig“ in ihrer Gesellschaftsform führen, 
sind meist genau das Gegenteil. Wir müssen diese Struk- 
turen überwinden, durch offene Ablehnung und durch 
das Schaffen eigener Strukturen. Wir dürfen ihnen nicht 
weiter unsere Arbeitskraft schenken, wir dürfen nicht aus 
finanziellen Vorteilen auf Kinder verzichten. 


Wir müssen unseren Kindern lehren, dass der Mensch 
zählt, seine Leistung und seine Persönlichkeit — und nicht 
sein Besitz. Jeder Mensch hat Fehler, diese Fehler muss 
der Mensch aber selbst bekämpfen und sie nicht hinter 
finanziellem Glanz verstecken. Die Starken unter uns 
müssen ihre Beute mit ihrer Sippe teilen. Diejenigen von 
uns, die Unternehmer sind, müssen ebenfalls Verantwor- 
tung für unser Volk übernehmen. Aus der Gemeinsamkeit 
unseres Blutes muss unser Begriff vom Gemeinwohl ent- 
stehen. Wir müssen aus uns heraus selbst unsere Probleme 
lösen und selbst unsere Arbeit erledigen, anstatt andere 
arbeiten zu lassen. 


Wenn wir das jahrtausendealte Gesetz, dass eine Gemein- 
schaft nur durch Gemeinwohl überleben kann, anwenden 
wollen, dann müssen wir dafür auch Opfer bringen. Die 
Opfer scheinen in der heutigen Zeit wesentlich höher zu 
sein als in einer gesunden Volksgemeinschaft, denn wir 
sind wenige, und unsere Gegner sind die überwiegende 
Mehrheit. Aber genau betrachtet, sind unsere Opfer nur 
materieller Natur oder betreffen unser Ansehen in der 
Gesellschaft, auf die wir sowieso keinerlei Wert legen. 
Also Dinge, die wir entweder völlig entbehren können, 
oder die wir als Kampfgemeinschaft einander geben kön- 
nen und müssen. Heben wir die Gemeinschaft über das 
eigene Individuum, bekämpfen wir den Individualismus 
und Egoismus in uns und stellen ihn in den Dienst un- 
serer Gemeinschaft, dann erheben wir auch gleichzeitig 
unsere eigene Persönlichkeit. 


Manfred Breidbach 


| ‘nicht ich Affektierende, vallkommen egal ist? Dieser Text richtet sich an jene, die die gestellte un d 
etic rhetorische Frage, nicht mit gutem Gewissen und einem Blick in den ate mit Kt Ben | 


Wettbüros, Shishabars, Dönerbuden und Spielhallen verwandeln und dass sich ganze Viertel ir einer 
sen Uhrzeit in vollkommene „No-go-Areas“ für Deutsche verwandeln; wie es ihnen ebenfalls egal ist 
junge Menschen in Moscheen und anderen religiösen Einrichtungen radikalisiert werden. Den 
ihnen, den Ignorantesten der Ignoranten, ist es sogar egal, dass ihre Kinder die nahezu einzig D 
ihren Schulen sind, und ob ihre Kinder eines Tages mit einem Partner anderer Kultur und Herkur 
Hause kommen. Spätestens aber an diesem Punkt, klopft auch bei diesen Abstraktionskünstlern er 
Realität an die Pforte und lässt sie endlich ihren sich über Ewigkeiten eingeredeten Glauben an die ( 
- und damit BAWIENDOKEN - ger ne Volker, Kulturen und Religio 


in einem Politischen Diskurs | in die Defensive drängen zu lan 
wir für eine Welt einstehen, in welcher die Einzigartigkeiten und 
wahrt werden und wieso wir uns ein Deutschland wünschen, in \ 
verletzliche Frau keine een haben muss, sich in der Dunkel i 
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eine solche Masse z zusammen md han für die nenn Entwicklung de, eigenen en 
schlieBend für die rn N si restlichen : Welt einstehen - ; 


CROWDFUNDING 
UND DIE 


FINANZIERUNG 


VON VISIONEN 
von Frida Dentiak 


Ideen für gute Projekte und für vielversprechende Selb- 
ständigkeitskonzepte gibt es bei uns zur Genüge. Woran es 
meistens hapert, ist das Geld. Alle jammern, Linke hätten 
bessere Chancen, weil immer ausreichend Mittel bei ih- 
nen vorhanden wären. Das liegt natürlich einerseits an der 
staatlichen Alimentierung, andererseits aber auch an der 
Art, wie diese Gruppen vorgehen. Wir hinken da einfach 
hinterher, aber eigentlich können wir das doch genauso! 
Linke bedienen sich erstens aus öffentlichen Töpfen, aus 


Spendengeldern und auch mithilfe des Crowdfunding. 
1. Öffentliche Gelder 


Bei den öffentlichen Förderungen ist es — zugegebener- 
maßen — etwas kompliziert. Sowas kann man als Rechter 
nur klug verklausuliert abgreifen, aber ich behaupte, dass 
selbst so etwas ginge, wenn man es nur kreativ anstellt und 
wenn der Antragsteller noch nicht in der Öffentlichkeit 
„verbrannt“ ist. Ich denke dabei an Kunstprojekte, zum 
Beispiel an den Bereich der Ausstellungen, Fotografie und 
Firmen- oder Vereinsgründungen, wie etwa eigene Um- 
weltschutzorganisationen. Auch wäre es denkbar, finanzi- 
elle Töpfe für Hilfebedürftige abzurufen, wenn man sich 
in diesem Bereich engagieren will. Dabei spiele ich ins- 
besondere auf deutsche Minderheiten im Ausland an, für 
die man Hilfsorganisationen gründen kann. Es gibt im- 
mer noch viele kulturelle deutsche Minderheitsenklaven, 
zum Beispiel in Bergtal / Kirgisien, wo rund 100 Deutsche 
wohnen. 


Für jeden Blödsinn gibt es Töpfe in der BRD oder in- 
nerhalb der EU, wo man mit guten Konzepten versuchen 
kann, diese abzugreifen. Hier gilt natürlich: Probieren 
geht über studieren. Es zu versuchen hat jedenfalls noch 
keinem geschadet. 
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2. Spendengelder 


Die Spendengelder sind ein Ihema für sich. Jahrelang 
wurden in gewissen Teilen der Bewegung ältere Menschen 
finanziell angezapft (teilweise auch, um den eigenen Le- 
bensstil zu finanzieren), mit der Begründung, man könne 
sich dann, ohne einer Erwerbsarbeit nachzugehen, auf die 
politische Arbeit konzentrieren. — Alles Unfug! Jeder soll- 
te zunächst mal selbst arbeiten gehen, denn Arbeit adelt. 
Bei den meisten, die solche Betteleien ausführen, sind 
das sowieso nur faule Ausreden. Kein Wunder, dass vie- 
le Leute nichts mehr geben wollen, wenn man sieht, dass 
jahrelang Gelder akquiriert wurden und unter dem Strich 
nichts Vorzeigbares daraus entstanden ist. Allerdings gibt 
es auch vorbildliche Ausnahmen, denn es gibt sie durch- 
aus, die nationalen Zentren, die aus Spendengeldern ent- 
standen sind und die noch heute existieren. Doch wenn 
man mal überlegt, wie viele Zentren es eigentlich geben 
könnte und müsste, dann kann einem schlecht werden. 
Eine persönliche Bereicherung sollte in unserer Weltan- 
schauungsgemeinschaft generell nicht stattfinden, doch 


letztlich bilden auch wir irgendwo einen Querschnitt der 
Gesellschaft mit ihren natürlich vorhandenen Schatten- 
seiten. 


Und doch ist zum Ihema der Spendenakquise noch mehr 
zu sagen, denn: Rechte stellen sich zumeist denkbar doof 
an. Zunächst einmal sollte man für ein solches Vorhaben 
kein Konto bei einer deutschen Bank nutzen. Es gibt Al- 
ternativen im Ausland, bei denen Gelder eben nicht ein- 
gefroren und Konten nicht gekündigt werden, wenn die 
Antifa nette Briefe über uns böse Nazis schreibt und die 
Bank auffordert, uns das Konto zu kündigen. — Macht 
doch nicht immer wieder dieselben Anfängerfehler! Seid 
doch einfach konsequent und lernt aus den Erfahrungen 
anderer. Nehmt einfach eine Bank im Ausland: Die Polen, 
die Russen und selbst die Engländer interessieren sich für 
die Hetze solcher Spinner nicht. Es gibt ausreichend On- 
line-Banken, bei denen man in zehn Minuten ein Kon- 
to eröffnen kann. Man braucht dazu nur einen gültigen 
Personalausweis, eine E-Mail-Adresse für das Projekt und 
ein Smartphone — mehr nicht. 


Auch PayPal hat sich nicht als zuverlässiger Partner er- 
wiesen und hat schon eine Menge rechter Accounts ein- 
gefroren. Bitcoin-Wallets könnten vielleicht die Zukunft 
sein, da der Zahlungsverkehr hierüber relativ unkompli- 
ziert abläuft, und weil sich die Wallets teilweise mit Bank- 
konten verknüpfen lassen (zum Beispiel über „Anycoin 
Direct“). Das alles soll erstmal nur einen Anreiz darstellen, 
sich nach neuen Konzepten umzusehen. Wer weiter im 
alten, modrigen Gewässer planschen will, kann das ja tun 
und auch finanziell weiter absaufen — jeder, wie er meint. 
Meistens hilft jedenfalls schon eine einfache Google- 
Recherche, und auch YouTube-Videos zu diesen ganzen 
Finanzthemen gibt es zuhauf, man muss sich eben nur in- 
formieren wollen. 


Ein weiteres, sehr großes Problem ist das Marketing be- 
ziehungsweise die digitale Aufbereitung unserer Produkte. 
Heutzutage muss man einfach gute Netzseiten bauen und 
die Sache professionell angehen. Man braucht ein einfa- 
ches, klares Design, gut lesbare Schrifttypen und vielleicht 
auch mal eine andere Farbauswahl als schwarz, weiß und 
rot. Es gibt einige richtig gut aufbereitete Seiten, ich nenne 
hier mal ein Beispiel aus dem neurechten Sektor: einpro- 
zent.de. Man muss sich nicht mit allen dortigen Inhalten 
identifizieren, aber das Marketing dort ist einfach super. 
Newsletter, Flugblätter, Aufkleber, Internetseite — alles hat 
ein einheitliches Design. So geht gute Kampagnenarbeit! 
Alles hat seinen Preis, auch das ist klar. Solche Seiten zu 
programmieren, ist nicht gerade günstig, und dahinter ste- 
hen große Verlage, all das weiß ich auch. Trotzdem müs- 
sen wir Wege suchen, ebenfalls dorthin zukommen. Auch 
mit WordPress kann man sehr gute Internetseiten bauen, 
und zwar ganz ohne große Kenntnisse. Alles, was man 
dazu wissen muss, findet man als Anleitung (Tutorial) bei 
You Tube. Wenn man nicht gerade einen Knoten im Hirn 
und zwei linke Hände hat, kann man sich da reinfuchsen. 
Auch hier gilt, man muss nur wollen. Denn eines muss klar 
sein: Wenn man Spendenaufrufe über eine Internetseite 
online stellen möchte, dann sollte zum einen das Konto 
sicher sein, zum anderen muss die Internetseite bombig 
aussehen — ansonsten kann man es gleich sein lassen. 


3. Crowdfunding 


Jetzt möchte ich zu einer wirklich tollen Alternative kom- 
men, dem Crowdfunding. „Crowd“ bedeutet so viel wie 
„Menschenmenge“, und das Wort „funding“ bedeutet „Fi- 
nanzierung“. Kurzum, man lässt sich von einer bestimm- 
ten Menschenmenge (zum Beispiel einer Gruppe gleich- 
gesinnter Personen) ein Projekt, eine neuzugründende 
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Firma oder auch eine NGO (Nichtregierungsorganisati- 
on) finanzieren. Crowdfunding für Rechte, geht das über- 
haupt? — Na klar! Zumindest dann, wenn man dafür end- 
lich mal eine eigene Crowdfunding-Internetseite online 
bringt. Denn auf „normalen“ Crowdfunding-Seiten wird 
nicht jedes Projekt zugelassen. Doch auch dort kann man 
zumindest politisch unverfänglichere Projekte vorstellen 
und Gelder sammeln, ohne, dass sofort auffällt, dass die 
Projekte von Nationalisten betrieben werden. Auch hier 
gelten Kreativität, vernünftiges Texten von Spendenauf- 
rufen, kluges Kreieren von Logos etc. — Wie lustig ist das 
bitte, wenn Linke unwissentlich rechte Projekte auf öf- 
fentlichen Crowdfunding-Internetseiten mitfinanzieren? 


Doch zurück zur Idee einer rechten Crowdfunding- 
Plattform. Von markigen Namen wie www.kapitalrechts. 
de oder www.geld-fuer-die-machtergreifung.de würde 
ich eher absehen und dafür witzige Wortspiele wie www. 
krautfunding.de favorisieren (der Name darf gerne geklaut 
werden). Auch sollte man das alles mit einer gleichnami- 
gen App ins Leben rufen, vielleicht schafft man es sogar, 
diese in den Play Store (Android-Handys) und in den 
App Store (Apple) einzubinden. Hier ist natürlich Mut 
gefragt, um das scheinbar Unmögliche zu probieren — zu 
verlieren hat man sowieso nichts. Wie schön wäre es, wenn 
tausende Nationalisten die App „Kraut-Funding“ auf dem 
Handy hätten und einer beim Stammtisch sagt: „Hey, Per- 
son Soundso hat das Projekt XY online gestellt, wir gehen 
jetzt alle mal in die App, und wem das Projekt zusagt, der 
gibt einfach einen Euro dazu.“ — Das wäre gelebte, moder- 
ne nationale Solidarität! Dann könnte sich zum Beispiel 
ein rechter Podcast-Betreiber über den kurzen Dienstweg 
ein neues Aufnahmeprogramm oder ein Mikro leisten, 
oder ein nationaler Veranstaltungsfotograf könnte sich 
ein neues Objektiv kaufen und Bilder für die Bewegung 
produzieren. Im Grunde könnte es so einfach sein: Stellt 
Euch mal vor, man geht sonntags beim ersten Kaffee auf 
die Seite und guckt nach neuen, sinnvollen Projekten oder 
geplanten Firmengründungen; wenn einem etwas zusagt, 
spendet man auf dem kurzen Dienstweg und bringt so- 
mit die Bewegung wieder ein Stück nach vorn. Das ist 
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sicher sinnvoller, als samstagabends 20 Bier wegzuziehen 
und genau so eine „Scheiß egal“-Einstellung an den Tag 
zu legen, wie es fast jeder BRD-Bürger tut. 


Wichtig wäre bei einer solchen „Kraut-Funding“-Sei- 
te - um bei dem witzigen Arbeitstitel zu bleiben -, dass 
das Projekt von Beginn an crossmedial aufgezogen wird. 
Twitter-Account, Facebook-Profil, Internetseite und eine 
größtmögliche Bewerbung durch alle Telegram-Kanä- 
le wären hier denkbar. Sogar Bands und Solo-Musiker 
könnten dadurch, ohne auf die Hilfe eines Labels ange- 
wiesen zu sein, die erste CD produzieren, sofern man ein 
Demo-MP3-Lied als Beispiel und Anreiz für die Kraut- 
Unterstützer anbieten kann. Den Möglichkeiten sind da- 
bei fast keine Grenzen gesetzt, außer die unserer Weltan- 
schauung. Einer für alle, alle für einen, so hieße dann die 
Devise. Wichtig wäre natürlich auch, dass die jeweiligen 
Projekte vorher bei den Seitenbetreibern zur Prüfung ein- 
gereicht werden, damit sie auf Sinn und Zweck sowie auf 
Vereinbarkeit mit unserer Weltanschauung geprüft wer- 
den — sonst könnte ja jeder daherkommen und Geld sam- 
meln, dass dann wieder irgendwo versickert. Eine gewisse 
Qualität sollte jedenfalls gewahrt werden, wenn es um das 
Spendensammeln geht, auch inhaltlich. 


Fazit 


Danke für das Lesen dieser kleinen Zukunftsvision, viel- 
leicht findet sich darauf ja sogar ein guter Programmie- 
rer oder ein Graphiker für die Logos und die Gestaltung 
der Internetseite. Gerne helfe ich mit bei der Konzeptio- 
nierung, aber das ist kein Muss, schließlich bin ich froh, 
wenn es junge, motivierte Mitstreiter gibt, die die Sache 
in die Hand nehmen, und ich dann und wann auch einen 
kleinen finanziellen Beitrag auf einer guten Plattform für 
das ein oder andere Projekt leisten kann. Beachtet auch 
die Infoboxen, da gibt es zum einen ein paar Zahlen und 
Fakten, zum anderen auch einige Beispiele für Crowdfun- 
ding-Seiten, an denen man sich ein Beispiel nehmen oder 
auch eigene Projekte dort platzieren kann, sofern sie po- 
litisch nicht direkt im rechten Bereich zuzuordnen sind. 


Geld sammeln fü Gemeinschaftsausgaben 
| www. leetchi.com/de 


er für Start-ups und Ähnliches 


www.crowdfunding.de/betterplace/ 


Spendenplattform u.a. fiir erkrankte Kinder 


www. Seung de/plattformen/ 


Seite e für G: a M und Ähnliches 


www. Startnext. com 


Spendenplattform für Musiker und Bands 


www.indiegogo.com 


Bereits 2015 wurden über Crowdfunding-Projekte weltweit 
30,6 Milliarden Euro gesammelt. 

Im Jahr 2016. wurden auf deutschen Plattformen 9,7 Millionen 
Euro gesammelt, womit Deutschland bis jetzt noch einen sehr 
geringen Anteil am. weltweiten Crowdfunding-Markt hat. 
Immobilienprojekte erhalten über Crowdfunding tendenziell 
mehr Kapital als Start-ups. 

67,4 % der Deutschen haben schonmal 
was von Cröwdfunding gehört. 
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Jahr. 
die 
letzte 
Zeche 
IM 


Ruhrgebiet 


Steinkohle — über Jahrhunderte war sie für unser Volk 
die zentrale Energieressource und der wichtigste Roh- 
stoff, lange vor dem Siegeszug von Öl und Gas. Im 
Ruhrgebiet, wo zeitweise über 500.000 Menschen im 
Bergbau malochten und pro Jahr über 100 Millionen 
Tonnen Steinkohle förderten, spricht man nicht um- 
sonst vom „Ruhrpott“, vom „Kohlenpott“, wo die Men- 
schen nicht nur sprichwörtlich, sondern tatsächlich „auf 


Wir sind „mitten im Revier“ an diesem nebelverhange- 
nen, tristen Dienstagnachmittag Ende November, als uns 
das Navigationssystem auf einen riesigen Parkplatz an der 
Fritz-Schupp-Allee im nordöstlichen Essener Stadtteil 
Stoppenberg lotst. Dafür, dass der Parkplatz so riesig ist, 
sind hier allerdings nur wenige Autos geparkt. Ein erstes 
Anzeichen dafür, dass wir an einem Ort sind, der seine 
besten und produktivsten Zeiten lange hinter sich hat. Vor 
uns erhebt sich bereits der 55 Meter hohe „Doppelbock“ 
von Schacht 12, auch genannt der „Eiffelturm des Ruhr- 
gebiets“. Das Fördergerüst ist nicht nur das Wahrzeichen 
der Zeche Zollverein, sondern auch der Stadt Essen und 
des gesamten Ruhrgebiets. 135 Jahre lang, von 1851 bis 
1986, wurde hier im Untertagebau Steinkohle gefördert. 
Heute beherbergt das Areal mehrere Museen, Ateliers, 
Geschäfte und Veranstaltungsflächen, zudem ist es das 
weltweit einzige ehemalige Zechengelände, das auf der 


Liste des UNESCO-Weltkulturerbes verzeichnet ist. 
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Kohle geboren“ sind. Vor einem Jahr, am 21. Dezember 
2018, wurde in der Zeche Prosper-Haniel in Bottrop 
das letzte Stück Kohle aus der Erde geholt, was zugleich 
das Ende des Steinkohle-Bergbaus in Deutschland 
markierte. Einige der alten Zechengebäude wurden zu 
„Industriedenkmälern“ erhoben und dienen heute als 
Museum oder als Location für Veranstaltungen aller 
Art - wie die Zeche Zollverein in Essen. 


Ruhrbergbau: 


Von den Anfängen bis zur Industriellen Revolution 


Doch wie hat eigentlich alles angefangen mit dem Berg- 
bau im Ruhrgebiet? — In einem Millionen Jahre andau- 
ernden Prozess der sogenannten „Inkohlung“ pflanzlichen 
Materials wurden Moore durch Sedimente überschichtet, 
woraus das Material entstand, das wir heute „Kohle“ nen- 
nen. Bereits im Mittelalter kohlten Bauern, anfänglich 
vornehmlich für den Eigenbedarf, indem die Kohle aus 
einfachen Grabelöchern, den sogenannten „Pingen“, ab- 
gebaut wurde. Die Anfänge der systematischen Steinkoh- 
le-Förderung im Ruhrgebiet wurden wahrscheinlich im 
Bochumer und Hattinger Raum gemacht, doch auch hier 
wurde um 1750 die Steinkohle fast ausschließlich zum 
Heizen verwendet. Im Jahr 1804 gab es im Ruhrgebiet 
bereits 229 Zechen mit einer Gesamtjahresförderung von 


380.000 Tonnen. 


Die Erfindung der Dampfmaschine sorgte auch im Be- 


reich des Bergbaus für eine Revolutionierung der Förder- 


möglichkeiten. Die Industrialisierung erlaubte es, große 
Mengen der schweren Kohle ans Tageslicht zu beför- 
dern und legte so den Grundstein für den späteren För- 
derboom. Im Jahr 1809 wurde auf der Zeche Vereinigte 
Sälzer & Neuack in Essen erstmals eine Dampfmaschine 
für die Kohlenförderung eingesetzt, im Jahr 1816 wurde 
hier auch die erste Kokerei in Betrieb genommen. In der 
Kokerei werden aus der Steinkohle mithilfe eines Des- 
tillationsverfahrens Kokskohle und Rohgas erzeugt. Die 
Kokskohle wiederum wird benötigt, damit in den Hoch- 
öfen der Hüttenwerke Eisenerz zunächst zu Roheisen und 
dann zu Stahl weiterverarbeitet werden kann. Hierdurch 
wurde auch der Grundstein für die spätere Ansiedlung 
großer Stahlwerke im Ruhrgebiet gelegt — beispielswei- 
se Hoesch (Dortmund) und Krupp (Essen) —, die den 
Ruhrgebiets-Mythos von „Kohle und Stahl“ begründeten. 
Da erst die Kohle der umfassenden Industrialisierung den 
Weg ebnete, kommt Franz-Josef Brüggemeier, Professor 
für Wirtschafts-, Sozial- und Umweltgeschichte an der 
Universität Freiburg, zu folgendem Ergebnis: „Kein an- 
derer Rohstoff hat die jüngere Geschichte Europas so ge- 
prägt wie die Steinkohle. (...) Ohne die Kohle hätte es die 
Industrialisierung in Europa nicht gegeben. Und ohne die 
Kohle wäre das Ruhrgebiet nicht zum wichtigsten Indus- 
trierevier Europas aufgestiegen.“ 


Prägend für das Ruhrgebiet waren vor allem die folgen- 
den Jahrzehnte, als die ersten Großzechen entstanden, 
die tausende Arbeiter beschäftigten und mit den neus- 
ten Gerätschaften hunderte Meter in die Erde eindran- 
gen — das Zeitalter der Tiefbauzechen war angebrochen. 
So entstand — parallel zum Ausbau des Eisenbahnnetzes 
- im Ruhrgebiet allmählich aus einer unsystematischen 
Ansammlung weniger Dörfer und kleiner Städte das 
größte Industrierevier Deutschlands. Als Antwort auf die 
nun eintretende Bevölkerungsexplosion, welche durch die 
Einwanderung der später als „Ruhrpolen“ bezeichneten 
Arbeiter aus Osteuropa zusätzlich verschärft wurde, wur- 
de nun damit begonnen, zecheneigene Wohnungen und 
Arbeitersiedlungen anzulegen. Noch heute findet man in 
jeder größeren Stadt des Ruhrgebiets solche ehemaligen 
„Zechensiedlungen“. 


Die Goldenen Jahre des Ruhrbergbaus 


Ab dem Ende des 19. Jahrhunderts wurden die ersten 
Kraftwerke gebaut, die aus Kohle Strom erzeugten. So 
eroberte die Kohle schließlich beinahe alle industriellen 
und häuslichen Bereiche, in denen Energie benötigt wur- 
de. Um das Jahr 1885 herum zählte man im Revier bereits 
über 100.000 Bergleute, ausschließlich Männer, die mit 
ihrer harten, schmutzigen und gesundheitsschädlichen 
Arbeit unter Tage mehr schlecht als recht ihre Familien 
durchbrachten. Die harten Arbeitsbedingungen und die 
schlechten Entlohnungen führten zum ersten großan- 
gelegten Bergarbeiterstreik 1889, der in die Gründung 
verschiedener Bergarbeitergewerkschaften mündete. Zu- 
sätzlich zu den Eisenbahnen wurden nun auch Kanalnet- 
ze wie der Dortmund-Ems-Kanal und der Rhein-Herne- 


Kanal angelegt, die zum Kohletransport genutzt wurden. 
Im ausgehenden 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
ereigneten sich auf den Zechen immer wieder schlimme 
Unfälle. Die Hauptursachen waren Explosionen durch 
Kohlenstaub, das Einstürzen von Schächten oder die fahr- 
lässige Verwendung von Sprengstoff. Das schwerste Un- 
glück dieser Zeit ereignete sich am 12. November 1908 
auf der Zeche Radbod II in Hamm, als eine Schlagwetter- 
explosion, die vermutlich durch eine defekte Benzinlampe 
ausgelöst wurde, 348 Todesopfer forderte. 


Ungeachtet dieser schweren Unfälle wurden im Zuge 
des technischen Fortschritts immer massivere Schächte 
und größere Streckennetze angelegt, zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts wurden zudem erstmals elektrische Förder- 
maschinen eingesetzt. Entlang von Ruhr um Emscher 
war mittlerweile das größte Bergbaurevier Europas ent- 
standen: 1913 arbeiteten im Ruhrpott mehr als 400.000 
Bergleute, die Fördermenge knackte die 100-Millionen- 
Tonnen-Marke; hinzukamen chemische Fabriken und die 
bereits erwähnten Werke zur Eisen- und Stahlerzeugung. 
Der enorme wirtschaftliche Fortschritt und die Anhe- 
bung des Lebensstandards für breite Massen des Volkes 
waren allerdings nur zum Preis enormer Belastungen für 
Mensch und Umwelt möglich, die sogenannte „Staublun- 
ge“ führte zu einer drastisch sinkenden Lebenserwartung. 


Zu Beginn des Ersten Weltkrieges zogen viele Bergleute 


ins Felde, dennoch musste der Grubenbetrieb zur Pro- 


40 


duktion von Waffen und Sprengstoff sowie zum Trans- 
port von Soldaten und Rüstungsgütern aufrechterhalten 
werden. In den dunklen Weimarer Jahren war der Bergbau 
geprägt von Reparationsforderungen infolge des Versailler 
Diktats, Inflation, Weltwirtschaftskrise sowie vor allem 
durch die französische Ruhrbesetzung 1923-25, während- 
dessen es zu einem gezielten Rückgang der Fördermenge 
kam. Erst in der NS-Zeit gab es neue Innovationen, als 
damit begonnen wurde, Kohle zu verflüssigen, um in Hy- 
drierwerken synthetisches Benzin herzustellen. Im Wege 
der nationalsozialistischen Autarkiebestrebungen wurden 
Kohle und Kohleprodukte unter anderem zur Herstellung 
von Gummi, synthetischem Kautschuk und anderen syn- 
thetischen Ersatzstoffen verwendet. In der linkslastigen 
„Wikipedia“-Enzyklopädie heißt es unter dem Stichwort 
„Deutsches synthetisches Benzin“ folgendermaßen: „In 
Westdeutschland wurde nach dem Krieg die Kohlever- 
flüssigung wegen der konkurrenzlos niedrigen Erdölprei- 
se nicht fortgeführt.“ — Dies wiederum ist eine selbst für 
Wikipedia-Verhältnisse schamlose Lüge, wurde doch in 
Wahrheit die wirtschaftliche Innovation der Kohlever- 
flüssigung nach dem Krieg von den alliierten Besatzungs- 
mächten in Deutschland schlichtweg verboten. 


Als der Ruhrpott noch schwarz-weiß war 


Unter alliierter Direktive ging es mit dem Wiederaufbau 
des Ruhrbergbaus nur sehr langsam voran, eine spürba- 
re Erholung war erst in den 50er-Jahren zu verzeichnen. 
Bereits 1956 förderten eine halbe Million Menschen im 
Ruhrgebiet wieder mehr als 120 Millionen Tonnen Stein- 
kohle. Doch der neue Förderboom der Wirtschaftswun- 
derjahre währte nicht lange, bereits Ende der 50er-Jahre 
stand dem Ruhrgebiet die „Kohlekrise“ ins Haus: Der Ab- 
satz an heimischer Kohle ging spürbar zurück, stattdessen 
wurde vermehrt Billigkohle aus dem Ausland importiert. 
Mit der Verwendung von Erdöl als Treibstoff und als 
Heizöl erwuchs der Kohle zudem ein mächtiger Gegner, 
später kamen noch Gas und Atomkraft hinzu. 


Die Schließung der Bochumer Zeche Lieselotte am 30. 
September 1958 markierte den Beginn des langen Ze- 
chensterbens im Ruhrgebiet, doch schnell regte sich Wi- 
derstand: Am 26. September 1959 organisierte die IG 
Bergbau den „Marsch nach Bonn“. 60.000 Bergarbeiter 
demonstrierten in der damaligen Bundeshauptstadt gegen 
die Zechenschließungen, es war die damals größte Pro- 
testdemonstration in der Geschichte der jungen Bundes- 
republik. Während weitere unrentable Zechen schließen 
mussten, wurden die nach wie vor produktiven Schacht- 
anlagen modernisiert, wirtschaftliche Rationalisierungs- 
maßnahmen führten zu einer spürbaren Erhöhung der 
durchschnittlichen Schichtfördermenge je Bergmann. 
Wer einmal in die „gute, alte Zeit“ des Ruhrbergbaus ein- 
tauchen möchte, sollte sich bei YouTube die Dokumenta- 
tion „Als der Ruhrpott noch schwarz-weiß war“ ansehen, 
ein Zusammenschnitt von Original-Aufnahmen aus den 


50er- und 60er-Jahren. 
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Im November 1968 wurde unter Beteiligung von 80 % der 
bundesdeutschen Steinkohlebergwerke die „Ruhrkohle 
AG“ (RAG) als Konsolidierungsunternehmen gegründet. 
Mit der Einführung des „Kohlepfennigs“ auf den Strom- 
tarif 1974 begann die Zeit der direkten Subventionierung 
der Ruhrkohle, in der Folgezeit konnte der zusehends un- 
rentabler werdende Bergbau nur noch durch starke Sub- 
ventionen aufrechterhalten werden. Mit dem „Kohlekom- 
promiss“ 1997, ausgehandelt zwischen Bundesregierung, 
Landesregierungen, RAG und Gewerkschaft, wurden die 


Subventionen und die Fördermengen deutlich begrenzt. 
Ende des Ruhrbergbaus - für immer? 


Mit Beschluss der nordrhein-westfälischen Landesregie- 
rung unter Jürgen Rüttgers (CDU) wurde das Aus der 
Kohle-Subventionen bis Ende 2018 und damit faktisch 
das Ende des Ruhrbergbaus beschlossen. Mit der Ze- 
che Prosper-Haniel in Bottrop schloss am 21. Dezember 
2018 das letzte Steinkohlebergwerk Deutschlands seine 
Pforten. Aus diesem Anlass gingen überall in Deutsch- 
land Grafiken mit der Losung „Licht bei der Nacht“ oder 
andere Zeilen aus dem „Steigerlied“ durch die sozialen 
Netzwerke. Jene Bergmänner des Ruhrgebiets, die nicht in 
den Ruhestand oder in den Vorruhestand entlassen wur- 
den, arbeiten heute in ganz unterschiedlichen Branchen, 
beispielsweise bei Berufsfeuerwehren, in Flughäfen oder 


bei der Bahn. 


Zurück nach Essen: Die ehemalige Halle 12 der Zeche 
Zollverein wird heute als Veranstaltungsfläche für Kon- 
zerte und Kabarett genutzt, außerdem befindet sich dort 
eine Kulturwerkstatt, verschiedene Geschäfte und — wie 
könnte es auch anders sein — eine Currywurstbude. Im 
ehemaligen Kesselhaus ist heute ein Designmuseum be- 
heimatet, wo zwischen den alten Maschinen Alltagsge- 
genstände ausgestellt werden. Kann man sich angucken, 
muss man aber nicht. Deutlich interessanter ist das „Ruhr 
Museum“ in der ehemaligen Kohlenwäsche. Bereits die 
24 Meter hohe Rolltreppe zum Eingangsbereich ist — be- 
sonders bei Dunkelheit — ein echter Blickfang. Vom Ein- 
gangsbereich aus noch eine Ebene höher, kann man sich 
den 20-mintitigen Panoramafilm ,RUHR360™ anschau- 
en, bevor man von der Aussichtsplattform auf dem Dach 
der Kohlenwäsche einen atemberaubenden Blick auf die 
Stadte Essen und Gelsenkirchen sowie auf verschiedene 
Industriefabriken genießen kann. Die Dauerausstellung 
über die Natur- und Kulturgeschichte des Ruhrgebiets 
beginnt auf der Ebene des Eingangsbereichs mit einer 
Foto- und Objektsammlung zur Gegenwart und jüngeren 
Geschichte der Region, anschließend kann man mit jeder 
Ebene, die man nach unten steigt, tiefer in die Geschichte 
des Ruhrgebiets eintauchen. — Wenn auch Ihr mal dem 
Ruhr Museum einen Besuch abstatten wollt, nehmt Euch 
genügend Zeit mit, denn es lohnt sich wirklich! 


Und wie ist es heute um die Steinkohle bestellt, ein Jahr 
nach dem Ende des Bergbaus in Deutschland? — Auch 


heute noch wird in deutschen Kraftwerken aus dem Aus- 


land importierte Steinkohle verstromt, die um die Hälfte 
billiger ist, als würde man nach wie vor in Deutschland 
produzieren. Neben den niedrigeren Lohnkosten im Aus- 
land liegt das auch daran, dass die Flöze in Russland oder 
in Südamerika ergiebiger sind und die Kohle dort nicht 
so tief unten in der Erde steckt. Im Jahr 2018 wurden im- 
merhin noch 13 % des Stroms in Deutschland von Stein- 
kohlekraftwerken erzeugt, Tendenz abnehmend. 
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Allerdings liegt unter unserem Heimatboden noch genü- 
gend Kohle, um die Energieversorgung in Deutschland 
über Jahrzehnte hinweg gewährleisten zu können. Die 
Wirtschaftspolitiker eines kommenden, souveränen deut- 
schen Volksstaates werden es in ihre Überlegungen ein- 


zubeziehen haben, ob im Rahmen eines aus fossilen und 
regenerativen Brennstoffen bestehenden Energiemixes 
auch wieder auf die gute, alte deutsche Steinkohle zurück- 
gegriffen werden kann. Wer kann es schon prophezeien, 
aber es ist nicht ausgeschlossen, dass in einigen Jahrzehn- 
ten in einem freien deutschen Staat wieder deutsche Berg- 
männer in hochmodernen und effizienten Bergwerken das 
Grubenlicht bei der Nacht anzünden werden. 


Sascha Krolzig 


Alle Aufnahmen in diesem Artikel entstanden bei unserem Be- 
such auf Zeche Zollverein im November 2019 
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N.S. Heute: Hallo Frida, wir sprechen mit Dir heute 
über Deine Leidenschaft, alte Möbel zu restaurieren 
und für den häuslichen Gebrauch herzurichten. Ein un- 
gewöhnliches, aber sehr interessantes Hobby. Wie bist 
Du darauf gekommen, Dir alte Möbel zu besorgen und 
sie nach Deinen Vorlieben umzugestalten? 


Frida: Um ehrlich zu sein, ich brauchte neue Möbel, aber 
das Geld war knapp. Nachdem meine letzte WG aufgelöst 
wurde, fehlte mir so ziemlich alles. Zudem war mir kurz 
vorher gekündigt worden, weil ich auf einer Demo eine 
Rede gehalten hatte. Mir fehlte also schlichtweg das Geld, 
um mir neue Möbel zu kaufen, so machte ich schließlich 
aus der sprichwörtlichen Not eine Tugend. 


N.S. Heute: Gib uns doch bitte einen kleinen Einblick 
in Deine Arbeit. Mal angenommen, Du findest auf dem 
Flohmarkt, auf dem Sperrmüll oder bei den Kleinan- 
zeigen im Internet ein altes Möbelstück, das Dir gefällt. 
Du nimmst es mit nach Hause und machst Dich an die 
Arbeit. Welche konkreten Arbeitsschritte unternimmst 


Du, vom ersten Handgriff bis zum erfolgreichen Ab- 
schluss Deiner Arbeit? 


Frida: Oft standen die Möbel jahrelang auf Dachböden 
oder in Kellern, also beseitige ich erstmal den Staub mit ei- 
ner Bürste und anschließend mit einem feuchten Lappen. 
Danach schleife ich den groben Dreck, die Unebenheiten 
und Kratzer sowie die alte Farbe oder den alten Möbel- 
wachs herunter, das mache ich mit einem Exzenterschlei- 
fer. Ich arbeite mit 60er- bis 180er-Körnung: Beim Ab- 
schleifen mit 60er-Schleifpapier nimmt man zum Beispiel 
die Farbe von Möbeln runter, mit 120er-Papier kann man 
vor dem Anstreichen das Holz anrauen. Sobald die alte 
Farbe komplett weg ist, schaue ich mir die Holzmaserung 
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Frida Dentiak 
über Mobel- 


© Frida Dentiak 


an und überlege, was ich damit anfangen könnte: Erhitze 
ich die Maserung mit meinem kleinen Gasbrenner, um sie 
optisch noch mehr hervorzuheben, oder gehe ich mit wei- 
Bem, alt und stumpf aussehenden Kreideanstrich drüber? 
— Beides ist machbar. Ich mag Holzmaserungen bei Kiefer 
oder Nussholz, da schleife ich bloß und streiche das Mö- 
belstück dann mit Öl oder Holzwachs. Ab und zu fläm- 
me ich es auch ganz schwarz, dann nimmt man die erste 
verkohlte Schicht mit einer Drahtbürste runter. Hinterher 
sieht es nach alten, gegerbten Eichenbohlen oder Schiffs- 
planken aus. Seht Euch auf den Bildern doch mal das klei- 
ne, dunkle Regal mit dem Geweih und dem Bilderrahmen 
an, das war die Idee eines guten Kameraden, der es bei mir 
aus alten Europaletten-Brettern gebaut hat. Später habe 
ich es selbst mal mit einem Europaletten-Tisch probiert, 
das war wirklich einfach und das Ergebnis ist sehr schön 
geworden. Oben ist die Platte schwarzbraun, das Gestell 
habe ich grau gestrichen. 


N.S. Heute: Man könnte jetzt auf die Idee kommen, 
Dich zu fragen, wofür die ganze Arbeit, wenn es doch 
heute auch genügend neue Möbelstücke im Retro- oder 
Used-Look zu kaufen gibt? Was ist Dein persönlicher 
Anreiz dafür, selber zum Werkzeug zu greifen? Spielen 
da auch Dinge wie Nachhaltigkeit und ein stiller Protest 
gegen die „Wegwerfgesellschaft“ eine Rolle? 


Frida: Ein einziges Möbelstück bearbeite ich mindestens 
acht Stunden lang, manchmal auch zehn oder zwölf Stun- 
den, auf jeden Fall einen ganzen Arbeitstag. Ich investiere 
also Zeit, dabei wächst Du praktisch mit dem Objekt zu- 
sammen, Du gibst dem Möbelstück nicht nur ein neues 
Aussehen, sondern auch eine neue Identität. Wenn ich an 
dem fertig bearbeiteten Tisch sitze oder in meinem Eu- 
ropaletten-Bett liege, erinnere ich mich manchmal sogar 


noch an die Musik, die ich beim Be- 
arbeiten gehört habe. Jeder Schrank 
hatte einen unterschiedlichen Vor- 
besitzer, ich fühle mich oft so, als 
hätte ich etwas, das es wirklich wert 
ist, gerettet. Mich widert diese Weg- 
werferei an. Es ist doch bescheuert, 
sich Pressspan oder mit Palmöl be- 
handelte Möbel in die Bude zu stel- 
len. Diese Billigteile machen einen 
Umzug mit, danach kommen sie 
in die Tonne. Du hast es also ganz 
richtig erkannt, auch der Gedanke 


der Nachhaltigkeit spielt eine große 
Rolle. 


N.S. Heute: Bei umwelt- und nach- 
haltigskeitsbewussten Menschen 
hat sich in den letzten Jahren ein 
regelrechter Trend entwickelt, um 
dem Kapitalismus im Allgemeinen 
und der Wegwerfgesellschaft im 
Besonderen kleine Nadelstiche zu 
versetzen, seien es Reparatur- und 


Geschenkläden, „Aus alt mach neu“, 
Tauschhandel und Nachbarschafts- 
hilfen, um nur einige Beispiele zu 
nennen. Hast Du mit so etwas kon- 
krete Erfahrungen und kannst unse- 
ren Lesern ein paar Tipps geben, wie 
sie sich im Alltag nachhaltigskeitsbe- 


wusst verhalten können? 


Frida: Früher bin ich in der Tat selbst 
zusammen mit Kameraden contai- 
nern gegangen. Das heißt, wir haben 
bei den Supermärkten das Essen aus 
den Mülltonnen geklaubt, bei dem das 
Mindesthaltbarkeitsdatum abgelaufen 
war. Wir mussten praktisch nie selbst 
was zum Essen kaufen, so blieb mehr 
Geld für Demofahrten, unsere damali- 
ge Stickerproduktion und so weiter üb- 
rig. Heute mache ich das Containern 
wegen meiner laufenden Bewährung 
(der 130er...) nicht mehr, schließlich 
kann dieser Trend in manchen Fallen 
sogar strafbarer Diebstahl sein. Den- 
noch finde ich das Containern an sich 
sinnvoll, genauso kaufe ich in den sel- 
tensten Fällen neue Klamotten, ich 
sehe das einfach nicht ein. Du kriegst 
doch alles, was von irgendwem nur ein- 
mal getragen wurde, für die Hälfte des 
Normalpreises bei Ebay. Nun zu den 
Möbeln: Wer will denn schon ernsthaft 
in einer typischen „BRD trifft IKEA“- 
Wohnung leben? Du kommst rein und 
siehst schon meistens an der Einrich- 


© Frida Dentiak 
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tung, bei was für einem Menschen Du bist. Viele „BRD- 
Wohnungen“ sind einfallslos, ekelhaft modern und ohne 
jede persönliche Note — schrecklich! So könnte ich mich 
nicht „zuhause“ fühlen. Es hat auf jeden Fall mehr Cha- 
rakter, aus alten Sachen etwas Neues und Individuelles zu 
zaubern. So wirkt Deine Wohnung oder Dein Haus ganz 
anders, das hat auch etwas mit Identität zu tun. 


N.S. Heute: Nicht jeder hat bei sich zuhause den Platz 


oder das Geld, um sich in seinem Keller oder seinem 
Arbeitsraum eine komplette Schreinerwerkstatt einzu- 
richten. Welche Arbeitsgeräte sind für die Möbelres- 
tauration erforderlich? Wie viel Geld sollte man für die 
Anschaffung der Arbeitsgeräte einplanen und wie viel 
Platz braucht man zum Werkeln? 


Frida: Im Prinzip kann man das auch auf dem kleins- 
ten Balkon machen, man benötigt dafür keine Werkstatt. 
Kauft Euch einfach zwei Holzböcke für 20 Euro, um das 
zu bearbeitende Stück dort draufzustellen. Holt oder leiht 
Euch ein Schleifgerät (Exzenter- oder Bandschleifer), so 
ein Gerät kostet um die 50 Euro, Ihr kriegt es aber auch 
schon für 20 Euro bei Ebay. Dann braucht Ihr nur noch 
einen alten Lappen zum Abputzen, ein paar Pinsel, Wachs 
oder Kreidefarbe beziehungsweise Lasur, je nachdem, was 
genau Ihr vorhabt. Für Farbe und Pinsel gebt Ihr vielleicht 
nochmal 15 Euro aus. Einen Akkuschrauber braucht man 
nicht unbedingt, ewig lang habe ich ganz normale Schrau- 
benzieher verwendet. Ein kleiner Gasbrenner kostet 15 
Euro im Baumarkt, da sind dann meistens fünf Gasfläsch- 
chen bei. Damit lämmt man ohne Probleme um die 14 
Europaletten ab. Eine Drahtbürste kostet fünf Euro. Für 
den Anfang leiht Ihr Euch am besten erstmal alles bis auf 
die Farbe und die Pinsel - man muss ja nicht gleich alles 
selbst kaufen. 


N.S. Heute: Was denkst Du, wie viel hast Du insgesamt 
für Deine bearbeiteten Möbel ausgegeben? 


Frida: Ganz sicher nicht mehr als 400 Euro inklusive 
Farben, Lasuren, Ol, Pinsel und den ein oder anderen 


Schrank, den ich bei Ebay für 20 Euro geschossen habe. 


N.S. Heute: Wie man auf Deinen Fotos sieht, restau- 
rierst Du zum größten Teil Möbelstücke aus Holz. 
Hast Du Dich auch schonmal an anderen Materialien 
versucht? 


Frida: Leider nein, aber ich will mir demnächst eine Flex 
kaufen, mit dem Winkelschleifer bekommt man den Lack 
von dem Metall runter. Ich wollte damit beginnen, über 
Kleinanzeigen an alte Spinde zu kommen und die wieder 
schön zu machen. Zudem brauche ich einen neuen Klei- 
derschrank und hab den Industriestil für mich entdeckt. 
Wenn man den Industriestil in einem Raum mit Holz 
mischt und dazu Beleuchtungen aus Stahl, alten Tauen 
und warmen Edison-Imitatglühbirnen reinhängt, sieht 
das wirklich super aus. 
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N.S. Heute: Nun ist sicherlich nicht jedes Möbelstück, 
das man irgendwo auftreiben kann, auch wirklich dazu 
geeignet, es neu herzurichten und umzugestalten. Wor- 
auf sollte man bei dem Erwerb von alten Möbelstücken 
achten, wenn man hinterher keine bösen Überraschun- 
gen erleben will? 


Frida: Man sollte unbedingt darauf achten, dass es sich um 
Echtholz handelt und nicht um Fake-Holzmöbel. Man- 
ches gute Stück ist nämlich in Wirklichkeit gar nicht aus 
echtem Holz, sondern aus MDF-Platten („MDF“ steht 
für „mitteldichte Holzfaser“) oder Plastik beziehungswei- 
se Pressspan mit Klebefurnier. 


N.S. Heute: Ich kann mir gut vorstellen, dass einige Le- 
ser nun neugierig geworden sind und am liebsten direkt 
mit der Arbeit anfangen würden, doch nicht jedem ist 
eine handwerkliche Begabung in die Wiege gelegt, und 
es hat auch nicht jeder eine entsprechende Ausbildung 
genossen. Kannst Du unseren Lesern einige Ratgeber 
empfehlen, zum Beispiel Internetseiten oder Video- 
Tutorials, damit auch der handwerkliche Laie Spaß an 
der Restaurierungsarbeit bekommt? 


Frida: Auf YouTube gibt es einen sehr informativen Ka- 
nal namens „Let’s bastel“, daraus habe ich auch schon was 
nachgebaut. Ansonsten könnt Ihr einfach mal „diy Epal“ 
oder „diy Shabby chic“ in die YouTube-Suchleiste ein- 
geben. Als ich damit anfing, Möbel aufzubereiten, hatte 
ich, mit Ausnahme eines früheren Praktikums bei einer 
Schreinerei, noch gar keinen Plan von der Materie. Alles 
das, was ich bis jetzt gewerkelt habe, lernte ich durch Vi- 
deos oder durch Hilfe von Freunden. 


N.S. Heute: Frida, wir danken Dir für das Gespräch! 


Frida: Gerne, so lernt man als Leser auch mal die Autoren 
etwas besser kennen. Zum Schluss bleibt noch ein Tipp: 
Geht nicht, gibt’s nicht! Genauso wenig zählen Ausreden 
wie „Ich kann sowas nicht“. Probiert es doch einfach mal 
aus: Wenn es über Ebay-Kleinanzeigen was zu verschen- 
ken gibt, oder wenn Ihr eine tolle Kommode vor dem 
Sperrmüll gerettet habt, dann könnt Ihr damit ja nicht 
viel falsch machen. Viel Spaß beim Bauen, Basteln und 


Werkeln! 
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OF es OR 


König Alexander I. von Jugoslawien (1888-1934) | 


Wir schreiben das Jahr 1934: Der Erste Weltkrieg 
liegt 16 Jahre zurück, dem kroatischen Volk wurde 
ein Unrechtssystem aufgezwungen. Es sind ser- 
bisch-jugoslawische Tyrannen, die über das kroa- 
tische Volk herrschen. Die Herrscher regieren mit 
brutalen Methoden, politische Gegner und deren 
Familien werden grausamst verfolgt, eingesperrt 
und ermordet. Die Unterdrücker und Tyrannen 
dürfen sich also nicht darüber wundern, dass sich 


im kroatischen Volk Widerstand regt... 


Rückblende: Während es in den Anfangsjahren der Wei- 
marer Republik mit dem Spartakusaufstand 1919, dem 
Kapp-Putsch 1920, dem Attentat auf Reichsaußenminis- 
ter Walther Rathenau 1922 und ein Jahr später mit dem 
Hitler-Ludendorff-Putsch gewalttätige Aufstände gab, 
sah es im neugegründeten jugoslawischen Kunststaat der- 
weil nicht anders aus. Als 1918 der neue „Staat der Slowe- 
nen, Kroaten und Serben“ (SHS-Staat) gegründet wurde, 
der sich kurz darauf mit dem „Königreich Serbien” zum 
„Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen“ (SHS- 
Königreich) zusammenschloss, war der Widerstand der 
Bevölkerung groß. Dieser neue Staat, der mehrere Völker, 
Ethnien und Religionen zwangsvereinigte, war ein großes 
Pulverfass, welches zu explodieren drohte. 


Schließlich dauerte es nicht lange bis zur ersten Explosi- 


on: Bereits im Dezember 1918 demonstrierten in Agram 
(heute Zagreb) kroatische Bürger gegen den neuen Staat. 


47 


Das Ende eines Tyrannen 
Vor 85 Jahren: 


Attentat auf König Alexander 
|. von Jugoslawien 


Die Demonstranten wurden von der Polizei eiskalt nieder- 
geschossen, viele starben. Die Spannungen im SHS-Staat 
sowie im späteren SHS-Königreich waren von Anfang an 
groß, da die Serben einen diktatorisch-zentralistischen 
Staat forderten, Kroaten und Slowenen aber forderten 
Autonomie und Unabhängigkeit. 1921 wurde Alexander 
Karadordevic König des SHS-Königreiches. Alexander I. 
mischte sich aktiv in die Regierungspolitik ein und trat für 
ein serbisch dominierte, zentralistisches und monarchisti- 
sches System ein — de facto für eine Diktatur. Im selben 
Jahr trat die Vidovdan-Verfassung in Kraft, die verfas- 
sungsgebende Abstimmung wurde von Kroaten und Ser- 
ben jedoch boykottiert. Die weitere Entwicklung führte 
dazu, dass das kroatische Nationalbewusstsein aufblühte 
und immer stärker wurde. Aufgrund der Spannungen zwi- 
schen zentralistischen, föderativen und separatistischen 
Kräften sowie aufgrund des Umstandes, dass die Serben 
jede Gleichberechtigung der Völker im SHS-Königreich 
ablehnten, war keine aktive Tagespolitik möglich, weshalb 
man auch von einer „lotgeburt“ sprechen kann. — Dieser 
Staat war schon tot, bevor er überhaupt geboren wurde. 


Als die Staatsgeschäfte nicht mehr ordnungsgemäß 
durchgeführt werden konnten, kam es zur großen Staats- 
krise 1928/29. Nach etwa 40 kurzlebigen Regierungen in- 
nerhalb von nur elf Monaten und ständigen inneren Un- 
ruhen kam es zu einem Ereignis, welches die Geschichte 
des Königreiches komplett verändern sollte: Am 20. Juni 
1928 schoss der montenegrinische Parlamentsabgeord- 
nete und Ischetnik Puniša Račić mitten in einer Sitzung 
des Belgrader Zentralparlamentes den kroatischen Politi- 
ker und Freiheitskämpfer Stjepan Radić und vier weitere 
kroatische Abgeordnete an. Zwei der Abgeordneten, Pavle 
Radić und Duro Basariček, waren auf der Stelle tot. Stje- 
pan Radić erlag seinen Verletzungen sieben Wochen spä- 
ter, am 8. August 1928. Sein Tod löste innerhalb der kro- 
atischen Bevölkerung große Wut und Trauer aus, war er 
doch der Führer der kroatischen Nationalbewegung. Seine 
Beerdigung war eine der größten und eindrucksvollsten 
Massendemonstrationen der kroatischen Bevölkerung 


während des SHS-Königreiches. An der Beisetzung auf 
dem Mirogoj-Friedhof von Zagreb nahmen über 200.000 
Menschen teil, mehr als Zagreb zu diesem Zeitpunkt Ein- 
wohner hatte. 


Ausrufung der Königsdiktatur 
und Attentat auf Milan von Sufflay 


Diesen Moment der Unruhe nutzte König Alexander 1., 
um das wenigstens halb-parlamentarische System und 
die Vidovdan-Verfassung außer Kraft zu setzen. Der Be- 
schluss hierzu erging am 6. Januar 1929 mit Hilfe des ihm 
treu ergebenen Militärs. Alexander löste das Parlament 
auf, setzte die Verfassung außer Kraft und übernahm selbst 
die Staatsgeschäfte. Am 3. Oktober wurde schließlich die 
neue Verfassung eingeführt, das SHS-Königreich wurde 
in „Königreich Jugoslawien“ umbenannt. Zusätzlich ver- 
bot Alexander sämtliche politischen Parteien. Dieses Er- 
eignis brachte den kroatischen Parlamentsabgeordneten 
Ante Pavelić, der sich nach dem Beginn der Königsdikta- 
tur ins Exil hatte begeben müssen, zu dem Entschluss, die 
Ustascha-Bewegung zu gründen [siehe hierzu auch „Ikone 


des kroatischen Nationalismus — Zum 130. Geburtstag von 
Ante Pavelić“ in N.S. Heute Nr. 16]. 


Am 19. Februar 1931 kam es zu einem weiteren Mord 
serbisch-jugoslawischer Iyrannen an dem kroatischen 
Historiker Milan von Šufflay. Šufflay war Professor an 
der Universität Zagreb und Abgeordneter der kroatischen 
Fraktion im Belgrader Parlament. Bereits in früheren Jah- 
ren war Šufflay aufgrund seiner kroatisch-patriotischen 
Einstellung vom staatlichen Apparat verfolgt und einge- 
sperrt worden. So war er beispielsweise schon 1921 wegen 
angeblicher Spionage und Kontakte zu kroatischen Emi- 
granten verhaftet und vor Gericht gestellt worden. Ein 
jugoslawisches Gericht hatte ihn wegen „Hochverrates 
gegen Jugoslawien” zu drei Jahren Gefängnis verurteilt. 


Kurz vor dem Attentat auf Sufflay besuchte König Ale- 
xander Zagreb, wo er vor der jugoslawisch-königstreuen 
Vereinigung „Mlada Jugoslavija“ (Junges Jugoslawien) 
eine Rede hielt. Während des Aufenthaltes von Alex- 
ander in Zagreb erhielten Suflay und andere kroatische 
Persönlichkeiten Morddrohungen. Diese Briefe waren 
unterzeichnet mit „Für König und Vaterland“, was darauf 
schließen lässt, dass Aktivisten der Vereinigung „Mlada 
Jugoslavija“ hinter diesen Morddrohungen steckten. In 
den Briefen hieß es, falls die Empfänger vorhätten, gegen 
Alexander zu demonstrieren, würden sie und ihre Fami- 
lien dies mit ihrem Leben bezahlen. Während der Rede 
Alexanders vor dem „Jungen Jugoslawien” sprach er von 
der „Entfernung der kroatischen Abgeordneten aus dem 
jugoslawischen Parlament“ und erwähnte dabei auch das 
Attentat auf Stjepan Radić, welches man sich zum Vorbild 
nehmen solle. Diese Aussage Alexanders zeigt deutlich, 
dass die Herrscher kein Interesse an einem Ausgleich zwi- 
schen den Völkern hatten und dass der politische Gegner 
in ihren Augen nur eines verdient hätte: die Kugel. 


Die königstreue jugoslawische Presse hetzte immer radi- 
kaler gegen kroatische Intellektuelle, Persönlichkeiten und 
Politiker. Eine damals vielgelesene, königstreue Zeitung 
schrieb: „Die Köpfe werden eingeschlagen.” In der glei- 
chen Nacht, als dieser Aufruf in der Presse herauskam, 
verübten Agenten der jugoslawischen Polizei und des 
Geheimdienstes das Attentat auf Sufflay, welches derart 
ausgeführt wurde, dass ihm auf offener Straße mit einer 
schweren Stange der Schadel eingeschlagen wurde. Das 
zeitliche Zusammenspiel von Zeitungsartikel und Atten- 
tat zeigt deutlich, wie eng Presse, Geheimdienst und Kö- 
nig zusammenarbeiteten. Der Mörder des Geschichtspro- 
fessors, Branko Zwerger, konnte fliehen und entging 
zunächst einem Gserichtsverfahren. Später sollte sich 
herausstellen, dass sämtliche Beteiligte an dem Attentat 
Agenten der Polizei waren. Als die Kroaten später eine 
eigene Banschaft (eine Art Bundesland) zugesprochen 
bekamen, konnten Zwerger und seine Kumpane endlich 
vor Gericht gestellt werden. Zwerger wurde zu lebenslan- 
ger Haft verurteilt. Als 1941 die kroatischen Patrioten der 
Ustascha an die Macht kamen, wurde der Prozess noch 
einmal neu aufgerollt, worin Zwerger zum Tode verurteilt 
und anschließend hingerichtet wurde. 


| 
Milan von Šufflay 


Das Pulverfass explodiert 


Der Mord an Šufflay sowie im Jahr darauf ein weiteres 
Attentat auf den kroatischen Schriftsteller Mile Budak, 
welches mit der gleichen Methode verübt wurde (Budak 
überlebte allerdings), brachten das Pulverfass endgültig 
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zum Explodieren, sodass kroatische Emigranten und Pa- 
trioten damit begannen, einen Racheplan auszuarbeiten. 
Um die Tyrannei zu beenden und das Unterdrückerregime 
der Königsdiktatur zu stürzen, plante die Ustascha-Bewe- 
gung unter Leitung von Ante Pavelic, König Alexander 
I. zu ermorden. Zur Vorbereitung auf das Attentat reiste 
Pavelić zusammen mit Gustav Peréec nach Bankya in der 
Nähe der bulgarischen Haupt- 
stadt Sofia. Dort besuchte er 
den Anführer der militanten, 
ebenfalls in Gegnerschaft zu 
Jugoslawien stehenden IMRO 
(„Innere Mazedonische Re- 
volutionäre Organisation“), 
Ivan Michajlow. Beide Seiten 
unterzeichneten einen Pakt 
und vereinbarten eine Zu- 
sammenarbeit. Während die 
IMRO die Errichtung eines 
unabhängigen Mazedoniens 
verfolgte, hatte die Ustascha- 
Bewegung ein unabhängiges 
Kroatien zum Ziel; beide Ziele 
hatten als Voraussetzung, dass 
zunächst das jugoslawische 
Königreich gestürzt werden 
müsse. Für dieses Ziel trainier- 
ten Mitglieder der Ustascha 
und der IMRO gemeinsam in 


ungarischen Ustascha-Lagern. 


Im Jahre 1934 bot sich schließ- 
lich die Gelegenheit zum Ty- 


rannenmord. Zuvor waren be- ne 


reits einige Attentate auf Konig Ante Pavelić (l.) zusammen mit Ivan Michajlow 


Alexander gescheitert, doch an 

diesem 9. Oktober 1934 sollte es schließlich klappen. Alex- 
ander befand sich gerade auf einem Staatsbesuch in Frank- 
reich. Zwar hatten sowohl die jugoslawischen als auch die 
französischen Behörden Alexander vor der Reise gewarnt, 
da sie ein Attentat befürchteten, doch wollte Alexander 
den Staatsbesuch unbedingt wie geplant durchführen. An 
diesem 9. Oktober verließ er gegen 16 Uhr Jugoslawien 
per Schiff auf dem Zerstörer „Dubrovnik“. In Marseille 
angekommen, traf er den damaligen Außenminister Louis 
Barthou. Alexander, Barthou und der französische Gene- 
ral Alphonse Georges verließen den Ort in einem offe- 
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nen Wagen der Marke Rolls-Royce. Trotz der vorherigen 
Warnungen der Behörden waren die Sicherheitsvorkeh- 
rungen niedrig. Wahrend Alexander und seine Begleiter 
im offenen Wagen durch Marseille fuhren, befanden sich 
am Straßenrand tausende Menschen, die dem König zu- 
jubelten, was es für den Attentäter Wlado Tschernosemski 
einfach machte, sich unter die Menge zu schmuggeln. Als 
Tschernosemski sah, dass sich 
der Wagen von König Alexan- 
der näherte, stürmte er mit den 
Worten „Vive le roi!“ („Es lebe 
der König!“) auf den Wagen zu 
und feuerte zehn Kugeln aus 
seiner Mauser C96-Pistole. 


König Alexander starb, kurz 
nachdem er getroffen worden 
war, in der Präfektur von Mar- 
seille, auch der französische 
Außenminister wurde tödlich 
getroffen. Der Tyrannenmér- 
der Wlado ‘[schernosemski 
starb ebenfalls noch am sel- 
ben Abend: Zunächst war er 
unmittelbar nach dem Atten- 
tat von einem Säbelhieb eines 
französischen Polizisten ge- 
troffen und anschließend von 
mehreren Zuschauern und Po- 
lizisten mit Fußtritten traktiert 
worden, sodass er am Abend in 
einer Polizeistation starb, ohne 
das Bewusstsein wiedererlangt 
zu haben. 


Interessanter Fakt am Rande: Bei 
der gerichtlichen Obduktion des Leichnams von König 
Alexander wurde als Todesursache ein Pistolenschuss in 
den Rücken festgestellt, welcher sehr wahrscheinlich nicht 
durch Tschernosemski verursacht worden sein konnte. Es 
ist deshalb nicht auszuschließen, dass Alexander nicht 
durch die Hand von Tschernosemski starb, sondern dass 
er versehentlich von einem seiner eigenen Leibwachter 
getotet wurde. 


Apostol Plemic 


Neue Blickwinkel auf die Weltgeschichte 
Edelbert Richter - Für ein Ende der Halbwahrheiten 


Mit dem Buch „Für ein Ende der Halbwahrheiten“, das 
laut Untertitel antritt, „Korrekturen an unserem Bild von 
Judentum und Nationalsozialismus“ vorzunehmen, begibt 
sich der Verlag „Edition Sonderwege“ auf vermintes Ter- 
rain; unterliegen doch wesentliche Elemente des Bildes 
der nationalsozialistischen Politik im Allgemeinen und der 
Judenpolitik im Besonderen einem strafrechtlichen Dog- 
ma, an dem zu rütteln nicht wenige Autoren bereits mit 
ihrer Freiheit bezahlten. Autor Edelbert Richter vermei- 
det jedenfalls allzu plumpe Anklagen gegen das Judentum, 
nicht ohne aber auch Kritik zu üben: So bezeichnet er die 
Frühgeschichte des Judentums, ausgehend von den Be- 
schreibungen des Alten Testaments über die Vernichtung 
damaliger Völker, als „Völkermord“. Auch gewisse Vor- 
schriften zur Behandlung anderer Völker und insbeson- 
dere das Verbot von Mischehen mit nichtjüdischen Ehe- 
partnern verurteilt Richter als „Rassismus“, obgleich er zur 
Verteidigung anführt, dass dieser, anders als der Rassismus 
des 19. und 20. Jahrhunderts, einem guten Zweck, näm- 
lich dem Zusammenhalt des jüdischen Staates diente. In 
Bezug auf den Holocaust, dessen Infragestellung dem Au- 
toren fernliegt, kritisiert er, wie bereits die jüdischen Au- 
toren Norman Finkelstein und Gilad Atzmon, vor allem 
dessen Instrumentalisierung, seine regelrechte „Erhebung 
zur Holocaust-Kultur“. 


Aus der Distanz betrachtet fällt auf, dass der Autor bei 
seiner Kritik des Judentums sehr um versöhnliche Worte 
bemüht ist und dabei allzu oft in zeitgenössische Irrtü- 
mer verfällt, die teils seiner theologischen, teils seiner li- 
beralistischen Prägung geschuldet sind; etwa dann, wenn 
er das Alte Testament als „Entzauberung der Welt von 
Göttern und Dämonen“, gar als „Grundlage der Natur- 
wissenschaft“ verklärt. Das grundlegende Motiv Richters, 
so zeichnet sich im Laufe der Lektüre seines Buches ab, 
besteht darin, die Verfehlungen der jüdischen Geschichte 
anzusprechen, aber nicht nur zu verurteilen, sondern auch 
erklärende und entschuldigende Zusammenhänge aufzu- 
zeigen. 


In derselben Weise behandelt er auch den National- 
sozialismus, den er im Einklang mit dem herrschenden 
Geschichtsbild grundsätzlich als verbrecherisch einstuft. 


Ebenso erkennt Richter die nationalsozialistische Juden- 
politik als „singulär“ an, sucht aber die Gründe hierfür vor 
allem in den Umständen der damaligen Zeit. Dabei scheut 
er nicht davor zurück, Vertreter des Judentums in einigen 
Bereichen als Vorläufer späterer NS-Politik zu entlarven. 
So sei etwa der Rassedünkel erstmals bereits bei dem jü- 
dischstämmigen britischen Politiker Benjamin Disraeli zu 
finden, den er als „ersten Rassentheoretiker“ bezeichnet. 
Der Zionismus war für Richter typisch deutsch, was be- 
deuten soll, ebenfalls ein potentieller Vorläufer späterer 
deutscher rassistischer Bewegungen. Die Rasseforschung 
ist dabei für Richter generell ein rotes Tuch: Seiner An- 
sicht nach ist Rasse lediglich ein Konstrukt, es gebe eben- 
so wenig eine schwarze wie eine weiße oder mongolide 
Rasse. 


Interessant ist die Ansicht des Autors, dass die Finanzwelt 
des frühen 20. Jahrhunderts maßgeblich von Juden do- 
miniert gewesen sei und dass diese Finanzwelt eine Mit- 
schuld an späteren deutschen Verbrechen trage. War sie 
es doch, die zu Inflation und Deflation der 1920er-Jahre 
geführt habe, und damit zu einem Minderwertigkeitsge- 
fühl vor allem bei den darunter leidenden Deutschen, das 
sich in der späteren Judenfeindschaft einen Ausweichka- 
nal gebrochen habe. Ein weiteres Motiv für judenfeindli- 
che Einstellungen erkennt Richter in der Erschütterung 
des alten Weltbildes durch jüdische Wissenschaftler vor 
allem im Bereich der Physik. So hätten Einsteins Rela- 
tivitätstheorie und die Quantenphysik einen regelrechten 
Hass innerhalb der deutschen Bevölkerung erzeugt, die — 
so Richter — sehr auf Ordnung und ein damit verbunde- 
nes, geregeltes Weltbild vertraut hätten, das nunmehr zu 
zerbrechen drohte. Auch hier liegt Richter jedoch falsch. 
Denn die deutsche Physik beschränkte sich nicht auf Welt- 
eislehre und „Äther-Theorien“, sondern schloss gerade die 
von Richter fälschlich als jüdisch dominiert bezeichnete 
Quantenphysik ein. Auf diesem Gebiet waren zwar auch 
jüdische Forscher aktiv, die entscheidenden Fortschritte 
aber erzielten deutsche Forscher, wie unter anderem die 
Autoren Igor Witkowski und Nick Cook nachwiesen. Ih- 
nen zufolge bildete die Quantenphysik die Grundlage von 
Forschungen im Bereich der deutschen Waftentechnik, 
die der der Alliierten um Jahrzehnte voraus gewesen sei. 
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Positiv hervor sticht wiederum Richters Analyse der 
Wirtschaft des Dritten Reiches, die er als „experimen- 
telle Vorwegnahme des Goldenen Zeitalters der Nach- 
kriegszeit™ auf keynesianischer Grundlage (insbesonde- 
re staatliche Steuerung der Nachfrage nach Gütern und 
Dienstleistungen) bezeichnet. Auch das nationalsozialis- 
tische Naturschutzprogramm bezeichnet der Autor als 
„wegewiesend“, auch wenn es im Laufe der Herrschaft 
zunehmend enttäuscht habe, da die im Dritten Reich 
erzielte wirtschaftliche Wachstumsförderung auf Kosten 
der Natur gegangen sei. Ebenso sachlich und richtig ist 
seine Analyse der Kriegsgründe. Richters Fazit: Von einer 
Alleinschuld Deutschlands an der Entfesselung des Zwei- 
ten Weltkrieges kann völkerrechtlich keine Rede sein. Im 
gleichen Atemzug bezeichnet er indes einen potentiellen 
Sieg Hitlers als „Horrorszenario“, da dies einen „unauf- 
hörlichen, unerbittlichen Kampf der Völker um Lebens- 
raum“ und eine „Einteilung der Menschen nach Rassen“ 
bedeutet hätte. Zwar hat Hitler in seinem Buch „Mein 
Kampf“ durchaus den Kampf zwischen Völkern als einen 
natürlichen Prozess bezeichnet. Anders als in der Theorie 
strebte er in der Praxis aber ein europäisches Reich ger- rer en, 
manischer Prägung an, das er als Garant des Friedens und 
des Wohlstandes verstanden wissen wollte — inwieweit 
dies realistisch gewesen wäre, kann hier nicht ausführlich 


erörtert werden; das Beispiel zeigt aber, dass die Theorie 
doch in der Regel ein gänzlich anderes Antlitz aufweist 
als die Realität. 


In der Bilanz ist die Veröffentlichung Richters trotz der 
aufgezeigten Schwächen allein aufgrund der aus einem 
speziellen Blickwinkel betrachteten dualistischen Ge- 
schichte des Judentums und des Nationalsozialismus le- 
senswert. 


Dennis Krüger ist Inhaber des auf Vor- und Frühgeschichte 
spezialisierten „Parzifal-Versandes“ sowie Herausgeber des 
politischen Magazins „Reconqguista 
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Edelbert Richter — Für ein 
Ende der Halbwahrheiten. 
Korrekturen an unserem 
Bild von Judentum und Na- 


tionalsozialismus. Edition 


Sonderwege, Lüdinghausen 
und Berlin 2018, 448 Sei- 
ten, 24,90 € 


Vergangenheit 


Zukunft 


Kurt Eggers 
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Pflichterfüllung und Kameradschaftstreue 
Hajo Herrmann - Als die Jagd zuende war 


Das hier zu rezensierende Buch erschien erstmals 1988 
im Münchener Universitas Verlag, besprochen wird die 
8. erweiterte Auflage aus dem Jahr 2003. Vier Jahre nach 
der Veröffentlichung seiner Kriegserinnerungen „Beweg- 
tes Leben“ legte der Luftwaffen-Oberst Hans-Joachim 
„Hajo“ Herrmann mit den Erinnerungen an seine sowje- 
tische Kriegsgefangenschaft nach, denen er den Titel „Als 
die Jagd zuende war“ gab. Oberst Herrmann (1913-2010) 
war einer der erfolgreichsten Jagd- und Kampfllieger des 
Zweiten Weltkriegs, hochdekoriert mit dem Ritterkreuz 
mit Eichenlaub und Schwertern — eine Auszeichnung, die 
insgesamt nur 159-mal verliehen wurde. Zudem war er 
Erfinder des Nachtjagd-Verfahrens „Wilde Sau“ und Ini- 
tiator des auch als „Rammjäger“ bekannten „Sonderkom- 


mandos Elbe“. 


Aus „Pflichterfüllung und Kameradschaftstreue“, wie es 
im Umschlagtext des Buches heißt, ging Oberst Herr- 
mann bei Kriegsende das höchste Wagnis ein, das nur 
möglich war: Da ihm von den Russen (fälschlich) verspro- 
chen worden war, seine gefangenen Untergebenen würden 
im Tausch gegen ihn freigelassen werden, flog er am 11. 
Mai 1945 freiwillig mit einer Fieseler-Storch nach Bu- 
dapest in die sowjetische Kriegsgefangenschaft. Dies war 
für Herrmann der Beginn einer mehr als zehnjährigen 
Odyssee, währenddessen er in mehr als einem Dutzend 
Kriegsgefangenlagern und Gefängnissen inhaftiert war, 
von Moskau bis Swerdlowsk hinterm Ural, von Budapest 
bis Odessa am Schwarzen Meer - in der Anfangszeit zu- 
dem immer mit der quälenden Ungewissheit, jederzeit 
willkürlich erschossen werden zu können, wie es in den 
Nachkriegsjahren mit tausenden Offizieren und Generä- 
len geschah, die zur Befriedigung des bolschewistischen 
Mordtriebes sinnlos dahingemordet wurden. 


Mit einer großen Portion Glück überlebte Herrmann — 
obwohl er den Sowjets nicht nur wegen seines Bekannt- 
heitsgrades, sondern auch wegen seines aufmüpfigen Ver- 
haltens ein steter Dorn im Auge war. Zwei gescheiterte 
Fluchtversuche, beharrliches Festhalten an seinen Prinzi- 
pien während der Vernehmungen durch die berüchtigten 
Sowjetkommissare und die hartnäckigen Weigerungen, 
die von seinen Bewachern geforderte Arbeitsnorm zu er- 
füllen, bezahlte der Luftwaffen-Oberst mit verschiedenen 
Verurteilungen russischer Militärgerichte zu insgesamt 60 
Jahren Arbeitslager. Nach handstreichartigen Verurteilun- 
gen galten die inhaftierten Deutschen plötzlich nicht mehr 
als „Kriegsgefangene“, sondern als „Kriegsverbrecher” — 
eine Bezeichnung, gegen die sich der Autor während und 
auch nach seiner Gefangenschaft immer auf das Schärfste 


verwahrt hat. Doch Herrmann berichtet in seinem Buch, 
das ohne jegliche Rachegelüste und übertriebenen Pathos 
geschrieben ist, nicht nur von den vielen Schmähungen, 
Gemeinheiten, Demütigungen und Gewalttätigkeiten, 
denen er in der Gefangenschaft ausgesetzt war, sondern 
auch von den kleinen Freuden und Ablenkungen vom 
grauen Lageralltag, beispielsweise, wenn er von anregen- 
den Unterhaltungen mit deutschen und russischen Mit- 
gefangenen erzählt, von dem ersten Paket aus der Heimat 
oder von den kleinen Listigkeiten und Streichen, die er 
seinen Bewachern immer wieder gespielt hat. 


Als einer der letzten Heimkehrer traf Hajo Herrmann 
nach über zehnjähriger Gefangenschaft am 12. Oktober 
1955 im damaligen Grenzbahnhof Herleshausen in Hes- 
sen ein: „Herleshausen! Du kleiner, nie gekannter Ort, 
Anfang eines neuen Lebens! Nach zehn grauen Jahren 
in der Fremde plötzlich bunte Märchentrachten wie auf 
hell erstrahlender Bühne, jubelnde Chöre und feierliche 
Schritte! (...) Leise summt der Motor, die Reifen rau- 
schen unter mir. Wie ein Choral fassen und tragen mich 
die Stimmen. Wie soll ich danken? Ich habe sechs Jahre 
an allen Fronten gekämpft. Wunden machten mich trot- 
zig, die Orden stolz. Ich habe zehn Jahre in der Unfreiheit 
gelebt und versucht, Schwäche und Bosheit zu widerste- 
hen. Ich verlernte Rührung und Tränen. Ich hebe die Blu- 


men an mein Gesicht.“ 


Hajo Herrmann — Als die 
Jagd zuende war. Mein Flug 
in die sowjetische Gefangen- 
schaft. Mit den Protokollen 
des NKWD. Universitas 
Verlag, 8. erweiterte Auf- 
lage, Munchen 2003, 496 
Seiten, nur noch antiquarisch 


erhaltlich 
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Aus der Reihe 


„Literaturpreisträger der Reichshauptstadt Berlin“ 
Herbert von Hoerner — Der graue Reiter 


„Ansis wird den Hof erben“, dachte der Bauer weiter (...) „So etwas vergisst 
sich nicht in Generationen. Das wird das Denkmal sein, das ich mir setze, 
unzerstörbar, soweit etwas auf Erden unzerstorbar ist, und mein Name wird 
unvergessen sein, solange die Wezrumbas auf dem Hofe leben werden, und 
das werden sie voraussichtlich bis zum Jüngsten Tage!“ 


Im Jahr 1940 gewann unter anderem der deutschbaltische 
Schriftsteller Herbert von Hoerner den oben genannten 
Preis für seinen Bauernroman „Der graue Reiter“. Der 
Roman erzählt über die Zeitspanne von etwa einem Jahr 
das Schicksal des 42-jährigen Bauern Karlis Wezrumba 
und dessen Familie, wobei weder der genaue Ort des Ge- 
schehens noch das Jahr der Handlung erwähnt werden, 
die Zeit lässt sich nur grob auf die Wende vom 19. zum 20. 
Jahrhundert eingrenzen. 


Durch ein starkes Unwetter wird der Stall des Hofes so 
stark zerstört, dass der Bauer nach einigem Überlegen 
beschließt, diesen zusammen mit seinem ältesten Sohn 
Ansis komplett neu zu bauen. Steinernes Baumaterial 
scheint über den nahegelegenen Fluss schnell erreichbar 
und obendrein kostenlos in einer alten Ruine zu finden zu 
sein. Nach einer ersten Begutachtung trifft Bauer Karlis 
auf einen Gendarmen, der sich als sein alter Jugendfreund 
Jurre Mengalv entpuppt. Dieser klärt den Bauern darüber 
auf, dass es sich bei den Steinen um Staats- und Kulturgut 
handele. Um die Steine nutzen zu dürfen, müsse zunächst 
ein Antrag gestellt werden, wozu der Gendarm sogleich 
seine Hilfe anbietet. Während die Ämter noch keine Ent- 
scheidung über den Antrag des Bauern getroffen haben, 
beginnt er jedoch im Winter zusammen mit seinem Sohn, 
die Steine aus der Ruine mit einem Schlitten über den zu- 
gefrorenen Fluss auf seinen Hof zu bringen. Eine folgen- 
schwere Entscheidung, wie sich wenig später herausstellen 
sollte... 


Die gesamte Erzählung hindurch taucht immer wieder 
ein geheimnisvoller grauer Reiter als warnende und somit 
auch beschützende Erscheinung auf, an welchen der Bau- 
er anfangs nicht glaubt und ihn zum Ende des Romans 
hin schlichtweg ignoriert. Wo der graue Reiter auftaucht, 
soll man von seinem Vorhaben ablassen, so berichtet es 
die Großmutter der Familie. Der genannte Reiter erin- 
nert stark an Iheodor Storms „Schimmelreiter“ und an 
die alte Sage, auf die Storms weltbekannte Novelle basiert. 
So finden sich auch in Hoerners Roman die literarischen 
Motive von alt / jung beziehungsweise alt / neu, Licht / 
Schatten sowie Mensch / Natur. 
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Neben dem Hauptstrang tun sich noch zahlreiche Neben- 
handlungen innerhalb der Erzählung auf, dabei werden 
die Kinder sowie die Nachbarn der Wezrumbas samt ih- 
ren Charaktereigenschaften vor- und dargestellt. So hofft 
beispielsweise der Nachbarsjunge Jaunsem auf die Liebe 
der ältesten Tochter der Wezrumbas, Milda. Auch auf die- 
se Beziehung wird der wesentlich ältere Gendarm einen 
verhängnisvollen Einfluss nehmen, was der Erzählung ei- 
nen weiteren, emotionalen Handlungsstrang bietet. 


Insgesamt handelt es sich um einen lohnenswerten und 
flüssig zu lesenden Roman, welcher anfangs zwar etwas 
dahinplätschert, sich aber doch allmählich zu einer pa- 
ckenden Erzählung entwickelt, wobei das Ende schließ- 
lich einige Fragen offenlasst, die der Leser gerne noch 
erfahren hätte. Den Verfasser Herbert von Hoerner kön- 
nen wir leider nicht mehr fragen, als ehemaliger Wehr- 
machtsoldat wurde er nach dem Krieg von den Sowjets 
verhaftet, vor ein sowjetisches Militärtribunal gestellt, we- 
gen „konterrevolutionären Verbrechen“ zum Tode durch 
Erschießen verurteilt und im September 1946 in Bautzen 
von bolschewistischen Schlächtern hingerichtet. 


Tim S. 


Herbert von Hoerner — Der 
graue Reiter. Adolf Spemann 
Verlag, 1940, 185 Seiten 


Kaum wird eine politische Diskussion in sozialen Netz- 
werken etwas hitziger, liest man des Öfteren den längst 
im alltäglichen Sprachgebrauch zur Redewendung gewor- 
denen Satz „Anzeige ist raus“, weil sich jemand angeblich 
oder tatsächlich durch bestimmte Äußerungen des Ge- 
genübers beleidigt fühlt. Nun ist natürlich — auch wenn 
das gewisse Staatsanwälte im völlig ausgeuferten „Kampf 
gegen Rechts” anders sehen wollen — nicht jede geäußerte 
Kritik sofort eine strafbare Beleidigung, die nach $ 185 des 
Strafgesetzbuches mit einer Freiheitsstrafe von bis zu ei- 
nem Jahr oder mit Geldstrafe geahndet werden kann; wird 
die Beleidigung mittels einer Tätlichkeit begangen, beträgt 
der Strafrahmen sogar bis zu zwei Jahre Freiheitsstrafe. 


„Beleidigung“ im juristischen Sinne ist die Kundgabe von 
Geringschätzung, Nichtachtung oder Missachtung. Die 
Kundgabe kann wörtlich, schriftlich, bildlich, symbolisch 
(z.B. durch den Mittelfinger), durch schlüssige Handlun- 
gen (z.B. Bespucken) oder durch Tätlichkeiten (z.B. Ohr- 
feige) erfolgen. Führt das Bespucken zu einem Übelkeits- 
gefühl oder die Ohrfeige zu Schmerzen, kommt zusätzlich 
noch eine Strafbarkeit wegen Körperverletzung in Be- 
tracht. Die Äußerung muss einen ehrverletzenden Inhalt 
haben. Hierfür ist unter Beachtung der Begleitumstände 
und des Gesamtzusammenhangs der objektive Sinn der 
Äußerung zu ermitteln. Beispiel: Die Aussage „Sie kön- 
nen mich mal...“, ohne den Satz zu Ende zu führen, ist 
in der Regel nicht strafbar, weil aus der Äußerung nicht 
hervorgeht, was denn nun genau gemeint ist. 


Generell kommt es entscheidend auf die sprachliche und 
gesellschaftliche Ebene und auf die konkreten Begleitum- 


stände der Äußerung an — der Ton macht die Musik! So ist 
beispielsweise die Bezeichnung „Bulle“ für einen Polizis- 
ten mittlerweile derart in den alltäglichen Sprachgebrauch 
übergegangen — man denke nur an die Fernsehserien „Der 
Bulle von Tölz“ oder „Der letzte Bulle“ —, dass bei dieser 
Äußerung weitere Umstände hinzutreten müssen, um eine 
Strafbarkeit zu begründen, beispielsweise, wenn ein be- 
stimmter Polizist oder eine Gruppe von Polizisten betont 
herablassend oder aggressiv als „Bullen“ angesprochen 
werden. Jedenfalls sprach das Landgericht Regensburg vor 
einigen Jahren eine Hundebesitzerin frei, die am frühen 
Morgen von der Polizei aufgesucht worden war, weil ihr 
Hund wohl in der vorherigen Nacht Wild gerissen hat- 
te. Sie öffnete schlaftrunken die Tür und beantwortete die 
Frage ihrer Tochter „San des d’ Bullen?“ mit den Worten 
„Ja, des san d’ Bullen“. (Az. 3 Ns 134 Js 97458/04). 


Grundsätzlich gilt jedenfalls, dass nicht jede „Unhöflich- 
keit“ oder „Taktlosigkeit“ strafbar ist, sondern dass die ehr- 
verletzende Äußerung beziehungsweise Handlung eine 
gewisse Erheblichkeitsschwelle überschreiten muss. Im 
Rahmen von Satire und Karikaturen ist außerdem zu be- 
achten, dass sie bewusst ein Zerrbild der Wirklichkeit ver- 
mitteln und demzufolge regelmäßig als Ironisierung ver- 
standen werden. Irotzdem darf Satire nicht „alles“ — man 
denke nur an das gegen den türkischen Präsidenten Erdo- 
gan gerichtete „Schmähgericht“ des BRD-Staatskomikers 
Böhmermann, das zwar nicht als strafrechtlich relevant, 
aber vom Hamburger Oberlandesgericht gleichwohl als 
Verstoß gegen die Persönlichkeitsrechte Erdogans gewer- 
tet wurde. 
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Folgende Äußerungen sind gem. $ 185 StGB STRAFBAR: 


Bezeichnung eines Linken als „Zecke“. 
BVerfG, Beschluss vom 03.05.1999, Az. 2 BuR 621/99 


Bezeichnung eines Polizisten als „Clown“. 
Urteil: KG Berlin, Urteil vom 12.08.2005, Az. 1 Ss 93/04 (91/04) 


Bezeichnung eines schwarzen Politikers als „falscher Thü- 
ringer” auf einem Bild neben einer als „echte Thüringer“ 
bezeichneten Bratwurst. 

Ihüringer OLG, Beschluss vom 30.06.2011, Az. 1 Ss 25/11 


Bezeichnung des Bundestagsabgeordneten Volker Beck 
(Grüne) als „Gauleiter“ und „Müsli-Nazi“. 
Quelle: Blick nach rechts, 20.03.2012 


Bezeichnung von Volker Beck als „warmen Bundestags- 
abgeordneten, der weiß, wie man sich von hinten nach 
vorne durcharbeitet“ und als „pervers“. 

Quelle: Blick nach rechts, 05.12.2013 


Bezeichnung der Bundestagsabgeordneten Katrin Gö- 
ring-Eckardt als „Katrin Goebbels-Eckardt“. 
Quelle: neues deutschland, 11.05.2017 


Folgende Äußerungen sind ERLAUBT: 


Bezeichnung eines Politikers als „Versager“. 
BVerfG, Beschluss vom 25.04.1985, Az. 2 BuR 617/84 


Bezeichnung eines Politikers als „scheinheilig“. 
OLG Köln, Urteil vom 24.06.1986, Az. Ss 84-85/86 


Herabsetzung einer rechtsgerichteten Person als „braune 
Ratte“ in der politischen Auseinandersetzung. 
LG Paderborn, Beschluss vom 22.11.1993, Az. 1 § 180/93 


Bezeichnung einer politischen Partei als „nicht wählbarer 
krimineller Bodensatz in einer offenen Gesellschaft“. 
LG Potsdam, Beschluss vom 29.09.1999, Az. 3 O 496/99 


Bezeichnung von Abtreibungen als „Babycaust“ bzw. 
neuer Holocaust“. 
BGH, Urteil vom 30.05.2000, Az. VI ZR 276/99 


Bezeichnung eines Polizeibeamten als „Wegelagerer“. 
BayObLG, Beschluss vom 20.10.2004, Az. 1 St RR 153/04 


Anlassbezogene Bezeichnung von Mitgliedern eines 
Stadtrates als „Lakaien der alliierten Siegermächte“ und 
arme Irre“. 

OLG Bamberg, Urteil vom 24.10.2006, Az. 3 Ss 86/2006 


3% 


Es stellt keine strafbare Beleidigung dar, wenn die Jungen 
Nationalisten (JN) Kondome „für Ausländer und ausge- 
wählte Deutsche“ verschicken. 

Quelle: www.aktion-widerstand.de, 21.11.2013 


In einem Gerichtsverfahren erfüllt auch eine polemische 
und überspitzte Kritik eines Prozessbeteiligten an der Ar- 
beitsweise eines Richters nicht die Voraussetzungen einer 
Schmähkritik, wenn die Auseinandersetzung in der Sache 
und nicht die Herabsetzung einer Person im Vordergrund 
steht. Konkret ging es hier um den Vorwurf, der Rich- 
ter würde ein „schäbiges, rechtswidriges und unwürdiges“ 
Verhalten an den Tag legen und er müsse „effizient be- 
straft werden, um zu verhindern, dass er auf eine schiefe 
Bahn“ gerät. 

BVerfG, Beschluss vom 27.08.2014, Az. 1 BuR 482/13 


Äußerung „Der einfache Polizist befolgt nur seine Befeh- 
le. Der Dreck sitzt oben. Und hier in NRW hat der Dreck 
auch einen Namen: Und das ist der Innenminister Ralf 
Jäger.“ 

Quelle: RP Online, 12.07.2017 


Bezeichnung einer Person im politischen Meinungskampf 
als „kleinkariert“ und „verlogen“. 
LG Limburg, Urteil vom 15.11.2017, Az. 4 Ns — 5 Js 14753/16 


Bezeichnung einer rechtsgerichteten Person im politi- 
schen Meinungskampf als „brauner Depp“. 

StA Bochum, Einstellungsbescheid vom 14.12.2017, Az. 33 Js 
SOOT Ls? 


Es ist allerdings zu beachten, dass es sich bei diesen Urtei- 
len jeweils um Einzelfallentscheidungen handelt. Andere 
Gerichte könnten in anderen Konstellationen anders ur- 
teilen! 


Sascha Krolzig, Jahrgang 1987, 
Diplom-Jurist, studierte von 2009 


bis 2014 Rechtswissenschaften an 
der Universität Bi elefeld. 


Zunächst Euch allen ein gesundes, neues Jahr! Dazu ein 
Zitat, welches Euch für dieses Jahr leiten mag, es ist von 
Helmut Schmidt: „Die Dummheit von Regierungen sollte 
niemals unterschätzt werden.“ 


Nachlese zur Wahl in Ihüringen: Dort haben die Altpar- 
teien nach der jüngsten Wahl erhebliche Verluste hinneh- 
men müssen, die AfD hingegen konnte satte Zugewinne 
von mehr als zwölf Prozent verbuchen. Dennoch stellt die 
AfD natürlich nicht die Regierung, denn — wie mittlerwei- 
le üblich - gibt es die große Koalition gegen Rechts. Wei- 
ter so, denn das bringt bei der nächsten Wahl noch mehr 
Stimmen. „Und sind wir dann die alleinige Führung...“ 


Man liest immer wieder, dass die „ultrarechte“ AfD die 
Gesellschaft spalten würde. Tut sie das? 

Oder leistet sie ganz einfach solide Oppositionsarbeit und 
vertritt einen mittlerweile großen Teil der Bevölkerung? 
Von der SPD kann man wohl kaum noch behaupten, dass 
diese einen großen Teil der Bevölkerung vertreten würde. 
Nach dem Linksruck innerhalb der SPD durch die Wahl 
der neuen Doppelspitze wird die Partei meiner Meinung 
nach noch mehr Wähler verlieren. Vielleicht noch einige 
Informationen zum Hoffnungsträger Kühnert, die man 
leicht im Weltnetz bestätigt findet: sein erstes Studium 
der Publizistik und Kommunikationswissenschaften (ir- 
gendwas mit Medien), in das er sich eingeklagt hat, hat 
Kevin abgebrochen. Sein zweites Studium, das der Poli- 
tikwissenschaften an einer Fernuni, hat er bis auf weiteres 
ausgesetzt. Von einer Fachkraft kann man hier wohl nicht 
sprechen. 


In der CDU ist man voll und ganz damit beschäftigt, sich 
bei allem anzubiedern, was links ist. Darum wurde es auch 
nichts für Rainer Wendt mit dem Posten des Staatssekre- 
tärs in Sachsen-Anhalt. Dazu sagte Wendt: „Die CDU ist 
vor Linken, Grünen und Sozialdemokraten eingeknickt 
und hat kapituliert. Das Kommando dazu kam aus dem 
Kanzleramt.“ Auch ein Friedrich Merz wurde auf dem 
Merkel-Parteitag gnadenlos abgekanzelt. Lustig dazu fin- 
de ich die Meldung aus dem Stadtanzeiger, dass Green- 
peace der CDU das „C“ geklaut hat. Die Begründung dazu 
ist, dass man in der CDU nicht umweltfreundlich genug 
sei, weswegen man dort christlichen Werten widerspre- 


chen würde. Ich selbst finde die „C“-Demontage völlig 
richtig, allerdings hätte ich eine andere Begründung: Diese 
findet sich, wenn man bei so manchen Parteimitgliedern 
mal die Religionszugehörigkeit hinterfragt. 


Jeden Arbeiter dürfte die Aussage von Herrn Kühl von den 
Grünen interessieren: „Entweder man will die Mobilitäts- 
wende oder nicht. Einzelne Jobs jetzt als Begründung für 
eine Rolle rückwärts...“ findet er übertrieben. Frau Roth 
fordert den Klimapass für jedermann, um „eine selbstbe- 
stimmte und frühzeitige Umsiedlung in sichere Länder zu 
ermöglichen und ihnen dort staatsbürgerliche Rechte zu 
gewähren.“ — Tja, die Claudia hat die Hitze im Sommer 
2019 offenbar wirklich nicht verkraftet. Es geht aber nicht 
nur um Hitze! Thüringens Flüchtlingsrat fordert einen 


Abschiebestopp für den Winter, berichtet der MDR. 


Wo wir gerade bei den Öko-Diktatoren sind: Herr Lind- 
ner von der FDP hat Luisa Neubauer von der „Fridays for 
Future“-Bewegung die Frage gestellt, von wem sie denn 
eigentlich legitimiert wurde, im Namen von Tausenden zu 
sprechen und Forderungen zu stellen. Eine seriöse Ant- 
wort gab es selbstredend nicht. Dafür erfahren wir, dass ein 
Teil der „Fridays for Future“-Demonstranten in Leipzig 
für ihre Demo-TIeilnahmen bezahlt wurden. Der Verant- 
wortliche spricht von einer „Künstleraktion“. 


Jüngst gab es ungeahnt Schützenhilfe, was die mittlerweile 
unerträgliche Abnutzung der sogenannten „Nazi-Keule“ 
betrifft, nämlich durch die Jüdische Allgemeine. Auslöser 
ist ein Bericht in der Kieler Zeitung über den Kabarettis- 
ten Dieter Nuhr, der unsere Greta mit Hitler und Stalin 
verglichen haben soll. Dieser Bericht war eine Falschmel- 
dung und musste dementiert werden. Das hat aber den 
GEZ-Journalisten Mario Sixtus nicht an seiner Aussage 
gehindert: „Adolf Hitler ist für mich der Dieter Nuhr der 
Faschisten.” Ebenso wenig wie den Anwalt und Klima- 
Aktivisten Peter Nagel: „Und das nächste Mal vergleicht 
Herr Nuhr das Pariser Abkommen mit dem Hitler-Stalin- 
Pakt. Passend dazu trägt er einen dekorativen Aluhut.“ — 
Bei der Jüdischen Allgemeinen ist man jedenfalls gar nicht 
darüber erfreut, dass hier so leichtfertig mit der „Nazi- 
Keule” um sich geschlagen wird. 


Noch ein Schuss, der nach hinten losgegangen ist, diesmal 
aus Italien: Dort wollte man ein Zeichen gegen „Rassis- 
mus“ beim Fußball setzen, weil dort immer wieder Af- 
fengeräusche zu hören sind, wenn bestimmte Spieler am 
Ball sind. So hat man sich ein Plakat ausgedacht, auf dem 
drei Affen zu sehen sind, alle mit unterschiedlichen Au- 
genfarben und einer Art Gesichtsbemalung. Das Plakat 
darf jeder für sich interpretieren. Und noch ein Schuss aus 
dem Abseits: diesmal ist Marco van Basten, der ehemalige 
holländische Nationalspieler der Schütze. An einem Spiel- 
tag gegen Rassismus hat er ein Gespräch mit den Worten 
„Sieg Heil“ abgeschlossen. Ein nach seiner Aussage miss- 


glückter Scherz. 


Die Blüten, die der Kampf gegen Rechts treibt, werden im- 
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mer abstruser: Da gibt es nun eine Studie, die hinterfragt, 
ob die Feuerwehr „rechts“ oder zumindest frauenfeindlich 
ist, weil dort fast ausschließlich weiße Männer tätig sind. 
Sogar der CDU-Zerstörer Rezo hat einen Keulenschlag 
abbekommen, denn er hätte sich frauenfeindlich geäußert 
und zudem den Begriff „Lebensraum“ verwendet. In der 
„Bunten“ wird versucht, uns islamische Namen schmack- 
haft zu machen. Für Mädchen auf Platz 1 ist Aleyna und 
für Jungen Amir. — Aber bitte nicht verwechseln mit Anis 
Amri, dem Attentäter vom Breitscheidplatz in Berlin. Der 
ist auch wieder in den Schlagzeilen, weil es dort Unge- 
reimtheiten in den Berichten von BKA und LKA gibt. 
Wer von den beiden Vereinen lügt, ist noch nicht klar. Mir 
kommt hier wieder die Aussage in den Sinn, wonach die 
Wahrheit die Bevölkerung nur verunsichern würde. 


Was man alles auffährt im Kampf gegen Rechts und ge- 
gen die Möglichkeit, sich frei informieren zu dürfen! Bei 
der CDU denkt man darüber nach, ein längst abgeschaff- 
tes Gesetz wieder in Kraft zu setzen. Es geht um die „Be- 
fürwortung von Straftaten“. Bayerns Justizminister, Herr 
Eisenreich, fordert in der Bildzeitung fünf Jahre Knast für 
„Online-Hetze“. Es soll neue Regeln geben, wie mit sol- 
cher ,Online-Hetze“ umgegangen werden müsse. Frag- 
würdige Inhalte sollen demnach inklusive der IP-Adresse 
des Verfassers an das BKA gemeldet werden. Der $ 130 
StGB soll nach dem Willen von Frau Kühne-Hörmann 
von der CDU auch für geschlossene Chatgruppen gelten. 
Seid in solchen Gruppen auch jetzt schon vorsichtig und 
überlegt Euch, was Euch ein vermeintlicher Scherz wert 
ist! Die „Welt“ berichtet über eine Anzeige gegen ein paar 
Lehramtsstudenten der Friedrich-Alexander-Universität 
Erlangen-Nürnberg, die in ihrer Chatgruppe Bilder, die 
Adolf Hitler zeigen, verbreitet haben sollen. Ähnliches 
gab es schon in einer ebenfalls geschlossenen Chatgruppe 
von Polizeischülern. Weiter denkt die CDU über ein ver- 
pflichtendes soziales Dienstjahr nach, bei dem der Bürger, 
auch der ältere, möglichst viel mit Migranten in Kontakt 
kommen soll. YouTube springt eifrig zur Seite und will 
auch „kleine“ YouTube-Kaniale löschen; ein gutes Mittel, 
um unliebsame Stimmen auszuschalten. 
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Mal ehrlich, diese Partei braucht doch kein Mensch, oder? 
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„Hass löschen ist keine Zensur“, eine Abwandlung von 
„Rassismus ist keine Meinung“ macht nun die Runde. 
Außerdem hört man immer wieder, dass der Staat die Lö- 
schungen ja nicht selbst vornehmen würde. — Nein, die 
BRD schafft nur Gesetze, die andere dazu zwingen, dies 
zu tun. In Dresden ruft man wegen PEGIDA & Co. gar 
den „Nazi-Notstand“ aus, ist allerdings nicht ganz glück- 
lich damit, weil man wohl erkennt, hier ein Eigentor im 
Hinblick auf den Ruf der Stadt zu schießen, weshalb man 
hinter den „Nazi-Notstand“ ein Fragezeichen gesetzt hat. 
Weiter gibt es nun die Bewegungen „Omas gegen Rechts“ 
und „Jecken gegen Rechts“. Unterstützt werden Demons- 
trationen dieser Gruppen gerne von diversen Musikdar- 
bietungen, sprich Gratis-Konzerten. Brot und Spiele, um 
das uninformierte Volk zu ködern. 


Der Autohersteller Volkswagen hat seinen Sponsoren- 
Schriftzug an einer Halle in Braunschweig verdecken las- 
sen, als dort die AfD getagt hat — mein nächstes Auto ist 
mit Sicherheit kein VW! Eine Tagesmutter hat die An- 
frage zur Betreuung eines einjährigen Kindes mit der Be- 
gründung abgelehnt, dass die Eltern des Kindes auf ihren 
Facebook-Profilen eine AfD-Nähe zeigen. Will man sein 
Kind bei einer solchen Tagesmutter wissen? Lehnt hinge- 
gen ein Vermieter einen Interessenten ab, weil dieser Aus- 
länder ist, dann kassiert er eine Strafe. Wartet es ab, bald 
kommt noch eine Quote, dass in jedem Mehrfamilienhaus 
x Prozent Ausländer wohnen müssen... 


Merkel sagt uns zum Ihema Meinungsfreiheit: „Wer seine 
Meinung sagt (...), der muss damit leben, dass es Wider- 
spruch gibt. Es gibt keine Meinungsfreiheit zum Nulltarif, 
dass alle zustimmen.“ Aber Politiker sollen mehr Schutz 
erhalten, damit sie sich weiter gegen Rechts profilieren. 
Da ist Widerspruch also doch nicht erwünscht? Warum 
haben denn diese Politiker solche Angst? Vielleicht weil 
sie gegen das eigene Volk arbeiten? Der Schutz gilt na- 
türlich nicht für vermeintlich rechte Politiker und alle, 
die irgendwie für „rechts“ gehalten werden. So konnte der 
Gründer der AfD, Herr Lucke, seine Vorlesung an der Uni 
Hamburg nicht halten, weil linke Chaoten sie zum Teil 
gewaltsam verhindert haben. Dabei ist Lucke aus der AfD 
ausgetreten, weil die ihm zu rechts wurde! De Maiziere 
von der CDU konnte seine Rede ebenfalls nicht halten, 
und Herr Lindner von der FDP wurde schon vorsorglich 
ausgeladen. Diese drei sind gewiss alles keine Leute, die 
eine stramm rechte Gesinnung haben, aber die trotzdem 
irgendwie von der derzeitigen Merkel-Linie abweichen. 
„Alle gegen den bösen Rechten“, dieses Spiel wird gerade 
auch in den USA gespielt, wo man sich zusammenrottet, 
um ein Amtsenthebungsverfahren gegen Präsident Trump 
anzustrengen. Allerdings gibt es gleich zu Beginn schon 
vier Abweichler im Lager der Trump-Gegner. Die Reihen 


der Irump-Leute sind fest geschlossen. 


Im Nordkurier lesen wir von Morddrohungen gegen Frau 
Bauer von der AfD. Die Polizei spricht allerdings nicht 
von Morddrohung, sondern von einer politischen Belei- 
digung. In der Morgenpost lesen wir, dass der Sohn eines 


AfD-Politikers, Herr Lindemann, an 
seiner Schule in Berlin mit dem Tod 
bedroht wurde. In Leipzig wurde eine 
Mitarbeiterin einer Immobilienfirma 
zuhause von Linksextremisten über- 
fallen. Die Projekte der Firma passen 
den Linken nicht in den Kram, denn 
da sollen schöne Wohnungen in Con- 
newitz gebaut werden. In Bretzenheim 
haben Linksextremisten eine Gedenk- 
stätte für Kriegsgefangene geschändet. 
Die ehemalige DDR-Bürgerrechtlerin 
Vera Lengsfeld berichtet, dass die An- 
tifa die Gräber ihrer Vorfahren ge- 
schändet hat. Wer sich über die Vor- 
fahren von Frau Lengsfeld informiert, 
der findet rasch heraus, dass es sich 
hierbei um alles andere als Rechte 
handelte. Der MDR trennt sich von 
seinem kontroversen Mitarbeiter Uwe 
Steimle. In Sachsen-Anhalt ist der 
CDU-Mann Möritz wegen seiner tä- 
towierten Schwarzen Sonne aus seiner 
Partei ausgetreten, nachdem es im Vorfeld enormen Druck 
gegeben hatte. Damit also muss man leben, wenn man sei- 
ne Meinung sagt? 


Dann gab es eine Versteigerung, bei der ein Libanese für 
ca. 600.000 Euro Hitler-Devotionalien ersteigert hat. Zu- 
nächst wollte er diese vernichten. Nun hat er sich dazu 
entschieden, die Gegenstände einer israelischen Orga- 
nisation zur Verfügung zu stellen. Das Geburtshaus von 
Adolf Hitler wird nach der staatlichen Enteignung nicht 
abgerissen, sondern zu einer Polizeiwache umgebaut. In 
Spanien wird der Leichnam von Franco aus dem Tal der 
Gefallenen umgebettet. So will man geschichtlich unlieb- 
same Orte und Gegenstände möglichst auslöschen. Ich 
denke hierbei an die Taliban oder an die [S-Kampfer, die 
Statuen gesprengt haben, und frage, wo hier eigentlich der 
Unterschied ist? Noch eine Umwidmung: In Köln gibt es 
den Spendenverein „Wir helfen“ für Kinder in Not. Dieser 
Verein hat nun mit Spendengeldern ein „Gender-Musical” 
unterstützt. Zumindest ich hätte mir als Spender einen 
anderen Verwendungszweck erwartet. 


Der rot-rot-grüne Senat in Berlin hat ein neues Gesetz 
auf den Weg gebracht, wonach der Polizeibeamte nun 
nachweisen muss, dass er den afrikanischen Drogen- 
fachverkäufer nicht wegen seiner Hautfarbe kontrolliert 
hat. Außerdem steht mittlerweile das Denkmal für die 
Drogenverkäufer im Görlitzer Park. Völlig überraschend 
kommt da die Schlagzeile in der Bildzeitung, dass die Bür- 
ger kein Vertrauen mehr in die Politik haben. 


Wenn hierzulande doch mal jemand abgeschoben wird, 
dann braucht man nicht meinen, dass derjenige draußen 
bleibt. Prominentes Beispiel für diese Art von Ping-Pong- 
Asylanten ist der Clan-Chef Miri. Seine beiden Abschie- 


bungen haben übrigens schlappe 111.000 Euro gekostet! 


Dieter Nuhr steht wegen mangelnder politischer Korrektheit 
momentan auf der Abschussliste der Gutmenschen 


Seine erneute Wiedereinreise haben türkische Grenz- 
Türsteher verhindert: „Du kommst hier nicht rein!“ Das 
ist kein Einzelfall, im Stadtanzeiger liest man, dass von 
jüngst 178 abgeschobenen Wiedereinreisenden nach wie 
vor 84 noch immer in der BRD sind. Noch so ein Fall ist 
unser Bekannter King Abode. Er ist nun wegen Sachbe- 
schädigung, zweifacher Beleidigung, fünffachen Hausfrie- 
densbruchs, vorsätzlicher Körperverletzung und gemein- 
schaftlicher gefährlicher Körperverletzung zu 16 Monaten 
auf Bewährung verurteilt worden. Eine Abschiebung nach 
Libyen kommt selbstverständlich nicht in Frage. In ande- 
ren Ländern läuft das anders ab: In Kroatien sollen die 
Grenzen durch das Militär geschützt werden. Der Prä- 
sidentschaftsanwärter Miroslav Skoro sagte: „Es ist die 
Hauptaufgabe des Landes, seine Bürger zu beschützen.“ 


Nun noch etwas Bereicherung im Schnelldurchlauf: In 
NRW hat man ein Kopftuchverbot an Kindergärten und 
Grundschulen geprüft. Ergebnis: das Kopftuch bleibt 
erlaubt. Wohlgemerkt, erlaubt für die Kinder! Die Zug- 
schubser von Voerde und Frankfurt sind... genau, schuld- 
unfähig! In Duisburg hat ein „Mann“, der weder lesen 
noch schreiben kann, seiner Ex-Freundin das Gesicht zer- 
trümmert; er nennt das „Hurenstempel“. Der IS hat nun 
auch die Grufti-Szene im Visier; geplant war ein Anschlag 
auf ein bekanntes Musikfestival der Szene. In Frankfurt / 
Main will man ein Schwimmbad ausschließlich für Mos- 
lems bauen. Über 50 Prozent der Hartz-IV-Empfänger 
haben keine deutschen Wurzeln, sie werden aber von Dir 
und mir alimentiert. Ein Mann aus Mazedonien mit 18 
Identitäten wurde kürzlich gefasst, eine seiner Identitäten 
wurde übrigens schon mal abgeschoben. Identitäten-Spit- 
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zenreiter ist ein Mann aus Georgien, der 45 (!) Identitäten 
hat. Städte in NRW bleiben auf 350 Millionen Euro für 
„Flüchtlinge“ sitzen; der Bund zahlt weniger als 30 Pro- 
zent der Kosten für 50.000 „geduldete“ in NRW. Altein- 
gesessene Clans sind durch neue Clans von „Flüchtlingen“ 
in ihrer Existenz bedroht. Der Attentäter von London war 
ein polizeibekannter Dschihadist. Der syrische Terrorist 
von Berlin, der einen Sprengstoffanschlag geplant hatte, 
arbeitete als Putze in einer Berliner Grundschule und in 
einem Museum. In Holland musste der „schwarze Piet“ 
bei Umzügen von der Polizei geschützt werden. 


Wer weiß, was Uiguren sind? — Uiguren sind Moslems, die 
in China unterdrückt werden und daher nun zum Beispiel 
nach Deutschland streben. Prima, die nächsten Wohnun- 
gen für „Flüchtlinge“ sind nämlich schon fertig und sehen 
wirklich picobello aus! Vielleicht leiden einige von Euch 
unter „Afrophobie“? — Die Junge Freiheit berichtet über 
dieses neu erdachte „Krankheitsbild“. Demnach sollen 
Leute, die Afrikaner oder andere Volksgruppen nicht ganz 
so gerne um sich haben, als krank abgestempelt werden. 


Schon Pläne für das neue Jahr? Wie wäre es mit einem 
Besuch auf der Halal-Messe in Hannover? Zurzeit macht 
man mit Halal-Produkten weltweit ca. zwei Billionen 
Dollar Umsatz. Bis 2025 sollen es 4,5 Billionen Dollar 
werden. Hipp, hipp, halal! Da passt es, wenn man erfährt, 
dass Länder wie die Türkei und Saudi-Arabien den Bau 
von prunkvollen Moscheen in Afrika fördern. So lässt sich 
durch Brot und Spiele der islamische Einfluss auf die Be- 


völkerung wunderbar ausbauen. 


Wieder einmal das Märchen von den Fachkräften, die 
gebraucht werden. Wir erfahren, dass ca. 1,2 Millionen 
Fachkräfte fehlen. Bei der Agentur für Arbeit sind davon 
ca. die Hälfte gemeldet. Woher weiß man von der ande- 
ren Hälfte? Weiter erfährt man, dass es hierzulande ca. 
3,2 Millionen Arbeitslose beziehungsweise in Fortbildung 
steckende Leute gibt. Davon ist keiner einer der gesuchten 
Fachkräfte? Wie viele davon haben deutsche Vorfahren? 


Stattdessen sollen Leute aus fernen Ländern hergeholt 


werden. Immer wieder lesen wir, dass solche Leute hier 
komplett ausgebildet werden, nachdem sie die Sprache ge- 
lernt haben. Das soll mit den hier vorhandenen Deutschen 
nicht möglich sein? 


Vielleicht fragt Ihr Euch, was denn diesmal mit den 
Überfällen, mit Raub und Mord ist. Leider gab es auch 
diesmal wieder viel zu viele davon. Daher will ich einen 
besonders extremen Fall herausgreifen, den Mord an dem 
49-jährigen Feuerwehrmann in Augsburg. Der Mann war 
mit seiner Frau und einem bekannten Ehepaar auf dem 
Heimweg vom Weihnachtsmarkt, als er von einer Gruppe 
Jugendlicher angegangen und letzten Endes totgeschlagen 
wurde. Der zweite Mann (50) wurde schwer im Gesicht 
verletzt. Hauptverdächtiger ist der 17-jährige Halid S., der 
neben der deutschen auch die türkische und die libane- 
sische Staatsangehörigkeit hat. Zum Totschlag, der doch 
sehr an den Fall Niklas aus Bonn erinnert, äußert sich Pro- 
fessor Pfeiffer vom Kriminologischen Forschungsinstitut 
Niedersachsen völlig unpassend: „Einen Mann mit einem 
Schlag zu töten — das hat nicht einmal Old Shatterhand 
geschafft.” Man liest, dass Freunde des Tatverdächtigen 
diesen als völlig friedliebend beschreiben. — Ich sage Euch, 
dass man feststellen wird, dass der Feuerwehrmann, ähn- 
lich wie Niklas, eine „Achillesferse“ hatte und alles nur ein 
tragischer Unfall war. 


Wie so oft wird man in solchen Fällen nicht müde, zu 
betonen, dass die Täter in Deutschland geboren wurden. 
Man spricht von „deutschen Tätern“. Dann habe ich mal 
eine Frage, die Ihr mit dem Pfarrer Eurer Wahl diskutie- 
ren könnt: In der Weihnachtsgeschichte heißt es, dass Je- 
sus im Stall bei Ochs und Esel geboren wurde. Bedeutet es 
also, dass Jesus ein Ochs oder ein Esel war? 


Und nun, auf, auf zu neuen Taten! 


Andreas Ulrich gehört zum festen Stamm der N.S. Heute- 
Redaktion. In seiner Glosse lässt er die Nachrichten der letzten 
zwei Monate aus dem Rheinland, Deutschland und der Welt 


mit Biss und Witz Revue passieren. 


Trotz der vorausgegangenen Schan- 
dung durch feige Linksextremisten 
wurde auch 2019 wieder ein eh- 
renhaftes Gedenken in Bretzenheim 
abgehalten 
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ar nahe liegt, 
urendlich wagen 
rheit laut zu sagen, 
die letzten Endes immer siegt. 
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Der Lüge Last ist schwer— Was wartest Du? Mach Dich berei 
Lensch wird klein und krumm -— zu dienen der Gerechtigkeit. 
aus Angst ganz blind und dumm — 


sieht keinen Ausweg mehr. Ursula Haverbeck, 5. November 


